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N E U B E I U V K

Bernhard Pörksen
Die Beobachtung des Beobachters

Eine Erkenntnistheorie der Journalistik
2006, 362 Seiten, broschiert
ISBN 3-89669-581-9
€ (D) 34,00 / SFr 58,90 

Kann die Journalistenausbildung von konstruktivistischen
Einsichten profitieren? Bernhard Pörksen hat anhand von zen-
tralen Lernzielen für Journalisten Leitbilder für Lehrende her-
aus gearbeitet und eine didaktische Konzeption entwickelt,
die auf Inspiration statt Instruktion beruht.
Denn konstruktivistische Einsichten inspirieren zu einer
grundsätzlichen Skepsis gegenüber Gewissheiten, machen
eine radikale Verantwortungsethik begründbar und liefern die
Grundlage für eine moderne, am Lernenden orientierte Di-
daktik.

Jan Schmidt
Weblogs

Eine kommunikationssoziologische Studie
2006, 202 Seiten, broschiert
ISBN 3-89669-580-0
€ (D) 24,00 / SFr 42,10 

Die Studie entwickelt ein allgemeines Analysemodell für die
Praktiken des Bloggens und wendet es auf verschiedene Ein-
satzfelder an. Der Autor diskutiert dabei Fragen der persön-
lichen Selbstdarstellung und des Identitätsmanagements, die
Rolle von Weblogs in der Organisationskommunikation sowie
deren Verhältnis zum Journalismus und zur politischen Kom-
munikation.
Auf der Basis der Beobachtung von Kommunikationsprozes-
sen, leitfadengestützten Gesprächen sowie einer Gruppendis-
kussion mit Anbietern und Nutzern wird dargestellt, wie Web-
logs in das persönliche Medienr epertoire eingebunden und
zur Pflege von sozialen Beziehungen genutzt werden.

Günther Rager, Karola Graf-Szczuka, 
Gregor Hassemer, Stephanie Süper (Hg.)

Zeitungsjournalismus
Empirische Leserschaftsforschung
2006, 290 Seiten, broschiert
ISBN 3-89669-503-7
€ (D) 29,00 / SFr 50,70 

Der aktuelle Forschungsstand zum Zeitungsjournalismus! In
30 Beiträgen geht es um Rahmenbedingungen und Ressorts,
Darstellung und Gestaltung, Leserforschung und Marketing. 
Einzelne Themen sind dabei u.a. die Qualitätsmessung, das
Verhältnis zwischen Journalismus und PR, die neuen Tabloid-
Formate, der Trend zur Personalisierung, Nutzwertjournalis-
mus oder spezielle Seiten für Kinder, Jugendliche und ältere
Menschen.
Die Beiträge referieren die Ergebnisse der empirischen Jour-
nalismusforschung und geben einen Ausblick auf zukünftige
Trends und Empfehlungen für die redaktionelle Arbeit.

Heinz Bonfadelli, Thomas Friemel
Kommunikationskampagnen im Gesundheitsbereich

Grundlagen und Anwendungen
2006, 150 Seiten, broschiert
ISBN 3-89669-579-7
€ (D) 24,00 / SFr 42,00 

Staatliche und gemeinnützige Institutionen führen verstärkt
Kommunikationskampagnen im Gesundheitsbereich durch.
Die Autoren führen in die kommunikationswissenschaftlichen
Grundlagen wie auch die empirischen Befunde der aktuellen
Kampagnenforschung ein. Sie zeigen anhand konkreter Bei-
spiele zu Problemen wie AIDS, Alkohol, Tabak oder Sucht wie
dieses Wissen für die Planung, Durchführung und Evaluation
von Kampagnen fruchtbar gemacht werden kann.
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Michael Haller

schauen Sie mal in die heutige Ausgabe der Bild-Zeitung. 
Lesen Sie die Schlagzeilen und schauen Sie sich die Bilder 
genau an: Wieder werden ein paar Leute der Lächerlichkeit 
preisgegeben, werden Amtsträger verdächtigt und Frauen 
sexistisch angemacht. Die Würde, so heißt es bekanntlich 
im ersten Artikel unseres Grundgesetzes, sei unantastbar.  
Trotz der täglichen Bild-Beleidigungen kenne ich nie-
manden, der den Sinn dieser Norm in Zweifel zöge.  Wir 
finden es richtig, dass die Grundrechte »oberhalb« der 
Verfassungswirklichkeit wie Fixsterne leuchten, damit wir 
uns orientieren können: Wir möchten, dass es so sei.

Auch im Alltag haben wir es mit zahllosen 
Rechtsbestimmungen zu tun, die wir »eigentlich« für sinnvoll halten: Straßenverkehrsregeln, 
Vertragsrecht, Jugendschutz – dabei wissen wir, dass diese Regeln oft genug auch von uns 
missachtet werden. Bereits die Kleinkinder wissen, wenn sie sich in der Pfütze wälzen und 
ihre Mutti schimpft: Sein und Sollen klaffen auseinander.

Nur den  Journalisten fällt es merkwürdig schwer, diesen Widerspruch auszuhalten. Kurz nach-
dem das Netzwerk Recherche (nach heftiger Debatte) seinen neuen Medienkodex beschlossen 
und publiziert hatte, gab es Geschrei. »Journalisten machen keine PR« lautet Artikel 5 dieses 
– mit Bedacht so bezeichneten – »Leitbildes«. In der Tat: Sein und Sollen klaffen auch hier aus 
allgemein bekannten Gründen vor allem unter freien Journalisten auseinander, wie alle wissen. 
Aber ist deshalb dieser Grundsatz falsch? 

Wir fanden, dass sich derzeit viele Journalisten davor drücken zu diskutieren, auf welche 
Grundsätze sich unsere Profession berufen sollte. In Zeiten, in denen das Beliebige vergöttert 
und das Notwendige missachtet wird, fällt das Nachdenken über die Widersprüche unse-
res Berufs besonders schwer. Wir sind jedenfalls zurückhaltend und bieten Ihnen nur zwei 
Diskussionsanstöße. Zuerst die Ansichten von Kolleginnen und Kollegen aus Lokalredaktionen 
im benachbarten Ausland (Seite 8). Und dann zwei ebenso konträre wie profilierte Meinungen 
über den Sinn und Zweck des Medienkodex (Seite 78).

Dass Ihnen diese Beiträge – neben den anderen Berichten und Analysen – Anlass zur 
Diskussion geben, dies wünscht sich
Ihr 
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message 1/2006
Gratiszeitungen / Studie 

MOBILE STÄDTISCHE KLIENTEL 
MIT WENIG ZEIT
Als vor sieben Jahren das Thema Gratiszeitungen 
erstmals in Deutschland virulent wurde, vertrat 
der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger 
(BDZV) die Überzeugung, dass redaktionelle 
Leistung nicht verschenkt werden sollte. 

Grundsätzlich hat sich an dieser Haltung bis 
heute nichts geändert. Jeder Leser dokumentiert 
mit seiner Entscheidung, eine bestimmte Zeitung 
zu kaufen, sein Interesse an deren redaktionellen 
Inhalten und Qualitäten. 

Obendrein haben wirtschaftliche Probleme der 
letzten Jahre und ihre Wirkung  am Werbemarkt 
gezeigt, welch großes Risiko es bedeutet, sich 
von Werbeeinnahmen abhängig zu machen. 
Tageszeitungen wie fast alle anderen klassischen 
Medien spüren das bis heute. 

Andererseits verkennen wir nicht, dass gerade 
Jugendliche und junge Leute, die eher weniger  
regelmäßig zum gedruckten Wort greifen, schein-
bar durch kostenlose Zeitungen überdurchschnitt-
lich gut erreicht werden. Auch das typische halbe 
Format und der stark begrenzte Umfang sprechen 
gewiss eine mobile städtische Klientel mit wenig 
Zeit besonders an. 

Insoweit hätten auch deutsche Verlage einen 
Grund, dieses Marktpotenzial nicht allein auslän-
dischen Anbietern wie  Schibsted (20 Minuten) 
oder Metro International (Metro) zu überlassen.

     Dietmar Wolff,
 BDZV-Hauptgeschäftsführer, Berlin 

message 1/2006
Geheimdienste / Recherche 

ALS JOURNALIST NICHT DEN 
VORZENSOR SPIELEN
Als Journalist, der die Schweizer Öffentlichkeit seit 
mehr als 25 Jahren mit relevanten Enthüllungen 
und Analysen aus den Bereichen Politik, Militär 
und Nachrichtendiensten versorgt, erlaube ich mir 
den Hinweis: Macht aus dem Journalismus, der 
aus Geheimbereichen berichtet, kein Mysterium 
und keine Legende! 

Diese Medienarbeit unterliegt den genau 
gleichen Zwängen und Gesetzen wie jede 
andere Berichterstattung. Ob die Quelle ein 
Geheimdienstler, Manager oder Politiker ist, der 
internes Papier freigibt, oder ein Fußballer, der 
aus dem Trainingscamp plaudert: Immer trifft 
der Journalist auf Personen und Organisationen, 
die ihre eigene Agenda führen und ihre eigenen 
Interessen wahrnehmen. 

Diesem Umstand kann sich kein Journalist ent-
ziehen; er muss sich dessen stets bewusst sein. Es 
gelten für einen Journalisten, der über geheim-
dienstliche Aktivitäten schreibt, die gleichen 
Regeln des seriösen Handwerks: nachdenken, ver 
gleichen, Plausibilität prüfen, Zweitmeinung ein-
holen, einordnen. 

Artikel und Berichte über Geheimdienstthemen 
können ohne große Mühe auf den gleichen 
Standard der Sachlichkeit und der Nach voll-
ziehbarkeit gebracht werden wie andere Medien-
produkte. Reines »Spielmaterial« zerfällt rasch in 
der realen Welt. 

Letztlich muss immer der Journalist die 
Publikation verantworten können. Ich entschei-
de mich im Zweifelsfall konsequent für eine 
Veröffentlichung. 

Aufgabe des Journalisten ist es nicht, den 
Vorzensor zu spielen, sondern seine Informationen, 
selbst wenn sie delikat sind, der öffentlichen 
Debatte zur Verfügung zu stellen. Damit werden 
Reaktionen provoziert, Zusatz- oder auch Gegen-
Infor mationen generiert, Erklärungen ermög-
licht. 

Journalismus im Geheimbereich ist nichts  
Besonderes. Er bringt die Bedingtheiten jeder 
Medienarbeit allerdings am klarsten zum 
Ausdruck. Und er kann zu Unannehmlichkeiten 
(Geldbußen, Telefonkontrollen, Prozesse, Verur-
teilungen) wegen Geheimnisverletzungen und so 
weiter führen. 

Trotzdem: Obwohl ich die Schweizer 
Geheimarmee (Standby-Organisation), den  gehei-
men Geheimdienst hinter dem normalen Geheim-
dienst, und andere Apparate enthüllt und erledigt 
habe, führe ich als Familienvater in Bern ein ganz 
normales Leben mit einem privaten und einem 
geschäftlichen Telefonanschluss. Basta.        

    Urs Paul Engeler, Redakteur 
Bundespolitik  Weltwoche, Bern

Internationale Zeitschrift 
für Journalismus

www.message-online.com
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»Alles umsonst!«
Die Gratiszeitungen haben Europa überschwemmt. 
Die Welle rollt jetzt auf Deutschland zu.

CIA-Entführung: Schwedische Reporter enthüllen S. 16
Berliner Verlag: Montgomery am Pranger  S. 32
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An dieser Stelle 
äu ßern sich 
Publizisten zu den 
Themen des vergan-
genen Heftes. 
Sie erreichen uns ...

... per Post:
Redaktion messaGe
Isestraße 26
D-20144 Hamburg

... per Fax:
040/4221242

... oder per E-Mail:
redaktion@message-
online.com

message 1/2006
Berliner Verlag / Perspektive

MIT ENTSPRECHEND SERIÖSEN  
PERSONEN WIE SCHULTE-HILLEN 
Egal, wie man Herr Montgomery in England 
einschätzt: Es hängt nicht allein von seiner 
Person ab, wie es im Berliner Verlag und bei der 
Hamburger Morgenpost weitergeht. Das hängt ab 
von dem Finanz- und Geschäftsplanungs-Konzept 
der Gesellschafter, von denen der größte Player 
die Gesellschaft Veronis Suhler Stevenson ist. 

Mein Eindruck ist, man versucht,  mit ent-
sprechend seriösen Personen wie Herrn Schulte-
Hillen als Aufsichtsrat alles das zu vermeiden, 
wofür sonst Montgomery steht. Dieser eignet sich 
im Moment nur als Schreckensfigur. Selbst wenn 
er ein Verleger mit anderer Vergangenheit wäre, 
also einer, der seine Leute pfleglich behandelt, 
bliebe sein riskantes Konzept das wesentliche 
Problem. 

Der Ehrgeiz der Investoren-Gruppe  nicht nur auf 
dem Berliner Markt ist extrem hoch und dadurch 
gefährlich. Offenbar haben sie große Schwierig-
keiten, im gegebenen Zeit- und Finanzrahmen 
ihre Geschäftspläne zu entwickeln.

Was jetzt die Branche zusätzlich nervös macht: 
Ein Teil der Gruppe soll momentan über einen 
Einstieg ins Gratiszeitungsgeschäft verhandeln. 
Das sind Dimensionen, die haben nichts mehr 
damit zu tun, wie ein einzelner ehemaliger 
Chefredakteur mit einer Redaktion umgeht.

Martin Dieckmann, 
Bundesvorstand ver.di, Berlin

message 1/2006 
Fall Pfahls

DEN WIND 
AUS DEN SEGELN GENOMMEN
Message schreibt in Nr.1/2006, Report München  
habe bei der Berichterstattung zum Fall Holger 
Pfahls »irreführende und falsche Behauptungen« 
aufgestellt. 

Die Botschaft des Message-Berichts geht an 
der Wirklichkeit der Prozesse um Schmiergeld-
Millionen von Pfahls, Jürgen Maßmann, Winfried 
Haastert und Max Strauß vorbei. Dabei fehlen 
auch wesentliche Fakten. 

Das beginnt schon bei der Motiv-Forschung. 
Message fragt, ob Report Zweifel am Geständnis 
von Pfahls säen wolle, »um dessen Aussage als 
Kronzeuge im anstehenden Prozess gegen Max 
Strauß zu entwerten«. 

Es war der Bundesgerichtshof (BGH), der die 
Rolle des »Kronzeugen« Pfahls marginalisiert hat. 
Der BGH hat auf Seite 6 des Revisionsbeschlusses 
vom 11. Oktober 2005 zum umstritte-
nen Max Strauß zugerechneten Schweizer 
Schwarzgeldkonto, »Maxwell« entschieden: »Von 
dem Rubrikkonto sind vorliegend ... gar keine 
Gelder an den Angeklagten geflossen.«  

Der BGH hat auch untersucht, ob Max Strauß  
nicht dennoch für das Geld steuerpflichtig sein 
könnte. Das wäre der Fall, wenn ein Treuhand-
Verhältnis zwischen ihm und dem Waffen-
Lobbyisten Schreiber nachgewiesen würde, der das 
Millionen-Konto »Maxwell« eingerichtet hatte.

Dazu stellt der BGH fest, dass Schreiber einen 
Haufen Geld für sich selbst abgezogen hat und fährt 
auf Seite 9 fort: »Diese Wahrunterstellungen und 
Beweisergebnisse stehen ohne nähere Erörterung 
im Widerspruch zu der Feststellung einer faktisch 
vollzogenen Vereinbarungstreuhand und entzie-
hen der dahingehenden Schlussfolgerung des 
Landgerichts den Boden.« 

Damit hat der BGH der Augsburger Staatsan-
waltschaft, ihrem »Kronzeugen« Pfahls und dem 
Landgericht, das Max Strauß in 1. Instanz wegen 
Steuerhinterziehung aufgrund eines unterstellten 
Treuhandverhältnisses verurteilt hatte, den Wind 
aus den Segeln genommen. Zusätzlich hatte sich 
Pfahls durch widersprüchliche Darstellungen sei-
nes eigenen Verhältnisses zu Schreiber  als Zeuge 
im Prozess gegen Maßmann und Haastert unglaub-
würdig gemacht. 
Das hat Report berichtet.

Klaus Wiendl/Rudolf Lambrecht

Anmerkung der Message-Autoren:
Report München hatte behauptet, Staatsanwälte 
und Richter am Landgericht Augsburg hätten den 
angeklagten Ex-Staatssekretär Holger Pfahls zu 
einem falschen Geständnis genötigt. Dies stand im 
Zentrum unserer Kritik an den Report-Sendungen. 
Die hier abgedruckte Zuschrift dementiert 
Behauptungen, die wir nicht aufgestellt haben. 

  Martin Niggeschmidt/Peter Richter
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Gute Bezahlung   
Journalisten machen keine PR: Ist das vom Netzwerk Recherche 
aufgestellte Prinzip in der redaktionellen Praxis anwendbar? Wir 
fragten bei Lokalredakteuren westeuropäischer Zeitungen nach. 

Journalisten dürfen 
keine PR machen. 
Wir halten uns damit 
an die Richtlinien des 
Schweizer Presserates, 
die dem Medienkodex 
des Netzwerks Recherche 

ähneln, und schützen die redaktionelle und kommerzielle 
Glaubwürdigkeit der Berner Zeitung.  
Für freie Mitarbeiter ist der ökonomische Druck  hier nicht 
so groß, dass ihnen – um über die Runden zu kommen 
– nichts anderes übrig bleibt, als nebenbei PR zu machen. 
Wir bezahlen pauschal oder nach Stundenaufwand, nicht 
nach Zeilen. Honorare für vollberufliche freie Mitarbeiter 
vereinbaren wir individuell und je nachdem, ob eine 
Person Mitglied eines Schweizer Berufsverbandes ist oder 
nicht. Beispiel: Für Zürich liegt das Minimum für eine 
Tagespauschale bei 487 Franken, also 306 Euro. Davon 
kann man gut leben. Allerdings ist der Gesamtarbeitsvertrag 
zwischen Verlegern und Journalistenverbänden gekündigt, 
wodurch Druck auf die Tarife entsteht. 
Wir haben daneben auch freie Mitarbeitern, die nicht 
vollberuflich für uns tätig sind. Da ist es schon ein biss-
chen schwierig auszumachen, ob es reicht oder nicht. 
Unabhängig davon ist es eine Frage des Berufsverständnisses 
eines Journalisten: Womit will ich mein Brot verdienen? Mit 
Journalismus oder PR? 

Von Journalisten, die Mitglied in der Nationalen 
Journalisten-Gewerkschaft sind, wird erwartet, dass sie 
Kodex und Verhaltensregeln befolgen. Im Zusammenhang 
mit PR ist uns wichtig: Keine Beeinflussung journalistischer 
Arbeit durch Bestechung und/oder Selbstzensur. Und: 
Journalisten verdrehen oder verhindern die Wahrheit nicht 
aus Rücksichtnahme.  
Beim Herald ist klar: Bist du ein Teil dieser 
Zeitungsmannschaft, dann machst du keine PR, auch 
wenn das nicht extra vertraglich festgelegt ist. Es könnte 
einen Konflikt zwischen uns und Organisationen heraufbe-
schwören. 
Es sind eher freie Mitarbeiter, die sowohl PR als auch 
Journalismus machen. Aus Zeitungssicht ist es notwendig, 
dass sie zwischen journalistisch recherchierten Geschichten 
und PR-Pressemitteilungen ihrer Klienten unterscheiden. 
Sie müssen wissen, wann sie auf welcher Seite des Zaunes 
arbeiten. Dabei vertrauen wir ihnen – und überprüfen ihre 
Arbeit von Zeit zu Zeit. 
Normalerweise bezahlen wir freie Mitarbeiter pro Text. 
Finanziell ist es für sie schwierig,  nur von den Beiträgen für 

die Zeitung zu leben, weil 
die Budgets immer unter 
Druck stehen. Für sie ist 
es manchmal notwendig, 
auch PR zu machen, um 
das Einkommen aufzus-
tocken. 

Martin Haslebacher, 
bis März 2006 Leiter 
der Lokalredaktion 
Berner Zeitung, jetzt 
Leiter Interaktiv, Bern

Alan McDermid
 General Reporter, 
The Herald, Glasgow
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Wir tolerieren auf keinen Fall, dass ein Lokaljournalist 
– egal ob fest angestellt oder nicht – ständig oder per 

Werkauftrag PR-Arbeit für eine Institution oder ein 
Unternehmen in Salzburg macht. Jedem in der Redaktion 

ist das bekannt. Gerade im Lokaljournalismus besteht ja die 
Gefahr von Abhängigkeiten immer, sofort und unmittelbar. 

Wenn ich meine Arbeit als Lokaljournalist sachgerecht 
mache, kann ich mit jedem Menschen in der Stadt, im Land Salzburg in Konflikt ger-

aten. Daher ist die Unabhängigkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Lokalressort 
besonders wichtig.

In der Lokalredaktion sind rund 15 Pauschalisten, Aspiranten und Redakteure tätig. Ich bin 
überzeugt, dass die Leserinnen und Leser die meisten Namen kennen und einordnen kön-

nen, wer welche Themen bearbeitet. Es würde ganz sicher an unserer Glaubwürdigkeit 
kratzen, wenn entweder bei uns im Blatt oder in einer anderen Zeitung eine Geschichte 

erscheint, bei der es sich um einen reinen PR-Text handelt und die von einem unserer 
Leute verfasst wurde.

Wir bezahlen nicht nach Tagen oder Zeilen. Wenn freie Mitarbeiter hier einsteigen, bekommen sie in der Regel Pauschal-
verträge für eine Ganztagsarbeit. Die Monatspauschale liegt anfangs bei 1.500 Euro brutto. Wir gehen davon aus, dass 

Mitarbeiter davon ihren Lebensunterhalt bestreiten können und daher ihre finanzielle Unabhängigkeit gewährleistet ist.

    und klare Regeln 

Bei der Aftenposten haben wir eigentlich schon immer ethische 
Regeln für verschiedene Situationen. Eine Vorschrift betrifft das 
Thema Journalisten und PR. Und hier ist klar: Journalisten von 
Aftenposten ist es nicht erlaubt, PR zu machen oder für PR-
Organisationen zu arbeiten. Sollten sie es wollen, müssen sie 
den Herausgeber fragen. Nur hat das bislang noch keiner getan. 
Offensichtlich hat niemand Interesse an PR.   

Die Vorschrift geht noch weiter: Journalisten ist es nicht gestattet, Anteile wie Aktien von 
Firmen zu besitzen oder persönliche Interessen an Organisationen zu haben. Wenn du hier 
arbeitest, musst du unabhängig sein. Deswegen arbeiten wir auch nicht mit vielen freien 
Mitarbeitern, sondern mit Studenten, die noch an der Uni sind und nebenbei praktische jour-
nalistische Erfahrungen sammeln. Sie werden nach Stunden bezahlt. Die Höhe hängt vor allem 
davon ab, wie lange sie schon dabei sind. 
Von einer kleinen Gruppe freier Mitarbeiter kaufen wir Geschichten für unser Feature-Magazin. 
Sie haben ihre eigenen Agenturen und werden alle nach dem Gewerkschaftstarif bezahlt. 

Den Medienkodex vom Netzwerk Recherche 
finden Sie auf Seite 78.

Josef Bruckmoser, 
Leiter Lokalredaktion 

der Salzburger 
Nachrichten

Hilde Haugsgjerd, 
Leiterin 
Lokalredaktion 
Aftenposten, Oslo
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WM-Wahnsinn    

D
er Bürger Karl-Friedrich Lentze, wohn-
haft in Berlin-Charlottenburg, hat 
kürz lich von seinem verfas sungs mäßig 
verbrieften Einspruchsrecht Ge brauch 

gemacht. Schon Anfang Februar, einen Monat 
vor der 1:4-Niederlage der deutsch en Aus wahl 
im Testspiel gegen Italien, schrieb Lentze dem 
Petitions ausschuss des Deutschen Bun des tages: 
»Hier mit fordere ich die Einführung eines Fußball-
trauertages in Form eines nationalen Gedenk-
tages.« 

Seine Begründung für den delikaten Antrag: 
»Das schmachvolle Ausscheiden der deutschen 
National mannschaft früher oder später bei der 
kommenden Fußball-WM 2006 ist voraussehbar. 
Arbeiten Sie den Folgen der kommenden gro-
ßen Depression entgegen – mit einem positiven 
Beschluss.«

Nun ist es mit der Überzeugung der Deutschen, 
das Team von Jürgen Klinsmann könne Weltmeister 
werden im eigenen Land, zwar nicht so weit her. 
Doch der Petitionsausschuss sah sich trotz be -
droh lich degressiver Umfragewerte nicht unter 
Handlungszwang. Unter dem Aktenzeichen Pet 1-
16-06-1144-003643 erhielt Karl-Friedrich Lentze 
vom Amt eine abschlägige Antwort: »Vielleicht 
scheidet die deutsche Fußballnationalmann schaft 
gar nicht schmachvoll aus und die Einführung eines 
Fußballtrauergedenktages ist nicht vonnöten. Man 
soll die Hoffnung ja nie aufgeben. Bitte warten Sie 
doch zunächst den Ausgang der Welt  meister schaft 
2006 ab und drücken Sie der Nationalmannschaft 
die Daumen. Mit freundlichen Grüßen, im Auftrag, 
Frau Braun.«

Das Land braucht mehr von diesen Frau 
Brauns. Menschen, die nie die Hoffnung verlieren, 

die sich in Stunden größter Not auszeichnen als 
Patrioten der Praxis – das war eine der liebsten 
Wortschöpfungen des ehemaligen Sportministers 
Otto Schily. Für diesen eifrigen WM-Verfechter war 
es schon Majestätsbeleidigung, nach den tatsächli-
chen Kosten zu fragen, mit dem eine WM oder 
andere Großereignisse den Steuerzahler belasten. 
Der verantwortliche Minister dekretierte dann 
gern, ganz Patriot der Praxis: »Zahlen zu nennen 
wäre spekulativ und nicht seriös. Aber der Gewinn, 
den wir aus der WM ziehen, ist mit Sicherheit bei 
weitem höher als alle Aufwendungen, die zu leis-
ten sind.«

So weiß also Deutschland bis heute nicht, wie 
viele Milliarden Euro öffentlicher Mittel über ver-
schiedenste Kanäle, offen und verdeckt, in dieses 
Fußballturnier geflossen sind. Und das ist auch ein 
Versagen des deutschen Journalismus, nicht des 
Sportjournalismus allein.

Ewiggestrige Nörgler
Wer diese nahe liegenden Fragen stellt, wird von 
den gut vernetzten Entscheidern, den Lobbyisten 
aus Politik, Wirtschaft und Sport gern als 
Kritikaster und ewiggestriger Nörgler geschmäht. 
Dabei sind es Fragen des Gemeinwesens, die von 
den Medien beantwortet werden sollten. Doch 
beim Thema Fußball werden offenbar Gesetze und 
Verstand außer Kraft gesetzt. »Deutschland balla, 
balla«, hatte Bild 1990 während des WM-Turniers 
in Italien getitelt, das mit dem Triumph der DFB-
Auswahl endete. »Deutschland balla, balla«, daran 
hat sich sechzehn Jahre später nichts geändert, 
obgleich jetzt die Nationalmannschaft weit schwä-
cher agiert. Und eine Kanzlerin regiert, die sich 
zwar neuerdings auch zum Deutschlandgipfel mit 

Klinsmann-Wohnsitz, Wettskandal, Torwart-Frage, Ticket-Problem: 
Fußballland Deutschland und seine Journalisten hyper ventilieren. 
Eine kritische Sicht auf die WM-Vorberichterstattung.  

VON JENS WEINREICH
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   vor dem Anpfiff
Bundestrainer Jürgen Klinsmann und dem WM-
Organisationschef Franz Beckenbauer trifft, die 
allerdings den Fußballbetrieb ganz pragmatisch 
beobachtet, mit der sezierenden Neugier der 
Physikerin: Angela Merkel will noch besser wis-
sen, wie die Männerwelt funktioniert.

Anfang März, am Tag nach dem 1:4 in Italien, 
das für eine nationale Welle der Empörung sorg-
te, berichteten TV-Sender wie N24 und n-tv stun-
denlang live, obgleich sich der Nachrichtengehalt 
doch arg in Grenzen hielt. Es kam zu geradezu 
kafkaesken Szenen, als der Zeitungsreporter vor 
der DFB-Zentrale in Frankfurt am Main gleich von 
zwei Moderatoren in die Verbalzange genommen 
wurde. Moderatorin: »Irgendwas hat doch nicht 
gestimmt gestern! Irgendwas muss Klinsmann 
doch ändern!« Brav repetierte der Reporter, 
was Klinsmann gerade auf der Presse konferenz 
erklärt hatte. Doch das stellte die forsch-empörten 
Moderatoren nicht zufrieden: »Das kann’s ja wohl 
nicht sein!« Parallel dazu liefen Schriften über 
den Bildschirm, die von »breaking news« künde-
ten und doch nur dies vermeldeten: Klinsmann 
hat noch in der Kabine in Florenz nach dem 1:4 
mit seinen Spielern geredet! Oder, wörtlich: »1:4-
Desaster gegen Italien – Klinsmann will trotz der 
Klatsche nichts verändern.«

Laut Medien wird alles besser  
Wenn man den lieben Kollegen in den Medien 
glaubt, dann steht viel auf dem Spiel zwischen 

dem 9. Juni und dem 9. Juli 2006. Denn die 
Weltmeisterschaft ändert den Lauf der Dinge. 
Die Stimmung wird besser, die Renten sicher. 
Der Tourismus wird boomen, der Arbeitsmarkt 
sowieso, denn eigentlich – man hat es ja schon 
immer geahnt – ist so eine WM ein giganti-
sches Arbeits platzbeschaffungsprogramm. Die 
Staatsverschuldung wird rapide sinken, weil, 
nun ja, die WM einen gewaltigen finanziellen 
volkswirtschaftlichen Schub auslöst. So tönt der 
von den Medien dirigierte Chor der Politiker, 
Wissenschaftler und anderer vermeintlicher 
Experten in Presse, Funk und Fernsehen. 

Es wird interessant sein, dereinst zu analysie-
ren, welche dieser Tatarenmeldungen auch nur 
ansatzweise Realität widergespiegelt hat. Das 
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung ent-
blödete sich nicht, einen Index aufzustellen, dem-
nach Deutschland aufgrund seiner WM-Tradition 
und des Heimvorteils doch Weltmeister werde. 
Was daran Wissenschaft sein soll, bleibt allerdings 
ein gut behütetes Geheimnis.

Von den meisten Medien wird derartiger 
Unsinn kommentarlos übernommen, ohne 
nach zu  fragen oder die Behauptungen mit den 
Erfahr ungen anderer Länder zu vergleichen, 
die ähnliche Großereignisse ausgetragen haben. 
Dabei kennen sich die Nachbarn doch aus: 
Frankreich (Gastgeber der Fußball-WM 1998) und 
Griechenland (Gastgeber der Olympischen Spiele 
2004) vermeldeten in jenen Jahren katastropha-

Die deutsche Nationalmannschaft 
und ihr Trainer sind seit Wochen 
Thema Nummer eins in den 
meisten deutschen Medien. 
(Spiegel 13.03.06, Sport Bild 
22.03.06, Stern 9.3.06, Focus 
6.3.06 und 13.3.06, Kicker 20.03.06 
v.l.n.r.)  
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le Tourismuszahlen. In Frankreich wurde der 
Gewinn der Weltmeisterschaft überdies als Symbol 
der gelungenen Integration und Versöhnung der 
Grande Nation mit ihren ehemaligen Kolonien 
interpretiert. Inzwischen weiß man es besser.

Inflation der Exklusivgeschichten
Im Fußballland Deutschland aber wird unablässig 
hyperventiliert, und zwar in einem bewusstseins-
trübenden Ausmaß. Wettskandal, Klinsmanns 
Wohnsitz, die Torwart-Frage, die Abwehr-Frage, 
das Ticket-Problem, die Bundeswehr-Frage (für 
die WM das Grundgesetz ändern oder nicht?). 
Das sind die Themen. Journalistische Grundregeln 

werden unter dem 
Deckmäntelchen 
WM außer Kraft 
gesetzt. Einordnen, 
werten, überprü-
fen, auswählen? 
War gestern. Heute 
gilt: Jede noch so 
törichte Regung 

wird aufgeblasen, wenn sie sich nur mit dem WM-
Label versehen lässt. 

Insofern ist es verwunderlich, dass der Berliner 
Steuerzahler Karl-Friedrich Lentze mit seiner 
Forderung nach einem Fußballtrauertag nicht in 
die Schlagzeilen kam. Dabei hätte das doch herr-
liche Exklusivmeldungen geben können. Etwa so: 
»Bundestag verweigert Fußball-Trauertag!« Oder: 
»Angst um Deutschland. Kann die Schmach abge-
wendet werden?« Oder: »Bundesbeamtin predigt: 
Man soll die Hoffnung nie aufgeben!«

Spitzenmeldungen ähnlich fragwürdiger Güte 
werden tatsächlich täglich produziert und gern 
auch vorab verbreitet. So meldete eine Berliner 
Zeitung unlängst, die täglichen Pressekonferenzen 
des Fußball-Weltverbandes Fifa und des WM-
Organi sationskomitees würden in Berlin stattfin-
den. Brav wurde der Text von den Agenturen über-
nommen. Immerhin, hier stimmte der Sachverhalt 
wenigstens – auch wenn bereits vor Jahren festge-
legt wurde, dass diese Pressekonferenzen in Berlin 
abgehalten werden.

Zu diesen und ähnlichen Entgleisungen hat Hans 
Leyendecker in der Süddeutschen Zeitung unter 
dem Stichwort »Exklusivgeschichte« glossiert: 
»Der Begriff wurde früher im Zusammenhang mit 

‚höchsten Ansprüchen genügend’ verwendet und 
meinte, dass ein Medium ‚exklusiv’ von bedeutsa-
men Sachverhalten erfahren habe. Heute wird der 
Begriff inflationär gebraucht. In Deutschland wer-
den Statistiken darüber geführt, welches Medium 
wie viele angeblich exklusive Nachrichten hatte. 
Es gibt keine Statistik darüber, wie viele dieser 
Meldungen falsch oder recycelt waren.« (SZ, 
20.3.2006) Wie viele dieser Geschichten, wie sie 
etwa auf Presse kon fer enzen der Bundesminister 
erzählt werden, reine PR-Storys sind, wird statis-
tisch ebenfalls nicht erfasst.

Recherche ist kein Fremdwort
Wer über die Qualität der WM-Berichterstattung 
redet, meint nicht nur ein sportjournalistisches 
Problem, sondern journalistische Grund fragen. 

In der reinen Sportberichterstattung, also den 
Pflichttexten, Analysen, Kommentaren und Inter-
views zu Ereignissen und Spielen, wird in vielen 
Medien Großartiges geleistet. Wer die Berichte von 
Fußballreportern wie Christof Kneer (Süddeutsche 
Zeitung) aufmerksam verfolgt, dem dürfte nicht 
verborgen bleiben, dass diese Texte an guten 
Tagen literarische Qualität auf weisen. Es ließen 
sich andere Beispiele nennen. 

Es ist auch keinesfalls so, dass das Wort 
Recherche im Fußballjournalismus zu jenen 
Begriffen gehört, deren Bedeutung sich nur mit 
Hilfe eines Fremdwörterbuches erschließen ließe. 
Zwei Kollegen, die eigentlich nur über Fußball 
schreiben, wurden 2005 für ihre Enthüllungen 
zum Finanzskandal von Borussia Dortmund mit 
dem Henri-Nannen-Preis ausgezeichnet: Freddie 
Röckenhaus, der eine TV-Produktionsfirma betreibt 
und quasi im Zweitberuf als Sportjournalist tätig 
ist, und Thomas Hennecke vom Kicker – ausge-
rechnet vom Kicker, Fußballers Zentralorgan. So 
ändern sich die Zeiten.

Man sollte also trennen zwischen den jeweili-
gen Mediengattungen. Natürlich führt Bild eine 
finstere Kampagne gegen Jürgen Klinsmann, 
die den Gesetzen des Boulevards unterliegt. 
Natürlich kommt aus den öffentlich-rechtli-
chen Sendern, die viele Millionen Euro für die 
WM-Übertragungsrechte gezahlt haben, wie 
so oft kaum ein kritisches Wort, wenn es an 
die Grundfesten der Branche geht. Natürlich 
geschieht es, dass große, seriöse, im süddeut-

Einordnen, werten, überprüfen, 
auswählen? Das war gestern. 

Heute gilt: Jede noch so törichte 
Regung wird dokumentiert.
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schen Raum herausgegebene Qualitätszeitungen 
es mit ihrer Nibelungentreue zum Global Playerle 
Klinsmann übertreiben. Natürlich hat Zeit-
Herausgeber Michael Naumann Recht, wenn er 
schreibt, dass es unter den etwa 500 Büchern, die 
mit Fußballthemen rund um die WM erscheinen, 
viele »furchtbar dumme Bücher gibt, die womög-
lich von Autoren stammen, die zu viel geköpft 
haben«. Andererseits hat auch Naumanns Blatt 
die WM eher selten mit bissig-kritischen, dafür 
umso mehr mit schwärmerisch-pseudointellektu-
ellen Beiträgen begleitet. Egal, derartige Irrungen 
und Wirrungen wird es wohl immer geben.

Verflachung der Berichterstattung
Diese zu großen Teilen absurde WM-Vorbericht-
erstattung, die täglich neue Albernheiten, 
Kapriolen, auch Unwahrheiten und exklusive 
Nichtigkeiten hervorbringt, zeigt im Übrigen, dass 
die Sport journalisten keineswegs das Hauptproblem 
ausmachen. Sie werden links und rechts überholt 
von den Geisterfahrern aus Wirtschaft, Politik 
und Lokalteil, auch von Feuilletonisten, die gern 
pubertäre Erin ner ungen zum Besten geben, die 
sie lieber für ein Poesiealbum, aber nicht in eine 
Tageszeitung geschrieben hätten. Zudem wer-
den die Sportjournalisten von Hierarchen in den 
Chefetagen der meisten Medienunternehmen auf-
gefordert, ganz vorn zu rennen und mitzujubeln. 
Niemand sollte diese täglich aufs Neue erteilten 
Weisungen unterschätzen.

Jeder, der nur mal ein Fußballspiel gesehen 
oder als Kind im Sportunterricht gegen einen 
Ball getreten hat, meint plötzlich, ein Experte zu 
sein, der über alles mitreden und alles beurteilen 
kann. Dies führt, zumal wenn der Betreffende  
wichtige Positionen in Medienunternehmen 
be klei det, unweigerlich zu einer Verflachung 
der Berichterstattung. Denn diese kindlich 
anmutende Fan-Perspektive, die sich nicht 
immer mit Hintergrundwissen und professionel-
lem Herangehen paart, setzt den Sport mit der 
Unterhaltungsbranche gleich. Dadurch werden 
jour nalistische Standards unterminiert. 

Dieser Trend hat zur Folge, dass sich Sport-
journalisten in Redaktionskonferenzen immer 
wieder verteidigen müssen, wenn sie nicht jede 
hysterische Erregung mitmachen wollen, viel-
mehr versuchen, den Dingen auf den Grund zu 

gehen. Dies ist nicht erwünscht. Und in Zeiten 
von Quotenjagd und crossmedialer Vernetzung,  
da Synergieeffekte groß geschrieben und raffinier-
te Partnerschaften mit der werbenden Wirtschaft 
eingegangen werden, kann das sogar gefähr-
lich sein – gefährlich für den Journalismus und 
Existenz bedrohend für einzelne Journalisten, die 
sich diesen Mechanismen verweigern.

Die Welt wird sich weiter drehen
In Deutschland grassiert die WM-Grippe, und 
kaum jemand bietet Impfstoff dagegen an. Inzwi-
schen ist das WM-Fieber auf konstante 40 Grad 
ge stiegen; man muss kein medizinisches Staats-
examen abgelegt haben, um zu wissen, dass der 
Patient Deutschland in großer Gefahr schwebt. 

Fieberfrei betrachtet: Auch in Deutschland 
gibt es ein Leben nach dem Schlusspfiff. Ab dem 
10. Juli 2006 
wird sich das 
Land denselben 
Aufgaben stellen, 
die es schon jetzt 
nicht meistert. 
Die Deutschen 
werden nicht 
Weltmeister, und 
»Beckenbauer wird darauf hinweisen, dass er das 
schon vorher gewusst hat und jemand anderes 
schuld ist«, spottete Friedrich Küppersbusch in der 
taz (13.03.2006). 

Und die Journalisten? Die eifrigsten Sportre-
porter, die gern offen verkünden, wie sehr sie 
sich auf die WM freuen und alles Negative über-
sehen, dürfen sich ab 10. Juli auf die nächste 
Bundesligasaison freuen, die schon kurze Zeit 
später beginnt. Die Politikjournalisten machen 
Sommerpause und brauchen nicht mehr jede 
Pressekonferenz von Bundesministern zu besu-
chen, die sich so drängenden Themen wie dem 
WM-Umweltprogramm, dem WM-Bahntransport 
oder der WM-Freundlichkeitskampagne widmen. 
Die Wirtschaftsjournalisten müssen nach anderen 
Indikatoren für den Aufschwung suchen. 

Und die Feuilletonisten? Die werden gewiss 
eine neue Debatte anzetteln, vielleicht über 
den Ethikverlust im Sport. Oder, frei nach Sepp 
Herberger: Nach dem Spiel ist vor dem Spiel, die 
nächste Chance kommt bestimmt. �Q

Sportjournalisten werden bei ihrer 
absurden Vorbericht er stattung von 
Kollegen aus anderen Ressorts 
rechts und links noch überholt. 

Jens Weinreich 
ist Sportchef der 
Berliner Zeitung, 
Buch- und 
Filmautor und 
Wächterpreisträger 
2005.
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Goldrausch, Doping       

D
as waren keine Olympischen Spiele, 
das waren Fernsehspiele.« Mög lich, 
dass der Olympiateamchef der ARD, 
Werner Rabe, das Szenario in Turin 

von Berufs wegen nicht anders beschreiben konn-
te. Aber, Hand aufs Herz, muss dem Mann nicht 
Recht gegeben werden?

Im zerklüftet-schlammigen Piemont gelang die 
Präsentation der scheinbar schneeweißen Welt 
Winterolympias nur mit Hilfe des Parabolspiegels 
Fernsehen. Was den schönen Schein trübte, wurde 
ausgeblendet: halbleere Ränge, chaotische Ver-
kehrs verhältnisse, fehlende Stimmung einklagende 
Sportler, deren mühsame Suche nach dem Geist 
Olympias. Und das Internationale Olympische 

Komitee (IOC) rieb sich die Hände: ob der Idee mit 
den für die Außenwelt in Sestriere und Pragelato 
aufgebauten Potemkinschen Dörfern. Gold für den 
Regisseur des Weltbilds!

Selbstinszenierung und Goldrausch
Das Fernsehen indes inszenierte nicht nur Olympia 
für die Wundertüte des IOC, es inszenierte vor 
allem sich selbst. Als da wären: die Formate 
der deutschen Öffentlich-Rechtlichen. Die ARD 
reicherte das seine an mit TV-Koch, TV-Wetterfee 
und Mitternachts-Zyniker Harald Schmidt. Das 
ZDF beließ es bei illustrer Expertenschar (am bes-
ten: die ehemalige Alpine Hilde Gerg) und dem 
Euphemisten Johannes Baptist Kerner und gab 

War das Olympia? 350 Sendestunden, ein warmer Medaillen-
regen und ein österreichischer Doping-Skandal. Drei Reporter    
ziehen eine journalistische Bilanz der Winterspiele 2006.  

DIE TURINER FERNSEHSPIELE

Das Fernsehen inszenierte sich selbst und verfiel dem Goldrausch. 
Eine Kritik an der Berichterstattung der Öffentlich-Rechtlichen.

VON MICHAEL GERNANDT
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   und  Waldi & Harry 
sich ansonsten dem allgemeinen Goldrausch hin. 

Als die letzte der 115 Millionen teuren 350 
Sende stunden geschlagen hatte, wollten ARD 
und ZDF beim Resümieren ihrer Arbeit kei nen 
Super lativ auslassen. Nur einer war ihnen keine 
Erwähnung wert. Nie hatten ihre Moderatoren 
und Reporter Gold für die Nation lauter herbeige-
brüllt. »Schreier, Keucher, Leiden  schafts darsteller«, 
machte die Süddeutsche Zeitung unter den TV-
Kollegen aus. Wie ausgedörrt nach dem Lauf ins 
Medaillenminus im heißen Athen 2004 lechzten 
sie nach Erfrischung in Form der durchlöcherten 
Turiner Rundlinge. 

 »Es riecht nach Gold«, schwadronierte ein 
ARD-Außenposten und fragte seinen Studiomann: 
»Riechst Du es auch, Gerd?« ZDF-Cerne frohlockte, 
weil »es so richtig klingelt im Medaillenbeutel«. 
Derweil der vom Ersten mit dem sensiblen Riech-
organ den Zweierbobpiloten Höpfner anflehte: 
»Matthias, hol uns Gold!« So schief lag offenbar 
nicht, wer der Vermutung anheimfiel, es ginge auch 
um Medaillen für die täglich wechselweise übertra-
genden Sender. Bei der gemeinsamen Abschluss-
PK konnte sich einer vom ZDF den Hinweis nicht 
verkneifen, über mehr deutsche Podestplätze live 
berichtet zu haben als der Olympiapartner ARD. 
Deren Turin-Boss Rabe konterte mit dem Vermerk, 
sein Arbeitgeber stehe »quotentechnisch genauso 
gut da«.

 Wegen der notorischen Konzentration auf 
die Quotenhoheit (die Hitliste der 16 Tage führte 

mit 10,15 Millionen Zuschauern/29,9 Prozent 
Marktanteil die ARD mit der für gewöhnlich wenig 
telegenen Zweierbob-Entscheidung zugunsten 
der Deutschen Lange/Kuske an) gerieten andere 
Sequenzen ins Hintertreffen. Mit journalistischen 
Grundsätzen, wie der vom »Sportnetzwerk«  
ge nannten These »Distanz statt Nähe«, wurde ein 
ums andere Mal Schlitten gefahren (mehr zum 
Sportnetzwerk siehe Seite 82). Ausgesprochen 
peinlich der Vorfall mit Biathlon-Olympiasieger 
Sven Fischer. Den schloss zunächst im Ziel sein 
vor Freude weinender Vater in die Arme, um 
dann vom Zielraum-Interviewer des deutschen 
Fernsehens überfallen zu werden mit der Bitte, 
ihm doch zu verraten, was der Herr Papa geflüstert 
habe. Fischer sinngemäß: Das war sehr privat, das 
geht die Öffentlichkeit nichts an. Der TV-Mann: 
arg bedröppelt. Die TV-Regie spontan: Schnitt.

Der Störenfried »Doping«
Unbefriedigend auch der journalistische Umgang 
mit dem erklärten Störenfried des deutschen 
Sportfernsehens, dem Doping. Während die 
ARD im Fall des österreichischen Trainers Mayer 
immerhin einen Brennpunkt nach der Tagesschau 
schaffte, nutzte das ZDF die Sachenbacher-Sache 
– rätselhaft erhöhte Hämoglobinwerte bei der bay-
erischen Langläuferin –, um die Printmedien zu 
maßregeln. 

Selbst in der Angelegenheit allem Anschein nach 
nur mit einem Mindestmaß an Interesse behaftet, 
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empfahl das ZDF, künftig besser zu recherchieren. 
Kommentator König hatte, ohne deren Namen zu 
nennen, die Süddeutsche Zeitung im Visier, die 
mit umfangreichen Recherchen bei unabhängigen 
Wissenschaftlern die Geschichte des verdickten 
Sachenbacher-Blutes fortgeschrieben hatte. Am 
Abend musste der Sender die morgens in Abrede 
gestellte neue Faktenlage korrigieren.

 Dass ausgerechnet das Zweite mit seiner 
bekannt oberflächlichen Behandlung der Athleten-

mani pulationen mehr Sorgfalt bei der Bericht-
erstattung über Doping einforderte, belegt nach-
haltig das Fazit von Turin: Im Wettlauf mit den 
schönen Bildern gingen den Wortbeiträgen von 
ARD/ZDF gelegentlich die Körner (Jargon der 
Ausdauersportler) aus.

 
Michael Gernandt war 

mehr als zwei Jahrzehnte Sportchef 
der Süddeutschen Zeitung.

»DIE LETZTEN ZWEI FRAGEN BITTE« 
Bei Groß er eig nissen ist die Bedeutung der Presse gegenüber dem 
Fernsehen stark gesunken. Über die Arbeitsbedingungen in Turin.

VON MATTHIAS LIESKE

D
er Zielraum der olympischen 
Rodelbahn in Cesana Pariol ist beileibe 
kein heimeliger Ort. Schneematsch, 
Schlamm, an einigen Stellen trotz des 

Tauwetters noch tückisches Eis. Die kleine Mixed 
Zone, wo die Vertreter der schreibenden Presse 
die Entscheidung verfolgen können, ist überfüllt. 
Illusorisch, den Kommentar eines Aktiven mit-
zubekommen, zumal die meisten ohnehin nicht 
erscheinen, hier, wo es nicht mal Fernsehkameras 
gibt. Die Bahn ist aus der Mixed Zone nicht 
einzusehen. Für das Wettkampfgefühl sorgen die 
meist deutschen Zuschauer auf der gegenüber 

liegenden Tribüne, ein großer Videoschirm sowie 
eine Batterie von TV-Monitoren. 

Hier stehen die Journalisten und schauen sich 
die Entscheidung im Fernsehen an, so wie die 
Menschen daheim in Berlin, München, Schwelm-
Gevelsberg – oder die Kollegen nebenan im Presse-
zentrum. Viele gehen gar nicht mehr hinaus an die 
Bahn, höchstens ein paar Minuten, um ein bisschen 
Atmosphäre zu schnuppern. Eine Art Toe-Touch, 
wie er in den USA erfunden wurde. Der Jour nalist 
begibt sich kurz zum Schauplatz seiner Re por tage 
und sichert sich so die Spitzmarke, obwohl er den 
Text anderswo recherchiert und schreibt.
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Ähnlich ist es an der Langlaufstrecke, wo von 
der Mixed Zone aus nicht einmal die Videowand 
zu sehen ist und man also überhaupt nichts mit-
bekommt. Wäre nicht die Pressekonferenz mit den 
Medaillengewinnern, der Rodel- oder Skireporter 
könnte genauso gut in Turin bleiben, sich die 
umständlichen Anfahrtswege, die stundenlangen 
Busfahrten auf verstopften Straßen, die ewigen 
Wartezeiten und die Rückfahrt mit Ankunft weit 
nach Mitternacht getrost sparen. 

Im Hauptpressezentrum oder in seinem 
Quartier kann er genauso fernsehen, er kann 
über das olympische Informationssystem Flash 
Quo tes und Pressekonferenz-Highlights abrufen, 
die Agenturen nutzen und, wenn er über die 
passen den Fernseh programme verfügt, Gespräche 
mit Sportlern verfolgen, wie sie den fröstelnden 
Kol legen in der Mixed Zone verwehrt bleiben.  
Eine Vorstellung, die manchem Funktionär großer 
Sportverbände durchaus verlockend erscheint. 
Urs Linsi, Generalsekretär der Fifa, schwärmte im 
vergangenen Jahr bei einem Fußballkongress in 
München ausgiebig vom geplanten umfassenden 
Infosystem seines Verbandes bei der WM. Der 
Journalist brauche sein Hotelzimmer überhaupt 
nicht mehr zu verlassen und bekäme über das 
Internet dennoch alle Informationen.

Keine eigenen Recherchen
So lobenswert ein brauchbares Informations system  
für die schreibende Presse ist, so perverse Züge 
nimmt es an, wenn damit eigene Recherchen 
ersetzt werden sollen. Der Journalist erhält dann 
nur noch die Informationen, die er erhalten soll, 
und stört nicht mehr vor Ort durch ungebühr-
liche Anwesenheit. Oder er geht nicht mehr zu 

Pressekonferenzen, um etwas zu erfahren, das er 
auf andere Weise nicht erfahren kann, sondern 
damit er selbst im Fernsehen erscheint, wie 
bei den live übertragenen Pressekonferenzen der 
deutschen Fußball-Nationalmannschaft. 

Viel leichter ließe sich so auch durchsetzen, 
was in San Sicario 
von off iziel ler 
Seite zum Beispiel 
nach dem Frau en-
sprint im Biathlon 
versucht wurde. 
Da sollten Fragen 
zum Dopingfall 
der Russin Olga 
Pylewa von vornherein ausgeschlossen werden. 
Die Presse vertreter ließen sich das in diesem Fall 
nicht bieten, und nach kurzem Scharmützel kon-
nten die Medaillen gewinnerinnen ihre Stellung-
nahmen zu Pylewa abgeben.

Hastige Presse konferenzen 
Ihre gesunkene Bedeutung bei Großereignissen 
bekommen die Zeitungsreporter nicht nur durch 
ihre Verbannung an die Peripherie der Wettkampf-
schauplätze zu spüren, sondern auch in den Presse-
kon  ferenzen, ihrem letzten Refugium vermeint-
licher Exklusivität. Diese finden häufig in extre-
mer Hast statt, da die zuvor für Fernseh interviews 
und Sieger ehrung verbrauchte Zeit aufgeholt 
werden muss. Die Dopingkontrolle ist nun plötz-
lich nicht mehr aufzuschieben, und längst wartet 
der Fahrdienst zur Medaillenzeremonie oder zu 
abendlichen TV-Sendungen bei Kerner oder Waldi 
und Harry, die natürlich Priorität genießen. Da die 
Wettkampfzeiten auf Drängen des Fernsehens bei 

Viele Reporter gehen nur kurz 
hinaus an die Bahn – um 
Atmosphäre zu schnuppern und 
sich die Spitzmarke zu sichern. 
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Die Pressekonferenzen finden in 
extremer Hast statt, da die für  

Fernsehinterviews verbrauchte Zeit 
wieder aufgeholt werden muss.  

diesen Winterspielen drastisch zum Abend hin ver-
legt wurden, war das Zeitfenster häufig noch kleiner 
als sonst. Kaum hatte der Goldmedaillengewinner 
den Mund aufgemacht, kam schon der typische 
Satz dieser Olympischen Spiele: »Die letzten zwei 
Fragen bitte.«

 Ein Desaster waren die meisten Presse-
konfer  enzen ohnehin für weniger sprachbegabte 
Pressevertreter. Professionelle Simultanüber set-

z ungen gab es 
lediglich im großen 
Saal des Haupt-
p resse   zen t rums 
in Turin, ansons-
ten wurde dieser 
Bereich meist von 
Dilettanten ver-
waltet, die sich 

Mühe gaben, aber kom plett überfor dert waren. Sie 
hal fen sich mit Ver ein fa chungen, Ver kür zungen 
und Er fin dungen. Als der Biathlet Sven Fischer 
mit Grausen gehört hatte, welche Verun staltung 
dem deutschen Vortrag des Norwegers Ole Einar 
Björn dalen im Englischen widerfahren war, gab er 
seine Statements lieber gleich zweisprachig ab und 
dürfte damit der einzige deutsche Athlet gewesen 
sein, der in internationalen Zeitungen korrekt zi-
tiert wurde.

 
Kontrolle durch das IOC 
Je mehr die schreibende Presse in den Hallen und 
Arenen vom Fernsehen in Nischen gedrängt wird, 
desto größere Bedeutung kommt der Pressearbeit 
der einzelnen Verbände und Institutionen zu. 
Vorbildlich war in Turin in dieser Hinsicht das 
NOK der USA, wo die schreibende Presse noch 

ein größeres Gewicht besitzt. Die USA bugsierten 
in den Tagen vor Beginn der Spiele nach und nach 
ihr gesamtes Olympiateam zu Pressekonferenzen 
ins Turiner Hauptpressezentrum, dorthin, wo die 
meisten Journalisten stationiert waren. Sportler 
von Bode Miller über Sasha Cohen bis Apolo Ohno 
absolvierten diese Pflichtübung so freundlich wie 
geduldig und standen nach dem offiziellen Teil 
noch so lange Rede und Antwort, bis wirklich 
alle Fragen erschöpfend beantwortet waren. Das 
deutsche NOK hingegen hatte zum Zeitpunkt der 
Eröffnungsfeier noch keinen einzigen seiner zahl-
reichen Medaillenfavoriten der Presse präsentiert.

 Erschwert wird die Pressearbeit der Verbände 
durch den Versuch von Organisationen wie Fifa 
oder IOC, die komplette Kontrolle zu überneh-
men. An den olympischen Wettkampfstätten 
waren selbst in den Pressezentren improvisierte 
Gespräche mit Sportlern und Funktionären unter-
sagt und mussten heimlich in der Cafeteria oder 
im Freien abgehalten werden. Bei verschiedenen 
Wettbewerben gab es Ärger, weil  Pressesprecher 
aus Zielbereichen verwiesen und ihnen der Kontakt 
mit ihren Athleten verwehrt werden sollte. 

Alles in allem zeigten die Spiele von Turin 
deutlich den Trend der Sportberichterstattung bei 
Großereignissen: Reglementierung und Kontrolle 
der Informationen, Uniformität durch Abschaffung 
von Recherchemöglichkeiten, Verflachung auf-
grund fortschreitender Monopolisierung der Sport-
ler aussagen durch das Fernsehen. Der instituti-
onalisierte Toe-Touch sozusagen.

Matthias Lieske ist der Erfinder der 
Leibesübungen-Seite der taz. Heute ist Lieske 

Redakteur der Berliner Zeitung.
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DIE DOPE-SOAP AUS DER SKIHÜTTE

Der Doping-Skandal von Turin: Wie der österreichische Rundfunk 
den Skandal bagatellisierte und die Fahnder kriminalisierte. 

VON HOLGER GERTZ

Im Vergleich zum österreichischen 
Rundfunk haben ARD und 
ZDF geradezu investigativ 
über den Skandal berichtet. 

D 
as Österreich-Haus bei den Spielen 
in Sestriere war nicht einfach ein 
Holzhaus, es war auch eine Leinwand, 
auf die ein Projektor den Er trag des 

Tages zauberte: »Gold« stand an vielen Abenden an 
der Seitenwand des Hauses. Wenn die Österreicher 
ehrlich gewesen wären, hätten sie auch mal ein 
Fragezeichen an die Wand geworfen.

Das Fragezeichen ist das Symbol nicht nur die-
ser Spiele, es hängt über dem gesamten Hoch leis-
tungs sport: Die Doping-Razzia der italienischen 
Carabinieri beim Team Austria hat das nur noch 
einmal deutlich gemacht. »Wie sauber sind diese 
Spiele?«, fragte die ARD-Moderatorin Monica 
Lierhaus einen Dopingexperten, und wenn man 
das deutsche Fernsehen auch nicht dafür loben 
kann, der Doping-Berichterstattung angemessenen 
Raum eingeräumt zu haben – das Thema kam 
immerhin vor. Bei der ARD wurde es ernsthafter 
behandelt als im Programm des von der Ära 
Poschmann gezeichneten ZDF, das allerdings auch 
noch geradezu investigativ daherkam, verglichen 
mit dem österreichischen ORF.

Man konnte das vor Ort in Turin gut beobach-
ten: Das IOC schaltet für die Journalisten alle 
mög li chen Fernsehsender frei, russische, finn-

ische, chinesische und eben auch ORF 1. Die 
Be richt erstattung nach der Razzia, verbunden mit 
den Pressekonferenzen der Österreicher vor Ort 
und den Publikumsreaktionen in den Internet-
Gästebüchern der Sportler ergab eine spezielle Art 
Wiener Melange: Der Skandal wurde bagatellisi-
ert, die Dopingfahnder wurden kriminalisiert.

Einen Skandal am Hals 
Am Sonntag nach der Razzia war sogar der 
Bundes kanzler zu Gast beim ORF. Er trug einen 
Trachten janker, die 
Flocken wehten am 
Fenster des Studios 
vorbei, es sah alles 
sehr idyllisch aus. 
Aber Wol fgang 
Schüssel, der gute 
Stimmung machen 
wol lte für die 
Salzburger Bewerbung um die Olympischen 
Winter spiele 2014, hatte diesen Skandal am Hals. 
Er sagte: »Brennende Fahnen von irgendwelchen 
europäischen Ländern, Karika turen streit, nuk-
leare Bewaffnung, der Krieg der Kulturen – nein, 
hier sieht man, dass 83 Nationen friedlich und 
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freundschaftlich miteinander im Wettstreit leben 
können.« Er definierte noch einmal die olym-
pische Theorie und tat sich schwer mit der sch-
mutzigen Praxis.

Den ganzen Tag hatte der ORF in seinem 
ersten Programm dem Publikum die Bilder von 
San Sicario und Pragelato vorgespielt, bestimmt 

ein Dutzend Mal. 
Sie verabreichten 
dem Publikum die 
Bilder in kleinen 
Dosen, damit es 
sich besser daran 
ge wöhnen kon-
nte. Das Holzhaus 

in den Bergen, in dem die österreichischen Biath-
leten und Langläufer sich einquartiert hatten, eine 
Kamera linste von draußen in die hell erleuchteten 
Räume. Man sah ein Kaminfeuerchen lodern, man 
sah einige Athleten und vor ihnen Carabinieri, 
die drohend mit dem Finger wedelten.

Eingriff  in die heile Sport-Welt
Die Bericht erstattung war ein wunderbares 
Beispiel dafür, wie der Anti-Doping-Kampf in 
großen Teilen der Öffentlichkeit nach wie vor ver-
standen wird: als unbefugter Eingriff in die heile 
Welt des Sports, als Überfall auf die Athleten. Die 
Langlaufstaffel der Österreicher war nach der 
Razzia noch angetreten, dann aber überrundet 
und aus dem Wettbewerb genommen worden. 
»Das österreichische Quartett ist von der Razzia 
gezeichnet«, sagte der seinerseits schwer gezeich-
net klingende Kommentator. Auch von »Opfern 
der Razzia« war die Rede, von »Weinkrämpfen« 
bei den Athleten. Und Markus Gandler, der 
Sportdirektor, durfte wieder und wieder unter 
zerzaustem Schopf sein Statement abgeben: 
»Wenn 30 Bullen auf di` einhupfen, da fehlt dir a 
bisserl der Plan.«

Dass die Razzia erfolgreich war, weil 
Sprit zen gefunden wurden, Schachteln mit 
Medikamenten und diverse Apparate für Bluttests 
und Transfusionen – diese Nachricht verlor sich 
in den Reportagen. Dass die Biathleten Wolfgang 
Rottmann und Wolf gang Perner sich aus dem 
Staub gemacht hatten, wurde umgedeutet. Sie 
hätten Panik vor der Strafe gekriegt, sagte ein 
Trainer. Es klang nach Mitleid für Gehetzte.

Sie machten eine Soap daraus, eine Dope-
Soap, mit ein paar Guten und ein paar Bösen. 
Man muss nicht fragen, wer wer war. Anderntags 
kriegte man in Turin die Kronen-Zeitung, ein so 
genanntes Straßenblatt, das diesen Namen zu 
Recht trägt, wie sich zeigte. Nach den Spielen 
– und obwohl die Verdachtsmomente sich durch-
aus erhärtet haben – sprach das Blatt auf seiner 
Internetseite nicht vom Dopingskandal, sondern 
von der so genannten Doping-Affäre.

Nur Rührstücke und Heldengeschichten
Verantwortungsvolle Medien sollten in verwirr-
ten Zeiten wie diesen ihr Publikum immer auch 
ein bisschen erziehen, aber es ist genau umge-
kehrt. Das Publikum kriegt das, was es erwartet, 
Rührstücke und Heldengeschichten. Es dankt mit 
guter Quote und Auflage.

Weil die Welt so gut vernetzt ist, konnte man 
nicht nur die Reaktion vieler österreichischer 
Medien verfolgen, sondern auch die daraus resul-
tier ende Reaktion des Publikums. Auf der Home-
page des Athleten Perner, der sein Gästebuch auch 
während des Skandals und danach geschaltet 
hatte, finden sich eine Menge Einträge, die den 
Biathleten als Opfer begreifen. 

Also so, wie er medial verkauft worden ist. 
»klaus aus deutschlandsberg« schreibt: »alles gute 
und kopf hoch. lass dir von diesen sch.italienern 
nicht dein reines gewissen ausreden.« »Hans 
aus Tirol« schreibt: »Wer Angst haben muss, als 
Spitzensportler kriminalisiert zu werden, kann 
dem Leistungssport nur den Rücken kehren. Die 
gesamte Vorgangsweise des IOC sowie der WADA 
in diesem Fall ist für mich eine Verletzung der 
Menschenwürde in Reinform.« So geht es immer 
weiter.

So gesehen hat der ÖSV-Präsident Peter 
Schröcksnadel – ein beziehungsreicher Name 
– die Haltung großer Teile der österreichischen 
Öffentlichkeit auf den passenden Begriff gebracht 
mit seinem längst legendären Zitat: »Austria is a 
too small country to make good doping«

Holger Gertz war  früher Sportredakteur, er 
arbeitet heute als Seite-3-Reporter 

und Streiflichtautor für die 
Süddeutsche Zeitung.

Fast schon legendär geworden ist 
ein Zitat vom ÖSV-Präsidenten: 

»Austria is a too small country to 
make good doping«  

Zur Gründung des Sportnetzwerks 
siehe Seite 82.
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WOLF SIEHT FERN

Harald Schmidt redet 

auch ständig über 

Fußball, hat aber 

nach dem florenti-

nischen Desaster der 

Nationalmannschaft 

in eine Bildschirmecke 

»Tschö Klinsi« ein-

blenden lassen. So 

beweist er, dass unter 

Verrückten wenigstens 

noch die Hofnarren 

mit Realitätssinn 

ausgestattet sind.

Zu Gast    
Fußball, Fußball über alles. Die Kanzlerin turtelt fernseh-

öffentlich mit dem Bundestrainer, Beckenbauer wet-
tert, dass es sogar bei Kachelmann ausschlägt, und 

ein Wettskandal im bezahlten Fußball bringt es allemal zur 
Spitzenmeldung in den großen Nachrichtensendungen von 
ARD und ZDF. Selbst das ZDF-Politbarometer schiebt schnell 
noch den Bundestrainer in die Beliebtheitsskala. 

Dazwischen machen sich die Experten bereit, zu jeder 
frei flottierenden Frage in die Bildschirmbresche zu springen. 
Besonders auffälliges Exemplar, hinter dem sogar Günther Netzer 
im Goldjackett verblasste: ein Physik-Professor aus Dortmund. 
Er errechnete aus verschiedensten Daten, die Chance für einen 
Weltmeister Deutschland lägen bei exakt 56,39 Prozent. Harald 
Schmidt redet auch ständig über Fußball, hat aber nach dem 
florentinischen Desaster der Nationalmannschaft in die rech-
te obere Bildschirmecke ein »Tschö Klinsi« einblenden lassen. 
So beweist er, dass unter Verrückten wenigstens noch die 
Hofnarren mit Realitätssinn ausgestattet sind. 

Im vorauseilenden Fußballgehorsam konnten sich nur weni-
ge Themen halten – grad mal der Tarifkonflikt mit Verdi und 
das H5N1-Virus. Die Vogelgrippe zog nach wenigen Tagen, 
begleitet von traurigen Bildern trauriger Stallhühner und beru-
higenden Expertenkommentaren wieder vom Bildschirm ab, 
Richtung Ausland. Auch der Kater von Rügen hielt sich nur 
einen Tag lang als Spitzenmeldung – immerhin. Im deutschen 
Fer nsehen hatte es so etwas noch nicht gegeben. Bis dahin 
schaf f  te es wenige Tage später der Steinmarder schon nicht 
mehr. Wirkliches Mitgefühl ist eben nur mit dem Haustier 
möglich. 

Der Verdi-Streik hielt sich länger auf dem Bildschirm, 
vermutlich aus zwei Gründen. Erstens sind in diesem 
Land nicht geleerte Mülltonnen immer nachrichten-

attraktiv. Zweitens zeigte sich die Gewerkschaft wie gewohnt 
stur und zog den Streik in die Länge. Was den meisten TV-
Experten nicht gefallen wollte. Übrigens finden die Sender 
in ihren Listen meist nur die Telefonnummern von Experten, 
denen gewerkschaftliche Aktionen nicht gefallen. 

Worum es beim Streik wirklich ging, war wieder bei Sabine 
Christiansen aus der ersten Reihe zu erfahren. Sie konterte 
mit dem schönen Sendungstitel »Streik der Privilegierten« 
und der Frage: »Geht es den Staatsdienern immer noch zu 

FRITZ WOLF IST FREIER 

JOURNALIST IN DÜSSELDORF.
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  bei Freunden
gut?« Mit den »Privilegierten« meinte sie ver-
mutlich die großverdien en den Müllmänner und 
Krankenschwestern, denen eine eher unter-
durchschnittlich entlohnte Moder atorin und 
Fernsehproduzentin auch einmal die Mei nung 
sagen wollte. Sie hat zwar nicht wirklich Ahnung 
von der Materie (»14 Minuten mehr pro Woche 
oder 18 Minuten pro Tag – die vier Minuten kön-
nen es doch nicht sein!«), das dürfte aber keine 
Rolle spielen. Die Frage nach journalisti sch er 
Neutralität stellt sich ohnehin nicht, weil Sabine 
Christiansen als Unterhaltungssendung gilt. 

Nicht als Unterhaltungssendung firmiert das 
ZDF-Politbarometer. Dafür steht schon
Bettina Schausten, die Domina der 

Um frage   werte. Die Mannheimer Forschungsgruppe 
Wahlen wollte wissen, ob die Befragten den Streik 
für richtig hielten oder für falsch. Sie kam zu dem 
Ergebnis, dass die Zustimmung sinkt. Weil eine 
solche Frage Standpunkt und Interessen, politi-
sche Kriterien und Gewichte nicht berücksichtigt, 
war sie einfach zu beantworten. Lief aber auch 
darauf hinaus, bloß Stimmungen zu verstärken. 
Stimmungsmache durch Stimmungsabfrage. Als 
Säulengrafik sieht sie dann aus wie eine Tatsache.

Die Nachrichtenmoderatoren wiederum schei-
nen sich als Betreuer für Schwererziehbare zu 
verstehen. An ihren Anmoderationen sollt ihr sie 
erkennen. Ulrich Wickert befand, die Kontrahenten 
hätten sich ineinander verhakt, seien wie zerstritte-
ne Kinder in ihre Zimmer gegangen, hätten Stühle 
unter die Türklinke geklemmt und wollten nicht 
mehr miteinander reden. Soll heißen: Kinder, hört 
doch auf zu streiten. Marietta Slomka urteilte, es sei 
nach fünf Wochen an der Zeit, von Konfrontation 
auf Kompromiss umzuschalten – streng parteifrei, 
»auf beiden Seiten«. Danach zeigte das heute-jour-
nal einen Beitrag aus dem Städtchen Bretten, wo 
Angestellte und Stadtverwaltung sich schon auf 
die 40-Stunden-Woche geeinigt und damit die 
Arbeitgeberposition glatt noch überholt hatten.

Slomka heißt übrigens Strohhalm. Das wissen 
wir seit der von Johannes Baptist Kerner moderier-
ten Unterhaltungssendung Namen über Namen, 
die mit den Erkenntnissen der Namenforschung 
spielte (nebenbei bemerkt: bei Homer hießen die 
Schönen kuhäugig oder eulenäugig; jetzt also 
strohhalmig). Kerner wiederum leitet sich ab vom 
Kärrner, der mit seinem Karren alles mögliche 
Zeugs transportierte. Grad wie Kerner heute im 
ZDF. Stellte der smarte Lächler seine Plaudereien-
Spe dition ein und führe wie Harald Schmidt ein 
Jahr lang auf Weltreise – der Lerchenberg müsste 
halb tags seinen Laden schließen (was man aber 
nicht wirklich für eine gute Idee halten kann; wer 
weiß, was er von dort wieder auf den Bildschirm 
einschleppt). 

So werden allmählich die Konturen sichtbar, 
in denen zusammenwächst, was im Jahr der 
Fußball-WM keinen anderen Einfall hat. Ein 

Netzwerk bildet sich. Wer gehört dazu? Klinsmann 
und Beckenbauer natürlich. Auch die Kanzlerin. 
Sie steht für den politisch-ideellen Komplex, könn-
te aber auch mal eine Halbfinalbegegnung mit 
Günther Netzer kommentieren. Unbedingt dazu 
gehört die gute Laune aus Turin, die Harry, Waldi, 
Wasi und Rubi hervorgebracht hat. Diesmal viel-
leicht Schweini, alias Sebastian Schweinsteiger, 
der aber nicht auf einer Sau durch die Wettbüros 
reitet, sondern dessen Vorfahren, wie wir auch 
seit Kerner wissen, wahrscheinlich aus dem Ort 
Schweinsteige bei Bonn kamen. 

Die investigativen Kollegen von Frontal 21 könn-
ten etwas enthüllen über die unbekannten Herren 
aus der Zockerbranche, die erst Fernsehzuschauer 
mit Gewinnspielen zuschütten und sich dann über 
Wettskandale ereifern. Als Kultur-Event schließlich 
könnte Kerner noch schnell eine Show organisieren, 
in der Sebastian Sick eine neue Rechtschreibreform 
ausruft. Damit die Freunde, die zu Gast nach 
Deutschland kommen werden, nichts Falsches ler-
nen, wenn sie nach Aldi wollen. �Q
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Die Rache von     

A
m 27. Februar 2006 sah sich die New 
York Times zu der seltenen journalisti-
schen Form der »editors response« genö-
tigt. Ihr Chefredakteur Bill Keller schrieb: 

»Michael Gordons Bericht basiert auf einer gehei-
men Studie des Joint Forces Command über die 
Entwicklung irakischer Militärstrategien aus dem 
Jahre 2005. Was nun die deutsche Verwicklung 
angeht – da ist die Studie eindeutig. Sie zeigt ein 
Bild einer Zeichnung, das wir in unserer Zeitung 
abgedruckt haben. Die Zeichnung ist identifiziert 
worden als ein Verteidigungsplan, der am 18. Dez. 
2002 bei einem Treffen zwischen Saddam Hussein 
und seinen Spitzengenerälen präsentiert wurde.« 
(http://www.nytimes.com/2006/02/27/inter-
national/europe/27cnd-keller.html?ex=1298696
400&en=2c86e6e03674f713&ei=5090&partner= 
rssuserland&emc=rss) 

Einen Tag später erschien der Text des 
Chefredakteurs auch in der Printversion, und die 
Zeitung berief eine Pressekonferenz in eigener 
Sache zu diesem Thema ein.

Zahlreiche Ungereimtheiten
Was war geschehen? Die New York Times verteidig-
te sich gegen Vorwürfe der deutschen Regierung, 
ihre Enthüllungen über die Zusammenarbeit deut-
scher BND-Mitarbeiter mit US-Militärbehörden im 
Irak seien falsch. 

Regierungssprecher Ulrich Wilhelm hatte in 
der Bundespressekonferenz ein klares Dementi 
abgegeben. SPD-Innenexperte Wiefelspütz sprach 
von einer »Zeitungsente« und der stellvertreten-
de Regierungssprecher Thomas Steeg unkte im 
Hinblick auf die Schlichtheit des angeblichen 
Verteidigungsplans: »Punkt, Punkt, Komma Strich: 

Fertig ist das Mondgesicht.« Zuvor hatte der BND 
die Geschichte untersucht und dementiert.

Dabei gibt es nach wie vor zahlreiche Unge-
reimtheiten. Um nur eine zu nennen: Saddam 
Husseins Verteidigungsplan war angeblich von 
einem deutschen Verbindungsbeamten in der 
US-Gefechtszentrale in Doha an die Amerikaner 
übergeben worden. Nach dem deutschen 
Regierungsbericht vom 23. Februar 2006 über 
die BND- Mission gab es zwar einen deutschen 
Verbindungsbeamten mit Decknamen »Gardist« 
in Doha – der allerdings hatte seinen Dienst 
erst knapp zwei Wochen nach dem angebli-
chen Übergabetermin aufgenommen. (Vgl. dazu 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/
0,1518,druck-403539,00.html)

Unklare Rolle
Doch die New York Times legte noch nach: Die 
Deutschen hätten die Skizze von einer HUMNIT-
Quelle (Human Intelligence) bekommen, sprich 
von einem irakischen Gewährsmann, dessen 
Identität nicht bekannt sei. So stünde es in der 
Studie des »Joint Forces Command«. 

Der Autor des Artikels, Michael R. Gordon, 
legte Wert darauf, diese Quelle seriös genutzt zu 
haben. In einem Interview mit der Deutschen 
Welle (www.dw-world.de/popups/popup_
printcon tent/0,,1919629,00.html) sagte er 
am 17. März 2006: »Ich habe den amerikani-
schen Militärreport nicht erstellt. Ich habe ihn 
nur sorgfältig zitiert und die Zitate in meinem 
Bericht genutzt.« Und weiter erklärte Gordon, 
er habe eigentlich gar nicht über Deutschland 
schreiben wollen und sei nur zufällig auf den 
Verteidigungsplan gestoßen. Es erscheine ihm 

Laut New York Times gaben deutsche Agenten den Verteidigungs-
plan Bagdads an die USA weiter. Viele vermuten hinter dieser 
Meldung Propaganda. Doch über die Motive herrscht Unklarheit.

VON ANDREAS ELTER
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   Uncle Sam?
aber sehr plausibel, dass die US-Geheimdienste 
und Militärbehörden vor dem Krieg – denn um 
diese Zeit geht es – mit den Deutschen zusam-
mengearbeitet hätten. Geheimdienste unterhiel-
ten immer enge Verbindungen zueinander, unab-
hängig davon, was gerade Regierungslinie sei. 

Das mag durchaus zutreffend sein. Doch ob 
der Bericht stimmte konnte Gordon offenbar 
nicht überprüfen. Dennoch nahm er ihn als bare 
Münze und machte sich so zum Sprachrohr des 
US-Militärs. 

Große Gefahr
Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass 
die Armee selbst am 24. März 2006 einen neuen 
Bericht vorlegte – diesmal öffentlich. Und in 
diesem Bericht ist keine Rede mehr von einem 
Verteidigungsplan. 

Auf die Frage nach der umstrittenen deutschen 
Beteiligung antwortete General Anthony Cucolo 
vom Vereinigten Streitkräftekommando: »Ich 
kann weder bestätigen noch dementieren, dass 
entsprechende Angaben vor der Veröffentlichung 
des Reports in der bisher geheimen Version (also 
der Version, die Gordon zitiert hat, A.d.V.) enthal-
ten waren, dass heißt, vor der Veröffentlichung 
wieder aus dem Bericht herausgenommen wur-
den.« (Zit. nach: dpa, Zusammenfassung 23.15 
MEZ, 24.3.06: »Keine BND-Erwähnung in US-
Bericht – Ausmaß der deutschen Hilfe offen«)

Weiter wies Cucolo darauf hin, dass er sich zu 
geheimen Berichten nicht äußern könne. Generell 
gelte, dass bestimmte Informationen etwa zur 
Stärke, Schwäche oder Technik des Gegners, die 
»wir nicht publik machen wollen« herausgefiltert 
würden.

Im Umkehrschluss heißt das aber auch, dass 
bestimmte Informationen hinzugefügt werden 
können, wenn es gerade passt. Ein Journalist, der 
nicht noch mindestens über eine zweite unab-
hängige Quelle verfügt und die ihm zugespiel-
ten Informationen nicht überprüfen kann, nutzt 
unter Umständen nur der geheimen Quelle und 
nicht der Öffentlichkeit.  

Für einen zweifelhaften Umgang mit Quellen 
gibt es in jüngster Zeit bei der New York Times 
durchaus Beispiele. Mai 2003: Die Chefredaktion 
versucht in zahlreichen Interviews, ihren beschä-
digten Ruf wiederherzustellen. Jason Blair, ein 
Starreporter der New York Times, hatte dutzende 
Geschichten einfach erfunden, andere irgendwo 
abgeschrieben oder 
sich bei der Recher-
che auf undurch-
sicht ige Quellen 
verlassen (Message 
2/2003). Bla i r 
musste schließlich 
gehen. Die New 
York Times zog die 
Reißleine und setzte eine eigene Untersuchungs-
kommission ein. Diese sollte herausfinden, 
wie es möglich war, dass die Zeitung dem 
»Lügenreporter« auf den Leim gehen konnte. Der 
Bericht der Kommission, der so genannte Siegal-
Report (http://www.nytco.com/pdf/      siegal-
report050205.pdf) führte dazu, dass die New 
York Times 151 Jahre nach ihrer Gründung mit 
Daniel Okrent erstmals einen Ombudsmann ein-
setzte, der die Berichterstattung des Blattes intern 
überwachte und an den sich die Leser wenden 
konnten, wenn sie glaubten, das Blatt berichte 
nicht fair und ausgewogen.

Dieser Verdacht drängte sich in der Tat einigen 
Lesern auf. Hatte doch die New York Times vor 
dem Irak-Krieg vorbehaltlos in den Mainstream-
Ka  non der patriotischen Berichterstattung einge-
stimmt. Dafür entschuldigte sich Ombudsmann 
Okrent später bei den Lesern (vgl. Message 
3/2004). 

Weiterer Ärger
Bei der Irakkriegsberichterstattung profilierte sich 
vor allem die Pulitzer-Preisträgerin Judith Miller. 
Sie berichtete damals unter Berufung auf streng 
geheime Regierungsquellen und nicht näher 
benannte Wissenschaftler, dass der Irak über 
Massenvernichtungswaffen verfüge. 

»Ich habe den amerikanischen 
Militärreport nicht erstellt. Ich habe 
ihn nur sorgfältig zitiert und die 
Zitate für meinen Bericht genutzt.«
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Allerdings fielen ihre Berichte wie ein Karten-
haus in sich zusammen: Die Top-Journalistin 
war einer gezielten Desinformationskampagne 
der Regierung aufgesessen. Die Entschuldigung 
Okrents war nicht zuletzt auch ihrer Bericht-
erstattung geschuldet.

Doch Judith Miller sollte der New York Times 
weiteren Ärger bereiten: Im Sommer 2005 kam 
sie für fast drei Monate in Beugehaft, weil sie sich 
weigerte, mit einem Sonderermittler zu kooperie-
ren. Miller hatte mit hohen Regierungsbeamten 
gesprochen, die durch gezielte Indiskretionen 
eine CIA-Mitarbeiterin enttarnten – offenbar aus 
Rache. Der Ehemann der Agentin hatte nämlich 

he rausge funden , 
dass die von George 
Bush verbreitete 
Behauptung, der Irak 
versuche, im Niger 
Uran zu erhalten, 
unzutreffend war. 
Miller weigerte sich, 
dem Sonderermittler 

die Namen der Regierungsbeamten  zu nennen. 
Weil Miller durch ihr Schweigen eine unschöne 
Racheaktion deckte, geriet sie ein weiteres Mal in 
die Kritik (Vgl. Message 4/2005). 

Für die BND-Affäre zählt vor allem, dass Miller 
zweimal von Regierungsstellen beziehungsweise 
vom Militär auf eine falsche Fährte geführt wurde, 
um Informationen an die Öffentlichkeit zu brin-
gen, die sich als falsch, für die Regierung aber als 
hilfreich herausstellten. 

Dicker Fisch
Ein Journalist, der mit Geheimdienstquellen oder 
mit internen Regierungsquellen arbeitet, ist grund-
sätzlich gefährdet, instrumentalisiert zu werden. 
Die berühmten Hintergrundgespräche des ehe-
maligen NSC-Chefs und Außenministers Kissinger 
sind nur ein Beispiel dafür. (Vgl. Elter, Andreas: 
Die Kriegsverkäufer, Frankfurt 2005, S. 140-148).  
Am Prinzip hat sich nichts geändert.

Der frühere langjährige Investigativ-Reporter 
der Washington Post, Scott Armstrong, beschreibt 
diese Prozedur so: »Sie geben dir allgemeine 
Hintergrundinformationen, mit denen du deinen 
Bericht schreiben kannst. Dann ganz plötzlich 
inmitten des Gesprächs, du hast gerade irgendei-

ne Frage gestellt, antworten sie: ‚Darüber darf ich 
jetzt wirklich nicht sprechen.’ Dann insistierst du 
natürlich und schließlich sagen sie dann so etwas 
wie: ‚Also da musst du mal den oder den anrufen. 
Aber lass mich raus aus der Geschichte.’« (»How 
National Security Information gets leaked to the 
Media«, in: Voice of America News, 21.01.2006) 
Wenn dann der neue Informant die gewünschten 
Informationen liefert, glaubt der Journalist, er habe 
einen dicken Fisch an der Angel. Er publiziert die 
Geschichte – manchmal können dabei die Fakten 
sogar richtig sein. 

Auf seinen Presseartikel berufen sich dann 
wiederum die Regierung oder das Militär, wie im 
Falle der Niger-Uran-Geschichte, und rechtfer-
tigen so ihre Politik. Und bei der ganzen Sache 
hat der Journalist gar nicht gemerkt, wem er 
schließlich einen Gefallen getan hat. Wenn sich 
die Geschichte dann als falsch herausstellt, bleibt 
es an ihm hängen. Die geheime Quelle wird er 
schließlich in der Regel nicht nennen wollen. 

Meinungspolitischer GAU
Zurück nach Deutschland: Die Brisanz der BND-
Geschichte liegt vor allem für die Sozialdemokraten 
der Großen Koalition in der Tatsache, dass sie 
vor 2003 bei der Bevölkerung durch eine strikte 
Anti-Irakkriegs-Haltung punkteten. Die damalige 
Regierung Schröder hatte ihren zweiten Wahlerfolg 
(2002) nicht zuletzt dieser Tatsache zu verdanken. 
Sollte jetzt herauskommen, dass Deutsche den 
USA massiv beim Irakkrieg geholfen haben, wäre 
dies ein meinungspolitischer GAU. 

Neben der aktuellen Affäre um den ominösen 
Verteidigungsplan gibt es aber weitere, härtere 
Indizien dafür, dass die Deutschen den US-Truppen 
durchaus geholfen haben.

Denn bereits einige Monate vor dem New York 
Times-Bericht hatte das Polit-Magazin Panorama 
von BND-Mitarbeitern berichtet, die für die 
Amerikaner Ziele im Irak ausspioniert haben sol-
len (12. Januar 2006). Hier zog sich die neue 
Regierung Merkel mit dem Verweis aus der Affäre, 
dass es nur darum gegangen sei, die Amerikaner 
davon abzuhalten, zivile Einrichtungen zu bom-
bardieren. Das Parlamentarische Kontrollgremium 
hatte diese unangenehme Angelegenheit gerade ad 
acta legen wollen, als auf einmal der neue Bericht 
in der New York Times erschien. 

Schließlich sagen sie sowas wie: 
»Also da musst du mal den oder 
den anrufen. Aber lass mich raus 

aus der Geschichte.«
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Hinzu kommt, dass Europarat-Sonderermittler 
Dick Marty in seinem Abschlussbericht darauf 
verwies, dass die amerikanischen Geheim dienste 
auch Deutschland als Stützpunkt für die unrecht-
mäßigen Transportflüge in geheime Verhör-
gefängnisse genutzt hatten. Nicht unerwähnt 
bleiben sollte auch die Entführung des deutschen 
Staatsbürgers Khaled el Masri durch CIA-Beamte 
und die unklare Rolle deutscher Geheimdienste 
bei der Befragung von Murnat Kurnaz und Hayda 
Zammar in einem syrischen Gefängnis beziehungs-
weise in Guantánamo.

Nur in der Kombination der oben genann-
ten Ereignisse und ihres zeitlichen Ablaufs lässt 
sich die Aufregung über die »Kinderzeichnung« 
(Zitat des ZDF-Reporters Peter Hahne) verstehen. 
Der New York Times-Bericht wurde schließlich 
auch zum Auslöser für den Parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss. 

Doch viele Beobachter wunderten sich über die 
zeitliche Platzierung des Artikels. Was sollte mit 
dem neuen NYT-Bericht erreicht werden? Warum 
kam er gerade jetzt? Mancher BND-Mitarbeiter 
vermutete, die US-Studie, auf die sich der New 
York Times-Bericht stützte, sei falsch. Eine andere 
Variante lautete: Bei der Studie habe es sich nur 
um eine vorläufige Fassung gehandelt. Dies korre-
spondiert mit den neuen Äußerungen von General 
Cucolo. 

Null minus null
Politiker unterschiedlicher Couleur und 
Parteizugehörigkeit brachten die These auf, der 
Geheimbericht sei dem New York Times-Mann 
Gordon ganz gezielt zugespielt worden. So sagte 
SPD-Innenexperte Wiefelspütz in einem ZDF-
Interview am 28. Februar 2006: »Zum wieder-
holten Mal sorgt ein amerikanischer Pressebericht 
für Aufregung (...) Doch die Rechercheergebnisse 
sind doch gleich null oder minus null.« Dieser 
Auffassung schloss sich CSU-Landesgruppenchef 
Peter Ramsauer an: »(...) Wenn nämlich wenigs-
tens die offiziellen inneramerikanischen Quellen 
immer gestimmt hätten, dann wäre es zum ganzen 
Irak-Krieg erst gar nicht gekommen, geschweige 
denn zu einem BND-Einsatz.« 

Damit spielte Ramsauer auf Colin Powells 
berühmte Rede im Februar 2003 vor dem UN-
Sicherheitsrat an, mit der der damalige US-

Außenminister den geplanten Irak-Krieg gerecht-
fertigt hatte – und die, wie sich herausstellte, auf 
falschen Geheimdienstquellen basierte. 

Cui bono?
Wie wahrscheinlich ist es also, dass in diesem 
Fall die US-Regierung oder das Militär mit einer 
gezielten Indiskretion in der New York Times die 
deutsche Regierung desavouieren will? Vorstellbar 
ist das allemal. Der Mediaspin hat schließlich 
in anderen Fällen schon größere Dimensionen 
erreicht. Aber ergibt das hier überhaupt Sinn? Die 
Vertreter der »Leak«-Theorie argumentieren, es 
handele sich um eine späte Rache für Deutschlands 
Verweigerungshaltung beim Irakkrieg Andere wie-
derum hegen die Vermutung, durch eine geziel-
te Indiskretion solle die neue Kanzlerin Angela 
Merkel langfristig auf US-Kurs gehalten und für 
ihre Guantanamo-Kritik abgestraft werden. 

Auch wenn sich 
durch den neuen 
Armeebericht von 
General Cucolo 
weitere Hinweise 
auf ein gezieltes 
Leak durch den 
alten Bericht erge-
ben, scheint die 
Theorie gesamtpolitisch gesehen doch zu kon-
struiert: Denn die USA haben derzeit kein über-
geordnetes Interesse daran, die neue deutsche 
Regierung zu beschädigen. Die entscheidende 
Frage einer jeder Verschwörungsgeschichte »Cui 
bono?« kann bislang nicht plausibel beantwortet 
werden. Vielleicht ist es sogar so, dass durch den 
neuen Armeebericht versucht wird, zerschlagenes 
Porzellan wieder zu kitten und die neue deut-
sche Regierung jetzt bewusst entlastet werden 
soll, nachdem vorher die alte gezielt in Misskredit 
gebracht werden sollte. 

Schließlich fußen Gordons Recherche und der 
erste Armeebericht noch auf Informationen aus einer 
Zeit, als in Deutschland eine rot-grüne Koalition 
re gierte. Dass Gordon seinen Bericht erst jetzt 
ver öffentlichen würde, konnte das Militär damals 
nicht wissen. All diese Fragen sind derzeit nicht 
abschließend zu klären. Unter Umständen bringt 
ja der Parlamentarische Untersuchungsausschuss 
Licht  ins  Dunkel dieser  verworrenen  Geschichte. �Q

Vielleicht soll zerschlagenes 
Porzellan wieder gekittet und die 
neue deutsche Regierung jetzt 
bewusst entlastet werden.

Dr. Andreas 
Elter arbeitet als 
Journalist in Köln. 
Sein Buch »Die 
Kriegsverkäufer« 
beschäftigt sich mit 
der Geschichte der           
US-Propaganda.
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»Wir haben eine    

Wie kam die Panorama-Redaktion zu ihrer Story 
über die BND-Leute im Irak?
Stephan Wels:  Wir bekamen sie von John Goetz, 
einem Autor, mit dem wir seit vielen Jahren zusam-
menarbeiten. Er hat uns schon viele Geschichen 
gebracht. Im Zuge einer anderen Recherche hatte 
er Kontakt zu einem ehemaligen hochrangigen 
Pentagon-Mitarbeiter bekommen, der ihm sagte: 
»Während des Irak-Krieges haben uns deutsche 
Agenten bei der Zielführung geholfen.« Das war 
im Herbst 2005.

Warum wollte diese Quelle anonym bleiben?
Stephan Wels:  Der Mann gab brisante Details 
aus seiner früheren Tätigkeit preis. Wenn er identi-
fizierbar gewesen wäre, hätte das die Vernichtung 
seiner Existenz bedeutet. In diesem Bewusstsein 
und Gefühl lebt er übrigens bis heute.

War er aktiv an den Vorgängen beteiligt, die er 
Ihnen schilderte?
Stephan Wels:  Ja. Er war während des Irak-
Krieges in einer Position tätig, die ihm nachweis-

lich den Zugang zu Informationen über 
die Kriegsführung im Irak verschaffte. 
Wir haben die Angaben zu seiner 
Position geprüft. Sie trafen zu.

Woher wissen Sie, dass er zuverlässig 
berichtete?
Stephan Wels:  Er hatte enorme 
Detailkenntnisse zum Lebensumfeld 
der BND-Agenten im Irak, die sich 

Selten war eine Story so wirkungsmächtig und zugleich so umstrit-
ten: Panorama deckte auf, dass deutsche Agenten während des 
Irak-Krieges mit den USA kooperierten – doch das Fallbeispiel 
entpuppte sich als falsch. Ein Gespräch mit dem Redaktionsleiter.

Stephan Wels, Jahrgang 1957, ist 
seit Mai 2004 Redaktionsleiter 
des NDR-Magazins Panorama.
 
Die nebenstehende Bilderserie 
ist der Panorama-Sendung 
»Bomben auf Bagdad – Deut-
sche Agenten am Irakkrieg be-
teiligt« vom 12. Januar 2006 
entnommen.
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 Tür   aufgestoßen«
schnell verifizieren ließen. Seine Schilderungen 
wurden von zwei Männern, die damals auch in 
Bagdad waren und die Agenten kannten, bestätigt. 
Die Angaben waren absolut zutreffend. 

Wir sind auch zu einem sehr frühen Zeitpunkt 
an uns bekannte Quellen innerhalb des BND 
herangetreten, die auch nicht namentlich ge-
nannt werden wollten. Inoffiziell wurde uns 
bestätigt: »Ja, wir waren dort, wir haben mit 
den Amerikanern kooperiert, wir haben ihnen 
geholfen.« 

Schwierig wurde es, wenn wir auf die 
Bombardierung des Häuserblocks in Mansur am 7. 
April 2003 zu sprechen kamen. Saddam Hussein, 
den die Amerikaner dort vermutet hatten, wurde 
nicht getroffen, doch es gab mindestens 12 Tote, 
alles Zivilisten. 

Wir fragten unsere BND-Quellen: »Stimmt 
es, dass die deutschen Agenten damals mit einer 
Kontrollfahrt bei der Zielbestätigung geholfen 
haben? Was wissen Sie darüber?« Daraufhin 
kam in verschiedenen Gesprächen immer wie-
der: »Operative Details – dazu sagen wir nich-
ts.« Nicht etwa: »Das stimmt nicht, das ist völlig 
undenkbar.« 

Wir haben dann gecheckt: Was gibt es an 
Presseveröffentlichungen über den 7. April? Ist 
das mit der Version unserer Quelle in Einklang zu 
bringen?

Dabei werden Ihnen Widersprüche aufgefallen 
sein. Ihre Quelle sagte, Saddam Hussein und 
seine Getreuen seien am 7. April in Mercedes-
Fahrzeugen nach Mansur gekommen. In den 
Presseberichten ist aber von alten Taxis die Rede.
Stephan Wels:  Unsere Quelle sprach davon, dass 
die Deutschen die Anwesenheit von schwarzen 
Limousinen in Mansur bestätigt hätten, nicht 
davon, dass Saddam aus ihnen aus gestiegen 
sei. Für die amerikanische Aus wertung war das 
unserer Quelle 
zufolge eine wich-
tige bestätigende 
Information. Die 
Grund infor mation 
über den angebli-
chen Aufent halts-
ort Saddams kam 
auf anderen Wegen 
zu den Amerikanern. In den Presseberichten gab 
es zum 7. April übrigens viele Versionen – auch 
solche, die der Darstellung unserer Quelle in 
Details widersprachen. Aber es gab keine einheitli-
che Linie.

War die Geschichte dieser Bombardierung für Sie 
überhaupt im Nachhinein zu recherchieren?
Stephan Wels:  Im Irak können Sie jetzt zu einem 
solchen Ereignis nichts mehr recherchieren. Auch 

»Wäre unser Informant identifi-
zierbar gewesen, hätte das seine 
Existenz vernichtet. In diesem 
Bewusstsein lebt er bis heute.«

S. 028-033 Wels.indd   29S. 028-033 Wels.indd   29 28.03.2006   12:51:37 Uhr28.03.2006   12:51:37 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe CyanProzessfarbe MagentaProzessfarbe MagentaProzessfarbe GelbProzessfarbe GelbProzessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



30

RECHERCHE |  GEHEIMDIENSTE

���Q��2 / 2006

ARD-Korrespondent Jörg Armbruster, der nur bis 
Kriegsbeginn im Land war, wusste nichts über den 
7. April. Dennoch war er für uns eine wertvolle 
Quelle, denn er hatte die BND-Leute getroffen und 
ist ein profunder Kenner der Szene.

Warum haben Sie nicht mit Korrespondenten 
gesprochen, die zum fraglichen Zeitpunkt im 

Irak waren? Auch 
die ARD hatte 
Berichterstatter 
am Ort.
Stephan Wels:  
Wir kannten eine 
Einschätzung von 
Christoph Maria 
Fröhder, die aber 

weder für noch gegen eine Veröffentlichung 
sprach. Er kannte die Agenten nicht.

Was sagte er denn konkret?
Stephan Wels:  Er bezweifelte meiner Erinnerung 
nach den Grundsachverhalt, aber eher mit abstrak-
ten Argumenten.

Dass es deutsche Korrespondenten anderer 
Medien gab, die genau diesen 7. April recher- 
chiert haben, wussten Sie damals nicht?
Stephan Wels:  Ich wusste nicht, dass sich 
Christoph Reuter vom Stern extensiv mit den 
Ereignissen des 7. April beschäftigt hatte. Er hatte 
ja nichts veröffentlicht. Aber es wäre auch schwer 
gewesen, mit einem Stern-Kollegen die eigene 
Recherche abzuklären. Ich kann mich nicht auf 

den Marktplatz stellen und fragen: Freunde, wer 
könnte etwas zu dieser Geschichte wissen?

Weil die Story im Irak nicht mehr zu verifizieren 
war, hätten Sie bei konkurrierenden Medien nach-
fragen müssen. Und das wollten Sie nicht.
Stephan Wels:  So ist es. Wir haben mit der 
Süddeutschen Zeitung kooperiert, das hat ge-
reicht.

Warum mit der Süddeutschen Zeitung?
Stephan Wels:  Einerseits wollte John Götz 
mit dieser Geschichte breiter laufen als nur bei 
Panorama. Aber wir fanden es auch hilfreich, mit 
Hans Leyendecker jemanden ins Boot zu holen, 
der enorm kenntnisreich ist und vieles gegenge-
checkt hat.

Im Panorama-Beitrag heißt es, die Anwesenheit von 
Saddam Hussein sei dem Pentagon erstmals um 
14:45 Uhr gemeldet worden. Um exakt 15:00 Uhr 
seien die Bomben eingeschlagen. Kritiker sagen: 
Dass innerhalb von 15 Minuten die Kontrollfahrt 
der Deutschen und die Informationsweitergabe 
an die US-Bomber stattgefunden haben soll, sei 
unplausibel. 
Stephan Wels:  Das ist richtig. Es ist ein ärger-
licher Fehler im Filmtext. Es sollte heißen, um 
14.15 Uhr ging die Antwort der Deutschen an 
die Amerikaner. So hatte es die Quelle beschrie-
ben. Wir wissen im Übrigen heute, dass die deut-
schen Agenten bei geplanten Bombardierungen 
blitzschnell Informationen mit den Amerikanern 
ausgetauscht haben.

»Ich kann mich nicht auf den 
Marktplatz stellen und fragen: 
Freunde, wer könnte etwas zu    

dieser Story wissen?«
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Welche Argumente führte der BND ins Feld, um 
Sie von einer Veröffentlichung abzubringen? 
Stephan Wels:  Zur militärischen Kooperation 
mit den Ameri kanern allgemein gab es zunächst 
gar kein Dementi. Wir haben den BND sehr früh 
angefaxt, um eine offizielle Stellungnahme zu 
bekommen. Dann haben wir nahezu täglich dort 
angerufen. Am ersten Tag hieß es: »Wir wissen 
nicht, ob wir antworten werden.« Am zweiten 
Tag: »Wissen wir immer noch nicht.« Erst einen 
Tag vor der Veröffentlichung gab es ein Dementi. 
Sie sagten: »Die ganze Geschichte stimmt nicht.« 
Wir fragten: »Warum nicht?« Sie sagten: »Glauben 
Sie mir, das alles stimmt nicht.« Ernst Uhrlau sagte 
mir damals noch persönlich, die Agenten hätten 
nur humanitäre Objekte benannt.

Schriftlich bekamen wir den Satz: »Entgegen 
anders lautenden Unterstellungen ist festzu-
halten, dass den kriegführenden Parteien keinerlei 
Zielunterlagen oder Koordinaten für Bomben ziele 
zur Verfügung gestellt worden sind.« Von Ziel-
unterlagen oder Koordinaten hatten wir gar nicht 
gesprochen. Heute wissen wir im Übrigen: Genau 
das hatten die Agenten getan. Im Regierungsbericht 
sind die ganzen Militärobjekte aufgelistet, die die 
Agenten mit GPS-Daten benannt hatten. Wir wur-
den damals an der Nase herumgeführt.

Konkret zur Kontrollfahrt hieß es: Die gab es 
nicht. Ein Dementi ohne Begründung. Wir haben 
natürlich versucht, Detailargumente zu bekom-
men. Warum kann diese Kontrollfahrt nicht statt-
gefunden haben? Was haben Sie? Wie können Sie 
die Version unserer Quelle erschüttern? Da kam 
aber nichts.

Haben Sie zu diesem Zeitpunkt erwogen, die 
Episode über den 7. April aus dem Beitrag he-
rauszunehmen? Es wäre ja dennoch eine aufse-
henerregende Geschichte geblieben. Schließlich 
wussten nur wenige, dass während des Irak-
Krieges BND-Agenten in Bagdad aktiv waren.
Stephan Wels:  Erwogen, aber verworfen. Ich 
hatte den Eindruck: Die Stellungnahme des BND 
ist eine Umdeutung. Wir haben dann über die 
BND-Sicht der Dinge ordnungsgemäß berichtet 
– und über die Version unserer Quelle.

Nach der Sendung gab es massive Angriffe 
gegen Panorma. Focus bezeichnete Ihre Story 
als »Ente«. Und 
Christoph Reuter 
schrieb im Stern, 
Saddam Hussein 
habe sich schon 
seit 1990 nicht 
mehr in Konvois 
bewegt, was allen 
Geheimdiensten 
bekannt gewesen sei. Dies widerspreche der 
Kernthese des Panorama-Informanten, das BND-
Duo habe die Anwesenheit einer Mercedes-
Kolonne in Mansur bestätigt.
Stephan Wels:  Der Stern hat – für mich nach-
vollziehbar – Details am Hergang der Ereignisse 
kritisiert, wie sie von unserer Quelle behauptet 
wurden. Das ist in Ordnung. Focus hingegen 
hat meines Erachtens in weiten Zügen BND-
Bewertungen völlig unkritisch übernommen. Die 
sind ja voll auf der Schiene gewesen, der BND 

»Warum kann diese Kontrollfahrt 
nicht stattgefunden haben? Wie 
können Sie die Version unserer 
Quelle erschüttern?«
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habe da eine Rot-Kreuz-Mission verfolgt. In der 
Auseinandersetzung mit uns hätte ich es schon 
kollegial, wenn nicht gar unter professionellen 
Gesichtspunkten zwingend notwendig gefunden, 
dass die Focus-Redakteure sich bei uns melden 
– was sie nicht getan haben. Die machten eine 
schmalspurige Recherche.

Sie haben auf die Focus-Berichterstattung ziem-
lich empfindlich reagiert. Stimmt es, dass sie in 

einem Punkt sogar 
Unterlassung und 
Gegendarstellung 
gefordert haben?
Stephan Wels:  
Focus hatte in 
einem zweiten 
Beitrag geschrie-
ben, mittlerweile 

stehe fest, dass die beiden BND-Agenten nicht, 
wie vom TV-Magazin Panorama behauptet, 
»Feuerleitoffiziere amerikanischer Bomber 
waren«. So etwas haben wir nie behauptet. Wir 
haben von Informationen gesprochen, die in die 
Zielerfassung eingingen. Ich lasse mich nicht 
haftbar machen für eine Überinterpretation von 
Focus. »Feuerleitoffiziere« – das ist eine böswillige 
Verzerrung dessen, was wir berichtet haben. 

Es stimmt, da war ich empfindlich. Die Chance 
auf gerichtliche Durchsetzung war imÜbrigen ge-
ring, deswegen haben wir es dann gelassen.

Was sagt Ihre Quelle heute zu der Geschichte? 
Wahrscheinlich haben Sie ihr die Rückmeldung 

gegeben, dass deren Version der Ereignisse des 7. 
April als widerlegt gilt.
Stephan Wels:  Der Mann bleibt bei seiner 
Darstellung. Er ist aber verunsichert darüber, dass 
der von ihm erinnerte Hergang so massiv in Abrede 
gestellt wird. Seitdem versuchen wir mit ihm zu 
klären: Welche Formen des Irrtums sind möglich? 
Ich bin heute überzeugt, dass es die von unserem 
Mann behauptete Kontrollfahrt nicht gegeben hat. 
Ich halte es aber bis heute für gut möglich, dass es 
irgendeine Form von Information der deutschen 
Agenten gegeben hat, die in die Entscheidung der 
Amerikaner, zu bombardieren, eingeflossen ist.

Kann es sein, dass Sie einer PR-Maßnahme des 
Pentagons aufgesessen sind?
Stephan Wels:  Nein, das ist völlig ausgeschlos-
sen. Unsere Quelle war immer ein Freund der 
deutschen BND-Präsenz in Bagdad. Er ist jemand, 
der die BND-Aktivitäten positiv beurteilt.

War er ein Befürworter des Irak-Krieges?
Stephan Wels:  Wenn es Krieg gibt und das 
Leben von Soldaten auf dem Spiel steht, findet 
man es gut, wenn man Hilfe bekommt. 

Diese ganze Diskussion um Propaganda, wie 
sie auch wieder anlässlich der New York Times-
Veröffentlichung aufkam, ist völlig absurd. Man 
muss doch sehen: Welches Interesse kann die 
Bush-Regierung haben, uns in eine hektische 
Diskussion über die rot-grüne Regierung zu ver-
stricken – jetzt, nachdem Rot-Grün abgewählt ist, 
jetzt, nachdem eine Annäherung Deutschlands an 
die USA in Gang gekommen ist? Es ist doch unstrit-

»Die Focus-Berichterstattung 
war voll auf der Schiene, der 
BND habe in Bagdad eine 
Rot-Kreuz-Mission erfüllt.«
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tig, dass diese Diskussion die Zusammenarbeit des 
BND mit den amerikanischen Diensten extrem 
belastet. Deshalb ist mir die vermutete Motivlage 
nicht klar.

Das Signal an Deutschland könnte sein: Kommt 
mal runter von eurem hohen moralischen Ross, 
ihr wart doch selbst involviert. 
Stephan Wels:  Dass nun viele solcher Skandale 
ans Licht kommen, lässt sich erklären, ohne dass 
man dafür Verschwörungstheorien bemühen 
muss. Im Vorfeld und während des Irakkriegs 
passierten viele Dinge, die der aktuellen 
Berichterstattung verborgen blieben. Es ist ganz 
normal, dass Journalisten mit zeitlichem Abstand 
bessere Chancen haben zu recherchieren, dass 
sich Quellen öffnen, weil es ihnen nun möglich 
ist, weil es nicht mehr so gefährlich ist. In dieser 
Phase befinden wir uns.

Muss Panorama seinen Umgang mit anonymen 
Quellen überdenken?
Stephan Wels:  Wer glaubt, im Geheim-
dienst milieu mit offenen Quellen arbeiten zu 
können, der muss mir das vormachen. Die 
Geheimdienst-Geschichten, ob in den Magazinen 
oder in den Tageszeitungen,  leben von den 
»Sicherheitskreisen«. 

Natürlich gibt es die Ehemaligen, die sich 
namentlich zitieren lassen und von längst vergan-
genen Zeiten berichten. Und es gibt »Experten«, 
Ferndiagnostiker, die von den konkreten 
Ereignissen kaum etwas wissen. Eine Geschichte 
mit Brisanz bekommen Sie nur durch anonyme 

Quellen. Und wenn man Informationen einer 
anonymen Quelle überprüft hat, sie für plau-
sibel und relevant hält, muss man sie an die 
Öffentlichkeit bringen.

Angeblich sind die beiden BND-Agenten durch 
Ihre Behauptungen traumatisiert. Am Tod von 
zwölf Zivilisten mitschuldig zu sein, ist ein mas-
siver Vorwurf. 
Stephan Wels:  Dass die Agenten unter der 
Berichterstattung vermutlich gelitten haben, 
stand und steht mir deutlich vor Augen.

Wie ist Ihre vorläufige Bilanz einige Monate nach 
Ausstrahlung der Sendung?
Stephan Wels:  
Unser Zeuge hat 
die Tür einige 
Zent imeter auf-
gestoßen, und es 
ist etwas Licht 
herein gefallen in 
einen Bereich, der 
uns vorher nicht 
bekannt war und den man politisch hoch kontro-
vers diskutieren kann. Er und wir haben uns wohl 
in einem zentralen Punkt geirrt. Die Spionagefahrt 
nach Mansur hat es vermutlich nicht gegeben. 
Aber die von dem Zeugen geschilderte militärische 
Kooperation zwischen Deutschland und den USA 
während des Irak-Kriegs, die ist bestätigt, und 
hat nun auch zu einem Untersuchungsbericht 
geführt. Die Öffentlichkeit hatte ein Recht darauf, 
diese Geschichte  zu erfahren. �Q

»Wer glaubt, im 
Geheimdienstmilieu mit offenen 
Quellen arbeiten zu können, der 
muss mir das vormachen.« 

Die Fragen 
stellte Martin 
Niggeschmidt 
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Der Geist aus     

M
ontag, 19. September 2005. Im 
Haupthaus von Jyllands-Posten 
in Viby sitzen die Redakteure der 
Wochenend-Beilage zusammen. 

Es ist eine normale Redaktionskonferenz. Man 
spricht über Meinungsfreiheit, Selbstzensur und 
den Islam. Am vergangenen Freitag hatte der Autor 
Kaare Buitgen dänischen Journalisten berichtet, 
dass sich drei Illustratoren geweigert hätten, sein 
Kinderbuch über den Propheten Mohammed zu 
illustrieren – aus Furcht vor Repressalien. 

Ein Journalist in der Runde schlägt vor: »Wie 
wäre es, wenn wir sämtliche Mitglieder des däni-
schen Zeitungsillustratorenverbandes anschreiben 
und sie bitten, eine Zeichnung von Mohammed 
anzufertigen?« Der Journalist hat das Gefühl, dass 
seine Idee nicht gerade mit Begeisterung aufge-
nommen wird. Nach ein paar Minuten wendet 
sich die Runde anderen Themen zu, und er denkt 
nicht weiter darüber nach. Zumindest nicht zu 
diesem Zeitpunkt.

Bedauerliche Entwicklung
Doch die Idee passt auf ihre eigene Art und Weise 
gut ins Selbstverständnis von Jyllands-Posten – 
einer Zeitung, die außerhalb der Kopenhagener 
feinen Gesellschaft steht und das Establishment 
gerne vor den Kopf stößt. 

Und so ist es wohl mehr als nur Zufall, dass 
ein Redaktionssekretär den Vorschlag an Politik-
Chef Jørn Mikkelsen weiterleitet. Dieser ruft 
die Zweigstelle auf dem Kongens Nytorv in 
Kopenhagen an, und Kultur-Chef Flemming Rose 
ist augenblicklich Feuer und Flamme. Beide 

Redakteure sind sich einig, dass die Furcht vor 
einer Abbildung des Propheten Mohammed eine 
bedauerliche Entwicklung hin zur Selbstzensur 
darstellt.

Am selben Tag telefoniert Flemming Rose mit 
dem Vorsitzenden des dänischen Zeitungsillustra-
torenverbandes, Claus Seidel. Dieser findet die 
Idee interessant und inhaltlich wichtig. Seidel sagt, 
es müssten sich mindestens zehn Illustratoren 
beteiligen, um das Projekt sinnvoll zu machen. 
Und er stellt die Bedingung, den Begleittext vor 
der Veröffentlichung gegenlesen zu dürfen. Das 
wird akzeptiert. »Wir wollen nicht vor irgendei-
nen Karren gespannt werden.« 

Neue Beispiele
Flemming Rose schreibt einen Brief an die vierzig 
Mitglieder des dänischen Zeitungsillustratoren-
verbandes: »Wir wenden uns an Sie wegen der 
Diskussionen über die Abbildung des Propheten 
Mohammed und die Meinungsfreiheit im 
Zusammenhang mit dem Kinderbuch von Kaare 
Buitgen. Mehrere Illustratoren haben offensicht-
lich aus Furcht vor Konsequenzen ihre Mitarbeit 
verweigert. Jyllands-Posten steht auf Seite der 
freien Meinungsäußerung. Aus diesem Grund 
bitten wir Sie, Mohammed zu zeichnen, wie Sie 
ihn sehen. Das Ergebnis wird am kommenden 
Wochenende in unserer Zeitung veröffentlicht.«

Flemming Rose bittet Chefredakteur Carsten 
Juste, den Brief gegenzulesen. Juste ist einver-
standen, und am Abend kann der Kultur-Chef die 
Umschläge in den Briefkasten am Postamt in der 
Købmagergade werfen. 

Die Deadline für die Zeitungsillustratoren ist 
Freitag, 23. September 2005, 12.00 Uhr. Die Story 

Protokoll eines Albtraums: Wie in der Redaktion der dänischen 
Zeitung Jyllands-Posten die Mohammed-Aktion in Gang kam 
– und daraus ein weltweiter Sturm der Empörung wurde.

VON ANJA BERTELSEN UND JAKOB ELKJÆR*

*Reprinted by permission: Journalisten15.2.2006
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  der Flasche
soll an prominenter Stelle in der Sonntagsausgabe 
erscheinen.

Im Laufe der Woche gibt es redaktionsinterne 
Diskussionen. Orla Borg beispielsweise, einer der 
einflussreichsten Redakteure der Zeitung, warnt 
deutlich davor, das Projekt  durchzuführen. Er 
kennt die islamische Gemeinde und hat den Anti-
diskriminierungspreis der EU für sein journalisti-
sches Werk bekommen. 

Flemming Rose wird von den Vorbehalten 
Borgs in Kenntnis gesetzt. »Selbstverständlich gab 
uns das zu denken. Wir respektieren die Arbeit 
Orla Borgs«, sagt Rose. »Zwischenzeitlich fragten 
wir uns: Sind die Erfahrungen von Kaare Buitgen 
mit seinem Kinderbuch ein hinreichender journa-
listischer Anlass dafür, solche Karikaturen zu brin-
gen? Doch im Laufe der Woche tauchten fünf oder 
sechs zusätzliche Beispiele für Selbstzensur auf«, 
so Rose.

Einige der neuen Fälle: Der Komiker Frank 
Hvam berichtet, er wage es nicht, sich in einer 
Livesendung im Fernsehen über den Koran lus-
tig zu machen. Die westeuropäischen Übersetzer 
einer islamkritischen Essaysammlung wollen ihre 
Namen nicht genannt sehen. Ein berühmtes 
Kunstmuseum entfernt ein Werk aus seiner Aus-
stellung, weil man Reaktionen von islamischer 
Seite fürchtet. 

Als er von der Rückmeldung der Illustratoren 
hört, zweifelt Chefredakteur Carsten Juste 
zunächst an der Aussagekraft der Aktion. Zwölf 
der angeschriebenen Zeichner stellen sich der 
Herausforderung. Was ist mit den übrigen acht-
undzwanzig? Was beweist deren Ablehnung? 

Karge Entlohung
Ein Teil, so stellt sich heraus, hat sich vom akti-
ven Geschäft zurückgezogen. Einige finden die 
Entlohnung von achthundert Kronen zu kärglich. 
Andere sind durch Verträge gebunden. Der Rest 
der Zeichner weigert sich, weil es ihnen wider-
strebt, die religiösen Gefühle anderer zu verlet-
zen. Letzteres gilt beispielweise für die Zeichner 
Ulla Dietel und Carsten Gråbæk. In einer Mail 

an Flemming Rose vom 22. September 2005 
schreibt Carsten Gråbæk: »Einem Christenhund 
wie mir kommt es nicht zu, sich über fremde 
Religionen lustig zu machen; nicht aus Furcht 
vor Repressalien, sondern aus Respekt vor ihrem 
Glauben. Wer sich auf eine solche Aktion einlässt, 
ähnelt einem Sprayer, der in einem S-Bahnabteil 
‚Pimmel‘ an die Wand sprüht, um ältere Damen 
zu schockieren.« 

Ulla Dietl schreibt in einer E-Mail an Rose, ihr 
selbst fehle zwar das religöse Gen, sie respektie-
re aber den Glauben ihrer Mitmenschen – woran 
auch immer. »Aus diesem Grund würde ich nicht 
einmal im Traum 
daran denken, 
Mohammed zu 
zeichnen, wenn 
die Moslems dies 
kränkt«, schreibt 
s ie .  Ind i rek t 
spricht sie eine 
Warnung aus: »Im 
Übrigen glaube ich nicht, dass die Aufforderung, 
Mohammed zu zeichnen, den Weg zu größerem 
Verständnis und einem besseren Zusammenleben 
zwischen den Religionen ebnet, falls dies die 
Absicht der Initiative gewesen sein sollte.«

Mutiges Projekt
Hat die Zeitung nun also eine Story oder nicht? 
»Der geringe Rücklauf und die Tatsache, dass 
nur auf einer Handvoll dieser Cartoons tatsäch-
lich Mohammed zu sehen ist, überzeugten mich 
schließlich davon, dass man von Selbstzensur spre-
chen kann«, sagt Carsten Juste. Flemming Rose 
ist der Ansicht, dass das Selbstzensur-Problem 
ohnehin durch eine ganze Reihe von Ereignissen 
zuvor dokumentiert ist. Aus diesem Grund sieht 
er das Projekt nicht als Probe aufs Exempel, son-
dern als Statement: Man muss etwas gegen die 
Selbstzensur tun.

Der Chefredakteur entscheidet, dass die 
Geschichte nicht in der Sonntagsbeilage, son-
dern im »KulturWeekend«-Teil am darauf fol-

Welch eine Aktion! »Wie ein 
Sprayer, der ‘Pimmel‘ an die Wand 
sprüht, um ältere Damen zu scho-
ckieren«, findet ein Zeichner. 
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genden Freitag erscheinen soll. Während der 
Themenkonferenz der Kulturredaktion am Montag, 
den 26. September 2005, erklärt Flemming Rose, 
er habe ein offensives und mutiges Projekt, das die 
Meinungsfreiheit in Dänemark beleuchten werde. 
Es ist das erste Mal, dass die Mitarbeiter des 
Kulturressorts von den Mohammed-Zeichnungen 
erfahren. 

Wie bei den meisten Themen, die von 
Ressortleitern eingebracht werden, gibt es auch 
hierüber keine größere Diskussion. Die Redakteure 
ahnen nicht, dass diese Geschichte um die Welt 
gehen wird. 

Freitag, 30. September 2005. Ein Anreißer 
auf der Titelseite verweist auf die Mohammed-
Karikaturen, die über die gesamte Seite drei von 
»KulturWeekend« laufen. In einem Begleittext 
schreibt Kultur-Chef Rose, dass einige Muslime 
eine besondere Rücksichtnahme auf ihre religiö-
sen Gefühle einfordern. »Das ist unvereinbar mit 
weltlicher Demokratie und Meinungsfreiheit, wo 
jeder verhöhnt, verspottet und lächerlich gemacht 
werden kann«, so Rose.

»Reaktionäre Provokateure«
Mehrere Redaktionsmitglieder können sich ein 
Grinsen nicht verkneifen, als herauskommt, dass 

der Zeichner Lars Refn in seine Zeichnung auf 
Arabisch hineingeschrieben hat, die Redakteure 
von Jyllands-Posten seien »ein Haufen reaktionä-
rer Provokateure«. Offensichtlich hat das vor der 
Veröffentlichung niemand entdeckt.

Vorschnelles Urteil
Wenn die Kulturjournalisten der anderen däni-
schen Zeitungen sich in diesen Tagen mit den 
Mohammed-Karikaturen auseinandersetzen, teilen 
sie gut und böse entlang der Trennungslinie zwi-
schen Kritikern und Fürsprechern auf. So manch 
vorschnelles Urteil lässt erkennen, dass die Autoren 
die Zeichnungen nicht gesehen und den Begleittext 
nicht gelesen haben. Der Kurs von Jyllands Posten 
in der Einwanderer- und Integrationsfrage schlägt 
nun in Form von Vorurteilen auf die Zeitung 
zurück. Es ist beispielsweise nicht vergessen, 
dass Jyllands-Posten im Jahr 2001 behauptet hat, 
dass sich palästinensische Flüchtlinge Leistungen 
erschleichen – eine Geschichte, für die sie keine 
Belege beibringen konnte. 

Seither hat das Blatt allerdings einige Aufsehen 
erregende und gut recherchierte Geschichten zu 
Veruntreuungsfällen gebracht. »Das sind typische 
Jyllands Posten-Geschichten und in hohem Maße 
Ausdruck für unser Selbstverständnis. Wir rücken 

den Mächtigen auf den Pelz. 
Unser Selbstverständnis hat mit 
Keckheit und Furchtlosigkeit 
zu tun«, sagt Carsten Juste.

Mitte Oktober demon-      
strieren dreitausend Menschen 
auf dem Rathausplatz gegen 
die Zeichnungen und die 
Behandlung von Moslems 
durch die Medien. Flemming 
Rose bekommt viele böse E-
Mails, und zwei der Zeichner, 
die mitgearbeitet haben, müs-
sen ihre Wohnungen aufgrund 
von Morddrohungen verlassen. 
In internen Gesprächen berich-
tet Chefredakteur Carsten 
Juste, es habe sehr viel mehr 
Morddrohungen gegeben als 
die beiden öffentlich bekannt 
gewordenen. Die Illustratoren 
von Jyllands-Posten müssen 

 
Chefredakteur der französischen Zeitung France Soir entlassen
Chefredakteur der jordanischen Zeitung Al-Shihan entlassen und verhaftet 
Chefredakteur der jordanischen Zeitung Al-Mehwar verhaftet
Jemen Observer geschlossen, Chefredakteur verhaftet
Jemenitische Zeitung Al-Rai Al-Aam geschlossen, Chefredakteur gesucht
Jemenitische Zeitung Al Hurriya geschlossen, zwei Redakteure verhaftet
Chefredakteur der Studentenzeitschrift der University of Cardiff entlassen
Malaiische Zeitung The Sarawak Press geschlossen
Chefredakteur der Studentenzeitschrift der University of Illinois entlassen
Algerische Wochenzeitung Errisala geschlossen, Chefredakteur verhaftet
Algerische Wochenzeitung Iqraa geschlossen, Chefredakteur verhaftet
Russische Wochenzeitung Nasch Region eingestellt
Russische Zeitung Gorodskiye Vesti geschlossen
Saudi-Arabische Jugendzeitung Shams geschlossen

ENTLASSUNGEN, VERHAFTUNGEN, ZEITUNGSSCHLIESSUNGEN
WEGEN NACHDRUCK DER MOHAMMED-KARIKATUREN
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sich daran gewöhnen, dass die Polizei um ihre 
Häuser patrouilliert.

Verunsicherte und besorgte Mitarbeiter drängen 
sich um den Schreibtisch des Betriebsratsmitgliedes 
Henrik Vinther Olesen. Sind wir sicher? Informieren 
uns die Chefs wirklich über alles? Wieder und 
wieder erklärt Henrik Vinther Olesen, er sei über-
zeugt, dass die Chefs alles im Griff haben und 
keine Informationen zurückhalten.

Am 18. Oktober 2005 prangt die Geschichte auf 
der Titelseite der französischen Zeitung Le Monde. 
Am Tag darauf weist der dänische Ministerpräsident 
Anders Fogh Rasmussen elf Botschafter aus isla-
mischen Ländern ab, die eine Entschuldigung 
fordern. Die Journalisten der Zeitung müssen fest-
stellen, dass sich die Mohammed-Story verselbst-
ständigt hat.

Am 18. Dezember 2005 schreibt Carsten Juste 
in seiner Zeitung einen fast prophetischen Satz: 
»Von der Herausgabe der `Satanischen Verse` bis 
zum Erlass der Fatwa im Iran verging ein halbes 
Jahr. Vielleicht können wir hier dasselbe beobach-
ten – ein langsames Durchdringen in die islami-
schen Kulturen und Systeme. Leider glaube ich 
nicht, dass die Sache schon beendet ist. Ich muss 
gestehen, man wartet die ganze Zeit, dass wieder 
etwas passiert.«

Auch außerhalb der Arbeitszeit werden die 
Mitarbeiter mit den Zeichnungen konfrontiert: 
Beilagenredakteur Lars Nielsen, der auch eine 
örtliche Fußballmannschaft trainiert, wird auf der 
Weihnachtsfeier der Trainer in eine stundenlange 
Diskussion über die Veröffentlichung verstrickt.

Öl ins Feuer
Dienstag, 25. Januar 2006. Der Boykott dänischer 
Waren weitet sich aus. Am folgenden Tag beruft 
Saudi-Arabien seinen Botschafter aus Dänemark 
ab. Am Donnerstag meldet der größte dänische 
Lebensmittelkonzern Arla einen Verlust von 
zehn Millionen Kronen täglich. Der Direktor 
des Dänischen Industrieverbandes, Hans Skov 
Christensen, fordert eine Erklärung von Jyllands- 
Posten. Redaktionsintern wird Chistensen dafür 
als »Idiot« bezeichnet.

Die Irritation über das Verhalten Christen sens 
wird schnell von der Wut auf das Konkurrenzblatt 
Politiken überlagert. Auf der Titelseite der 
Sonntagsausgabe bringt die Zeitung ein Interview mit 

Tim Jensen, dem bekanntesten Religionshistoriker 
des Landes. Dort heißt es, Jyllands-Posten habe sich 
vor dem Abdruck der Mohammed-Karikaturen mit 
Jensen beraten. Die Meldung von einer Warnung 
des Religionshistorikers geht um die Welt.

Das veranlasst Politik-Chef Jørn Mikkelsen 
dazu, eine E-Mail durchs Haus zu schicken, um 
herauszufinden, wer mit Tim Jensen gespro-
chen hat. Es erweist sich, dass ein Mitarbeiter 
am Ende eines Gespräches über ein anderes 
Thema das Karikaturen-Projekt erwähnt hat. Tim 
Jensens Bemerkungen sind nicht bis zur Leitung 
von Jyllands-Posten vorgedrungen, erklärt Jørn 
Mikkelsen.

»Politiken schreibt, dass wir als Zeitung vorge-
warnt waren, und das ist schlichtweg falsch. Mitten 
in einem Wust abträglicher Gerüchte mussten wir 
uns auch noch mit diesem Geschwätz herumschla-
gen, das in der ganzen Welt verbreitet wurde und 
Öl ins Feuer gegossen hat«, sagt Mikkelsen.

Geehrte Mitbürger
Bill Clinton bezeichnet die Bilder als schändlich, 
die Dänen werden aufgefordert, Gaza zu verlassen 
und man verbrennt 
den Dannebrog. Es 
ist Montag, der 30. 
Januar 2006. Der 
Vorstandsvorsit-
zende von Jyllands 
Posten/Politikens 
Hus, Jørgen Ejbøl, 
ist zusammen mit 
den Leitern der dänischen Nachrichtenagentur 
Ritzau im Jordanland. Ritzau verhandelt über 
ein Kooperationsabkommen mit der jordanischen 
Nachrichtenagentur Petra. Die Führungskräfte 
mehrerer Nachrichtenbüros aus dem Nahen Osten 
sind da.

Für Chefredakteur Carsten Juste ist es eine ein-
malige Gelegenheit, eine Mitteilung an den gesam-
ten Nahen Osten abzusetzen. 

Zuerst schickt er einen Text, in dem Jyllands-
Posten bedauert, die Moslems gekränkt zu 
haben. Jørgen Ejbøl steht in Verbindung mit 
arabischsprachigen Diplomaten des dänischen 
Außenministeriums. Diese schlagen vor, lieber das 
Wort »entschuldigen« zu verwenden, weil das im 
arabischen Raum besser verstanden werde. Am 

Zwei der Zeichner, die bei der 
Aktion mitgemacht haben,      
müssen ihre Wohnungen aufgrund 
von Morddrohungen verlassen.
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Abend schickt Carsten Juste eine neue Mitteilung 
los. Vier Monate lang hat der Chefredakteur sich 
geweigert, das Wort »Entschuldigung« in den 
Mund zu nehmen, doch nun schreibt er es in eine 
Erklärung hinein, die an die »geehrten Mitbürger 
in der islamischen Welt« gerichtet ist: »Die zwölf 
Zeichnungen waren unserer Auffassung nach 
sachlich und nicht als Kränkung gedacht. Sie 
standen nicht im Widerspruch zu der dänischen 
Gesetzgebung, haben aber unabweisbar viele 
Moslems verletzt. Dafür entschuldigen wir uns.«

Um 20.31 Uhr bringt die dänische Agentur 
Ritzau eine Meldung von einer Zeile: »Jyllands-
Posten entschuldigt sich dafür, mit seinen 
Zeichnungen des Propheten Mohammed ‚unab-
weisbar‘ viele Moslems gekränkt zu haben.«

Volle Unterstützung
Diese Meldung bringt den Literaturredakteur 
von Jyllands-Posten, Sven Bedsted, dazu, zum 
Telefonhörer zu greifen und Carsten Juste anzuru-

fen. »Ich war der 
Meinung, wir hät-
ten uns nicht ent-
schuldigen müs-
sen, wir kämpfen 
schließlich für die 
Meinungsfreiheit. 
Doch als mir erkärt 
wurde, es habe sich 

um ein semantisches Manöver gehandelt, begriff 
ich, und Juste bekam meine volle Unterstützung«, 
sagt Sven Bedsted.

Einige Journalisten entrüsten sich über das, was 
sie als einen Rückzug auffassen. Es ist nicht die Art 
von Jyllands-Posten, äußerem Druck nachzugeben 
und sich zu entschuldigen. Während Carsten Justes 
Erklärung von der Regierung mit Wohlwollen auf-
genommen wird, findet die kompromisslosere 
Haltung von Flemming Rose, der  den Medien 
der ganzen Welt Interviews gibt, den Beifall vieler 
Mitarbeiter – zu diesem Zeitpunkt.

Dienstag, 31. Januar 2006. Um 17.03 Uhr ruft 
ein englischsprachiger Mann bei der Zeitung 
an und sagt, innerhalb kurzer Zeit werde im 
Redaktionsgebäude eine Bombe  explodieren. 
Die Sirene heult und eine Mail geht durchs Haus. 
Die Mitarbeiter in Viby und Kopenhagen werden 
evakuiert.

Die Kirche von Ravnsbjerg, in unmittelbarer 
Nähe des Redaktionsgebäudes gelegen, ist geöff-
net. Dort bekommen die evakuierten Jyllands- 
Posten-Mitarbeiter Kaffee und Kuchen. In der 
Kopenhagener Redaktion bemerken einige, dass 
die Symbolträchtigkeit, in einer Kirche Schutz zu 
suchen, kaum zu übertreffen ist. 

Zur gleichen Zeit ist Fotograf Carsten Ingemann 
mit seiner 13-jährigen Tochter im Auto auf dem 
Heimweg. Aus dem laufenden Radio erfahren sie 
von der Bombendrohung. »Haben wir jetzt Krieg?« 
fragt die Tochter.

Am Mittwoch heult im Zeitungsgebäude in Viby 
wieder die Sirene. Noch eine Bombendrohung und 
noch eine Evakuierung. Die Mitarbeiter sind von 
19.40 bis 20.30 Uhr außer Haus – ein kritischer 
Zeitpunkt für eine Morgenzeitung. Kollegen wer-
den aus ihrer Freizeit zur Arbeit gerufen und  kom-
men klaglos. In diesen Tagen stehen die Mitarbeiter 
von Jyllands-Posten Schulter an Schulter.

Am Donnerstag ist die Atmosphäre in 
der Redaktion geprägt von Nervosität und 
Galgenhumor. Man fragt sich, ob man nicht bald 
wieder in die Kirche muss. Doch an diesem Tag 
gibt es keine Bombendrohungen.

Anfeindungen aus der ganzen Welt, Mord- und 
Bombendrohungen – die Mitarbeiter der Zeitung 
sind stark von der Situation in Mitleidenschaft 
gezogen. Deshalb ist die Erleichterung fast körper-
lich zu spüren, als mehr als ein Dutzend europäi-
sche Zeitungen wie Die Welt, Le Monde, Corriere 
della Sera und Berliner Zeitung die Zeichnungen 
aus Solidarität nachdrucken. 

Prügelknabe der Intellektuellen
Die europäische Unterstützung verstärkt gleich-
zeitig die Bitterkeit gegenüber den dänischen 
Zeitungen Politiken und Berlingske Tidende, die 
Jyllands-Posten in dieser schweren Zeit die kalte 
Schulter zeigen. So empfindet man es zumindest 
bei Jyllands-Posten.

Der Literaturredakteur Sven Bedsted sagt: 
»Wenn Politiken die Zeichungen gedruckt hätte, 
hätten sämtliche Autoren einen Fackelzug 
durch Kopenhagen veranstaltet, um sich für die 
Meinungsfreiheit einzusetzen. Doch jetzt würden 
sie sich lieber einen Arm brechen und Botschaften 
brennen lassen, bevor sie Jyllands-Posten im 
Kampf für die Meinungsfreiheit unterstützen. Sie 

Am Dienstag ruft ein Mann bei 
der Zeitung an und sagt, im 

Redaktionsgebäude werde eine 
Bombe explodieren.
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können uns nicht leiden. Unsere Zeitung war bei 
den Intellektuellen immer der Prügelknabe.«

Am Samstag, den 4. Februar 2006, brennt 
die erste dänische Botschaft. Am selben Tag 
bringt Århus Stiftstidende einen Artikel mit der 
Überschrift: »Kriegskorrespondent von Jyllands-
Posten kritisiert leitende Mitarbeiter«. Der 
Journalist Erik Thomle wird mit der Aussage 
zitiert, die Verantwortlichen bei Jyllands-Posten 
hätten voraussehen müssen, dass die Mohammed-
Aktion aus dem Ruder laufen würde. Thomle 
verweist unter anderem auf einen Artikel in einer 
pakistanischen Zeitung, wonach drei zwölfjährige 
Jungen zum Tode verurteilt worden seien, weil sie 
den Propheten gezeichnet hätten.

Korrekt zitiert
Der Literaturredakteur Sven Bedsted hält Thomles 
Vorpreschen für »äußerst illoyal«: »Das hätte er 
in ein paar Monaten sagen können. Uns jetzt von 
der Seite anzugreifen, vermittelt den Eindruck, die 
Front bröckele«, so Bedsted.

Thomle, der seit fast 33 Jahren für Jyllands-Posten 
schreibt, steht zu seiner Kritik. Der Chefredaktion 
teilt er mit, er sei durchaus korrekt zitiert wor-
den. Dann gibt er dem Sender TV2/Østjylland ein 
Interview. Am Abend wird er von einem Mitglied 
der Redaktionsleitung von Jyllands-Posten ange-
rufen, der eine Vorschau des Beitrags gesehen hat 
und ihm sagt: »Die Chefredaktion wünscht nicht, 
dass du da sprichst.« Thomle entgegnet etwas von 
Meinungsfreiheit, doch der Anrufer wiederholt: 
»Die Chefredaktion wünscht nicht, dass du mit-
machst.« Zehn Minuten bevor TV2/Østjylland mit 
dem Beitrag auf Sendung geht, zieht Thomle sein 
Interview zurück. 

Chefredakteur Carsten Juste erklärt, dass nicht 
er Thomle angerufen habe. »Natürlich können wir 
die Meinungsfreiheit der Mitarbeiter nicht ein-
schränken, wenn wir uns die Meinungsfreiheit 
auf die Fahnen schreiben. Aber in einer so ange-
spannten Lage sollten es nur bestimmte Personen 
sein, die sprechen. Die meisten verstehen, 
dass dies zum Besten des Blattes ist«, sagt der 
Chefredakteur.

Am Donnerstag, den 9. Februar 2006, ertrinkt  
die Zeitung in einer Flut von E-Mails und Anrufen 
verärgerter Leser, die die Zeitung abbestellen wol-
len. Um 11.15 Uhr wird eine Schaltkonferenz ein-

berufen. Kultur-Chef Flemming Rose hat gegenü-
ber TV2/Nyhederne behauptet, Jyllands-Posten 
werde am Sonntag weitere Karikaturen zu religi-
ösen Themen veröffentlichen. Unmittelbar darauf 
ist diese Meldung von Carsten Juste dementiert 
worden. Auf der Schaltkonferenz, bei der seine 
Worte vom Aurora-Saal in Viby nach Kopenhagen 
übertragen werden, stellt Carsten Juste nun fest, 
dass sich die Zeitung in der größten Krise der neu-
eren Zeit befindet. 

Ununterbrochen im Dienst
Die Mitarbeiter berichten, sie seien erschüttert 
und betroffen. In der Schule würden ihre Kinder 
gehetzt, gemobbt und bedroht. Einige der Zeichner 
hätten sich in psychologische Behandlung bege-
ben. Wie könne 
Rose in dieser 
Situation auch nur 
daran denken, wei-
tere Karikaturen zu 
veröffentlichen?

Doch manche 
Mitarbeiter fin-
den es verständ-
lich, dass Rose diesen Fehler gemacht hat. Er 
sei schließlich vierzehn Tage ununterbrochen im 
Dienst gewesen, sechzehn Stunden am Tag.

Carsten Juste antwortet, niemand würde ent-
lassen oder versetzt, doch in Zukunft sei es ihm 
vorbehalten, sich in Sachen Karikaturenstreit zu  
äußern. Sein pragmatisches Ziel sei es, den Laden 
am Laufen zu halten. Nun müsse Ruhe einkehren 
– innen wie außen.

Flemming Rose selbst ist auf dieser Konferenz 
nicht anwesend. Am selben Tag  wird er auf unbe-
stimmte Zeit beurlaubt.

Bereits am Sonntag zuvor hat Juste den neuen 
Kurs vorgegeben. Besonnenheit ist gefragt. 
In Zukunft werde die Zeitung sicher keine 
Zeichnungen von Mohammed mit einer Bombe 
im Turban mehr bringen. »Aus vielen Gesprächen 
mit Moslems habe ich gelernt, dass ihr Verhältnis 
zu Mohammed wie ein Liebesverhältnis ist«, sagt 
Juste.

Und wie geht es jenem Journalisten, der wäh-
rend der Redaktionskonferenz am 19. September 
2005 die Mohammed-Aktion erstmals vorgeschla-
gen hat? Ihm fehlen die Worte. �Q

In der Schule würden ihre Kinder 
gemobbt und bedroht, berichten 
Mitarbeiter. Einige Zeichner sind in 
psychologischer Behandlung.

Jakob Elkjær ist 
Chefredakteur, 
Anja Bertelsen 
Redakteurin der 
dänischen 
Fachzeitschrift 
Journalisten. 
Übersetzung:
Gabriela Niepage
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Wer kriegt die    

W
ir können ihnen diese Informati-
onen nicht geben«, sagte ein hoher 
Beamter des polnischen Land-
wirtschaftsministeriums, als der 

Journalist Andrzej Krajewski um Einsicht in die 
Empfängerliste der EU-Landwirtschaftsförderung 
in Polen bat. »Aber bleiben Sie dran«, ermun-
terte ihn der Beamte und entwickelte eine Art 
Dominotheorie: Man könne beobachten, wie ein 
EU-Land nach dem anderen nachgebe und die 
Daten veröffentliche. Da habe auch Krajewski auf 
Dauer gute Chancen. 

In Polen steht das Recht auf Zugang zu öffent-
lichen Informationen im Grundgesetz von 1997, 
ein Informationsfreiheitsgesetz (IFG) wurde 2001 
verabschiedet. Dennoch erteilte das Ministerium 
Krajewski zunächst eine offizielle Absage. 

Der Journalist  beschwerte sich beim Minister 
und bringt den Fall nun vors Verwaltungsgericht.  
Für seinen Kampf um mehr Transparenz bekam 
Krajewski unerwartete Hilfe: Die Menschen-
rechtsorganisation Helsinki Foundation for Human 
Rights unterstützt derzeit in Polen Präzedenzfälle, 
in denen grundlegende Bürgerrechte eingefordert 
werden. 

Trockenes Thema
Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) verschlang 
im Jahr 2004 fast 45 Milliarden Euro und 
damit knapp die Hälfte des EU-Haushaltes. Trotz 
dieser Dimensionen blieb lange im Dunkeln, 
wer wie viel von diesen Geldern bekam. Große 
mediale Aufmerksamkeit zog das trockene und 
komplizierte Thema EU-Landwirtschaftspolitik 
ohnehin nicht auf sich. Das beginnt sich zu 
ändern, seit sich Journalisten aus den verschie-

denen  europäischen Ländern gemeinsam für 
Transparenz in der EU-Landwirtschaftspolitik ein-
setzen. Im Mai 2004 erhielten die dänischen 
Journalisten Nils Mulvad und Kjeld Hansen mit 
Hilfe des dänischen Informationsfreiheitsge setzes 
nach anderthalbjährigem Kampf mit den Behörden 
Einsicht in die Namenslisten der dänischen 
Subventionsempfänger. 

Unter Rechtfertigungsdruck
Experten, die immer schon wußten, dass die 
grossen Betriebe das meiste Geld bekommen, 
sahen sich bestätigt. Doch nun gab es die Namen 
der Großgrundbesitzer, Adeligen und Agrar-
Multis: Größter dänischer Einzelempfänger von 
Exportsubventionen war in den vergangenen 
Jahren Arla, der zweitgrößte Molkereikonzern 
innerhalb der EU. Arla bekam im Rechnungsjahr 
2004/2005 Subventionen in Höhe von 121 
Millionen Euro, erwirtschaftete aber nur einen 
Jahresüberschuss von 107 Millionen. Sollten die 
Exportsubventionen tatsächlich wie geplant bis 
zum Jahr 2013 abgeschafft werden, hätte dies 
möglicherweise die Auslagerung von dänischen 
Arbeitsplätzen zur Folge.

Ebenfalls weit oben auf der dänischen Liste der 
Empfänger von Exportsubventionen fanden sich 
ein dänischer Prinz, einige Adelige, bekannte und 
weniger bekannte Geschäftsleute sowie der reichs-
te Mann des Landes. 

Reizvoll ist auch, sich die Direktzahlungen an 
Landwirte genauer anzusehen. Vergleicht man die 
alljährlich veröffentlichte Liste der reichsten Dänen 
mit der Empfängerliste der EU-Subventionen, stellt 
man fest: Vier der zehn Reichsten sind gleichzei-
tig Subventionsempfänger. Ein bekannter däni-

Die Profiteure des EU-Agrarhaushalts blieben bislang anonym. 
Nun kämpft ein europaweites Netzwerk von Journalisten für die 
Offenlegung der Daten. Und es hat damit Erfolg.

VON BRIGITTE ALFTER
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   Milliarden?
scher Geschäftsmann beispielsweise, der 2004 
EU-Subventionen in Höhe von etwa einer halben 
Million Euro für seine Güter bezog, kam durch die 
Veröffentlichung unter Rechtfertigungsdruck. In 
einem Interview erklärte er, warum sein Betrieb 
die Gelder braucht und was er dafür leistet – ein 
konkreter Beitrag zur Debatte. 

In Großbritannien erhielt die Tageszeitung 
Guardian in Zusammenarbeit mit Jack Thurston 
von der Denkfabrik Foreign Policy Centre im 
März 2005 Zugang zu den Daten der britischen 
Endempfänger. Es stellte sich heraus, dass Queen 
Elisabeth II zusammen mit ihrem Sohn Prinz 
Charles für ihre Ländereien innerhalb von zwei 
Jahren rund 1,5 Millionen Euro aus Brüssel 
bekommen hatte (Guardian, 23. März 2005).

Unzählige Geschichten
Die ursprünglichen Interessen und Beweggründe 
der anfragenden Journalisten variieren von Land 
zu Land. Andrzej Krajewski beispielsweise inte-res-
siert sich für Daten über einen EU-kritischen pol-
nischen Politiker. Er möchte wissen, wie viel der 
Politiker Andrzej Leppert »von dieser Organisation 
bekommt, gegen die er so vehement gearbeitet 

hat«. Doch sind die Daten einmal veröffentlicht, 
bergen sie unzählige weitere Geschichten, thema-
tisch gefächert von Wirtschaft über Politik bis zu 
Umwelt und Lebensmittelqualität. 

Noch ergiebiger wäre es, alle Daten EU-weit 
zu vergleichen. Viele Firmen und Betriebe arbei-
ten international. Ein holländischer Minister bei-
spielsweise besitzt Ländereien in Frankreich. 

Ungewisse Erfolgschancen
Anlaufstelle dafür wäre die EU-Kommission, der 
die Mitgliedsländer regelmäßig ihre Daten schi-
cken. Doch dort will man die Infor mationen 
nicht herausgeben 
– obwohl es seit 
2001 eine Verord-
nung gibt, die die 
Infor mationsfrei-
heit sichern soll.

Die Absagen 
stützen sich auf 
zwei Hauptargu-
mente: Der Zugang zu Datenbanken sei außer 
bei routinemäßigen Arbeitsgängen nicht von der 
Verordnung umfasst. Und außerdem schulde die 

Ein bekannter dänischer Geschäfts-
mann musste in einem Interview 
erklären, warum er die Gelder 
braucht und was er dafür leistet.
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Kommission den Mitgliedsländern laut den Regeln 
zur Verwaltung der Subventionen Vertraulichkeit. 
Derzeit versuchen wir gemeinsam mit dem däni-
schen Recherchezentrum DICAR, diesen Fall 
voranzutreiben. Unsere Beschwerde  liegt beim 
Europäischen Bürgerbeauftragten Nikiforos 
Diamandouros und harrt der Entscheidung. 

Allerdings gibt es auch innerhalb der 
EU-Kommission Bewegung. Der est ische 
Kommissar für Verwaltung, Siim Kallas, will die 
Mitgliedsländer per Gesetz dazu zwingen, die 
Daten zu veröffentlichen. Weil dieses Gesetz aber 
von den Mitgliedsländern selber beschlossen wer-
den muss, sind die Erfolgschancen ungewiss.

Allgemein zugänglich
Unterdessen hat sich die Idee, nach den 
Endempfängern der GAP zu fragen, auch in ande-
ren EU-Ländern verbreitet. Und plötzlich gibt 
es zur gemeinsamen europäischen Agrarpolitik 
auch erste Ansätze einer gemeinsamen europäi-
schen Berichterstattung. 
Um die bereits recherchierten Daten allgemein 
zugänglich zu machen, wurde im Dezember 
2005 von einem Netzwerk von Journalisten und 
Aktivisten die Internetseite www.farmsubsidy.
org eingerichtet – vorerst mit Daten aus Belgien, 
Dänemark, Estland, Holland, Schweden, England 
und Nordirland. 

Koordiniert wird dieses Projekt vom dänischen 
Recherchezentrum DICAR und der britischen 
Organisation EU-Transparency.  

Gute »response quality«
Mit Unterstützung der auf Informationsfreiheits-
gesetze spezialisierten DICAR-Juristin Henriette 
Schjøth haben Journalisten und Privatpersonen 
unzählige Informationen zusammengetragen. 
Wie kooperativ sich die einzelnen Länder zeigten, 
ist auf der Website durch Farbzuordnung gekenn-
zeichnet. Rot steht für Verweigerung, gelb für 
spärliche Information und grün für die vollständi-
ge Herausgabe der Empfängerdaten. Deutschland 
gehört zu den Blockierern. Schweden, Dänemark, 
und den Niederlanden hingegen wird eine gute 
»response quality« bescheinigt.

In  Schweden, dem Land der Informationsfrei-
heit, sind die Behörden verfassungsmäßig dazu 
verpflichtet, bei einer IFG-Anfrage sofort alles 
andere stehen und liegen zu lassen. Deshalb 
rief der Journalist Staffan Dahllöf wegen des 
Umfangs seiner Anfrage erstmal informell bei 
der Landwirtschaftsbehörde an. Seine formelle 
Anfrage ging anschließend in Form einer Mail an 
die Behörde.

Die Behörde hatte zunächst Bedenken: Es 
handelte sich um riesige Datensätze, die nur mit 
großem Arbeitsaufwand zur Verfügung gestellt 

EU-AGRARSUBVENTIONEN: WIE EINE JOURNALISTISCHE INITIATIVE KREISE ZIEHT

Mai 2004: Nils Mulvad und Kjeld Hansen bekommen Zugang zu den Daten der dänischen Empfänger von Agrar- und Exportsubventionen. 
März 2005: Der Guardian erhält Zugang zu den Daten der britischen Endempfänger.
Die humanitäre Organisation Oxfam erhält Zugang zu Daten einiger Regionen in Spanien. 
In vier deutschen Bundesländern werden Anfragen eingereicht.
April 2005: Die slowenische Informationsfreiheitsbeauftragte entscheidet, dass alle Daten im Internet zugänglich gemacht werden müssen. 
August / September 2005: Holland legt auf Anfrage der Organisation »Evert Vermeer Stichting« die Zahlungen offen.  
Oktober 2005: Belgien legt auf Anfrage investigativer Journalisten die Subventionszahlungen teilweise offen.
Schweden – wo die Daten prinzipiell immer zugänglich waren – legt alle Daten auf Anfrage eines freien Journalisten offen. 
Dezember 2005: Auf der Internetseite www.farmsubsidy.org werden alle bislang recherchierten Daten zugänglich gemacht. 
Weitere IFG-Anfragen in Dänemark zum Molkereigiganten Arla zeigen erstmals, welche Summen an Exportsubventionen für die Ausfuhr welcher 
Waren in welche Länder gezahlt werden. 
Januar / Februar 2006: Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen weigern sich, die Daten herauszugeben. Der Fall in Nordrhein-Westfalen 
wird weitergezogen zum Verwaltungsgericht. 
März 2006: Das deutsche Netzwerk »Transparenz bei EU-Agrarsubventionen«, bestehend aus 21 Organisationen, wird gebildet und bemüht 
sich um Einsicht in die Agrardaten.  
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werden konnten. »Da habe ich einen Kompromiss 
gemacht«, erzählt Dahllöf, der bereits viele 
Informationsfreiheits-Anfragen  durchgeführt 
und sich stets gegen die Erhebung von Gebühren 
gewehrt hat. Er bezahlte diesmal umgerechnet 
etwa 500 Euro und bekam nach zwei Monaten 
die gewünschten Informationen: einen Datensatz 
sowohl über Subventionszahlungen an Betriebe 
als auch über die Exportförderungen.

Segensreicher Dienst
Von solch nordischer Offenheit kann man derzeit 
in Deutschland nur träumen. Zwar gibt es in vier 
Bundesländern sowie auf Bundesebene Informa-
ti onsfreiheitsgesetze. Diese sind aber noch so jung, 
dass eine öffentlichkeitsfreundliche Praxis erst im 
Entstehen ist. Auch das Umweltinformationsgesetz 
hat bisher noch nicht zu größerer Transparenz im 
Bereich der Agrarsubventionen beigetragen. 

»Wir wissen, warum wir Landwirten helfen bei 
ihrem Strukturwandel, auch zu Recht helfen, für 
ihren segensreichen Dienst zum Erhalt unserer 
Kulturlandschaft. Ich möchte nicht, dass da jetzt 
die Landwirte wöchentlich durch den Kakao gezo-
gen werden als Subventionsempfänger. Sie erbrin-
gen für ihre Subventionen einen segensreichen 
Dienst für die Gesamtgesellschaft«, sagte Bundes-
landwirtschaftsminister Horst Seehofer, CSU, am 
9. Januar 2006 zu Report München. 

Ob diese Blockadehaltung rechtens ist, werden 
demnächst die Verwaltungsgerichte in Düsseldorf 
und Schleswig untersuchen. Sowohl Nordrhein-
Westfalen als auch Schleswig-Holstein haben uns 
die Herausgabe von Daten verweigert. Wegen 
der grundsätzlichen Bedeutung dieses Falles für 
den Informationszugang in Deutschland wer-
den unsere Klagen von verschiedenen NGOs 
unterstützt: die Klage in Düsseldorf von der 
Journalistenorganisation Netzwerk Recherche und 
von der Recherche-Abteilung von Greenpeace, die 
Klage in Schleswig von Farmsubsidy.org.

Die Anfang März 2006 gegründete Organisation 
»Transparenz bei Agrarsubventionen«, unter 
deren Dach sich 21 Agrar-, Umwelt- und 
Entwicklungsverbände zusammengeschlos-
sen haben, stellte ebenfalls diverse Anträge auf 
Informationszugang und machte ihre Forderungen 
nach Herausgabe der Daten in einer Pressekonferenz 
öffentlich (www.wer-profitiert.de).

Auch wenn die deutschen Behörden noch blo-
ckieren, recherchieren die mit dem Thema befass-
ten Journalisten weiter. Am 7. März 2006 berich-
tete Hans-Martin Tillack auf Stern.de, der Bruder 
von Seehofers Chefberater Folkhard Isermeyer sei 
Miteigentümer von Landwirtschaftsbetrieb en, 
die zu den größten Subventionsempfängern in 
Deutschland zählen. 

Zu den Empfängern gehört auch der sächsi-
sche Betrieb Klein Wanzleben, über den Report 
München bereits 
am 9. Januar 2006 
berichtet hat. Die 
Journalisten Mike 
Lingenfelser und 
Markus Rosch 
wiesen nach, dass 
der Großbetrieb 
bis zum Jahr 2013 
Bullenmastprämien einstreicht – obgleich die 
Bullen längst abgeschafft sind und der Betrieb auf 
Schweinemast umgestellt hat.

Mühselige Recherche
Doch wie recherchiert man die Höhe von EU-
Bezügen, wenn weder die Behörden noch der 
Betrieb Informationen herausgeben? »Man muß 
zunächst versuchen, die wichtigsten Betriebsdaten 
des Hofes herauszubekommen«, sagt Lingenfelser. 
Mit Hilfe verschiedener Informationsquellen –  
etwa einem behördlichen Dokument zur Anzahl 
der Prämientiere, Aussagen von Ortskundigen 
sowie der Durchsicht lokaler Zeitungsberichte 
– konnten Lingenfelser und seine Kollegen 
Rückschlüsse auf die Betriebsdaten des Hofes 
ziehen. 

Dann baten die Rechercheure einen Agrar-
ökonomen, auf dieser Basis die Höhe der EU-
Fördergelder zu berechnen – eine Summe, die 
in Telefongesprächen mit Gesellschaftern des 
Betriebes und schließlich vor der Kamera vom 
Aufsichtsratsvorsitzenden bestätigt wurde. »Das 
war schon mühselig«, sagt Lingenfelser. 

Solche Recherchen könnten leichter werden 
– wenn der Beamte des polnischen Landwirt-
schaftsministeriums mit seiner Domino-Theorie 
Recht behält und am Ende auch die Blockadeländer 
ihre Daten herausgeben. Die Kollegen bleiben an 
der Sache dran.  �Q

Deutschland ist auf der Website 
der Initiative mit einem roten 
Quadrat gekennzeichnet. Das steht 
für Informationsverweigerung.

Brigitte Alfter 
ist Brüssel-
Korrespondentin 
der dänischen 
Tageszeitung 
Information und 
Mitinitiatorin des 
Netzwerkes www.
farmsubsidy.org. 
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Die Aktendeckel  

S
eit gut einem Jahr ist das Informationsfrei-
heitsgesetz (Freedom of Information Act) 
in Großbritannien in Kraft. Die Antwort auf 
die simple Frage »Funktioniert das Gesetz?« 

lautet: »Ja, aber nicht so gut, wie es funktionieren 
könnte«. Der erste große Test für den Freedom of 
Information Act (FOIA) kam, als Journalisten die 
Empfehlung des Justizministers für den Irak-Krieg 
einsehen wollten. Tony Blair behauptete, dass 
sie vom Informationsfrei heitsgesetz ausgenommen 
wäre. Der Information Commissioner, ein unab-
hängiger Schlichter, traf vor den Parlamentswahlen 
im Mai vergangenen Jahres keine Entscheidung 
mehr, obwohl Medien großen Druck auf ihn aus-
geübt hatten. Letztendlich bekamen Journalisten 
die Information auf althergebrachte Weise, von 
einer undichten Stelle.

Das war ein bedeutender Fall. Tausende andere 
Sachverhalte – angefangen bei Vergnügungsreisen 
von Stadträten, über zwielichtige Business-Deals 
oder Landwirtschaftssubventionen in der EU bis 
hin zu den Namen der Gäste auf dem Landsitz des 
Premierministers – kamen aber durch den FOIA 
ans Licht. Der FOIA forderte auch einen ersten 
Kopf: Der Führer der Scottish Conservative Party, 
David McLetchie, trat im November zurück, nach-
dem Details über falsche Spesenabrechnungen (für 
Taxifahrten) bekannt wurden.

Ein neues Gesetz mit Schwächen
Journalisten und die Öffentlichkeit sind nach gut 
einem Jahr Informationsfreiheit immer noch dabei, 
sich mit ihren neuen Rechten vertraut zu machen. 
Die Regierung hatte im Vorfeld des 1. Januar 2005  

keine Kampagne lanciert, um die Öffentlichkeit 
über ihr neues Recht auf Information aufzuklä-
ren. Bis heute haben weder das Department for 
Constitutional Affairs (DCA = Amt für Verfassun
gsangelegenheiten, damit beauftragt, den FOIA 
auf allen Regierungsebenen einzuführen) noch der 
Information Commissioner ihr Versprechen einge-
löst, das Gesetz ganz gezielt im Bewusstsein der 
Öffentlichkeit zu verankern.  

Ein Gesetz ist aber nur ein erster Schritt hin zu 
einer veränderten Kultur. Und in Großbritannien 
ist die Kultur, die Öffentlichkeit in Unwissenheit 
zu lassen, leider fest verankert. Es dauerte Jahre, 
bis der FOIA in Großbritannien endlich verab-
schiedet wurde. Die lange Wartezeit bescherte 
uns dann auch kein aktuelles oder fortschrittli-
ches Gesetz. Im Gegenteil: Das britische hat wohl 
mehr mit den FOI-Gesetzen in Zimbabwe gemein 
als mit denen, die vor 200 Jahren in Schweden 
verabschiedet wurden. Aber seine Schwächen zu 
benennen, heißt nicht, es gänz-lich zu verwerfen. 
Entscheidend ist, dass überhaupt ein Gesetz fest-
legt, dass die öffentliche Hand prinzipiell offen und 
rechenschaftspflichtig gegenüber ihren Bürgern 
sein sollte.

Besser genutzt als erwartet  
Der FOIA garantiert allen Bürgern das Recht 
auf Auskunft bei über 100.000 öffentlichen 
Einrichtungen. So können Behörden Journalisten 
nicht länger mit Ausreden abspeisen. Wenn sie 
FOI-Anfragen ablehnen, kostet sie das Geld, Zeit 
und Aufwand. Es ist wesentlich effektiver für sie, 
offen zu agieren. Wenn sie das nicht tun, gibt 
der FOIA der Öffentlichkeit mit dem Information 
Commissioner ein simples Mittel an die Hand, 

Britische Journalisten haben schon ein Jahr länger Erfahrung mit 
dem Informationsfreiheitsgesetz als deutsche. Der Start war vielver-
sprechend: Aus FOI-Anfragen gingen hunderte Geschichten hervor. 

VON HEATHER BROOKE*

* Reprint with Permission of the British Journalism Review
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   gelüftet
gegen die Geheimhaltung Einspruch zu erheben. 
In England, Wales und Nordirland gibt es darüber 
hinaus noch das Einspruchsrecht gegenüber dem 
so genannten Information Tribunal.

Journalisten machten bislang öfter als erwar-
tet von dem Gesetz Gebrauch. Fast alle über-
regionalen Zeitungen und ein großer Teil der 
Regionalpresse stellten FOI-Anfragen, aus vielen 
sind Exklusivstorys hervorgegangen.

Selbst Regionalzeitungen wie der Kent 
Messenger, die Eastern Daily Press in Norwich, 
der Scotsman und Blätter von Trinity Mirror wie 
die Western Mail in Wales und der Newcastle 
Chronicle nutzen den FOIA ausgiebig. Bis August 
2005 hatte die Eastern Daily Press 51 Anfragen 
gestellt, nur neun davon wurden abgelehnt, drei 
der abgelehnten befanden sich zur Prüfung beim 
Information Commissioner. Die Geschichten reich-
ten von Berichten über die Lebensmittelhygiene 
in örtlichen Restaurants bis zur Aufdeckung aller 
Details einer 229 Millionen Pfund schweren priva-
ten Finanzierungsinitiative zum Bau eines neuen 
Krankenhauses in Norwich.

Viele FOI-Storys aus dem Lokalen
Selbst wenn eine Behörde die Herausgabe von 
Informationen ablehnt, ist das keineswegs das 
Ende der Geschichte, es könnte der Anfang 
einer neuen sein oder sogar der Beginn einer 
Medienkampagne. Als der Stadtrat in Norwich 
eine FOI-Anfrage der Eastern Daily Press über 
Lebensmittelhygiene-Prüfungen ablehnte, antwor-
tete das Blatt mit einem Artikel, der vernichtende 
Kritik am Stadtrat übte. »Sie waren gedemütigt 
und überschlugen sich, uns Informationen über 
100 Cafes, Restaurants, Pubs und Takeaways zu 
geben. Das war fesselnder Lesestoff, wir machten 
Furore und konnten die Auflage steigern«, sagt 
EDP-Redaktionsassistent Paul Durant.

Die Anzahl der Berichte aus dem Lokalen und 
Regionalen, die auf FOI-Anfragen basieren, ist 
erstaunlich, und sie nimmt von Tag zu Tag zu: Der 
Reading Chronicle entdeckte die Straße mit der 
höchsten Zahl an kriminellen Fahrzeug-Delikten 

in der Stadt. Der Newark Advertiser brachte ans 
Licht, dass ein erstklassiges Grundstück an den 
Bieter mit dem niedrigsten Gebot gegangen war.  
Blätter in Hull und Glasgow konnten ihren Lesern 
interne Vermerke vorlegen, die die Gründe für 
Krankenhausschließungen offenbarten. 

Steve Wood, der einen FOIA-Blog betreibt 
und an der John-Moore-Universität in Liverpool 
Informations-Management lehrt, unterhält eine 
tägliche Liste von FOI-Storys unter: www.foia.
blogspot.com. 

BBC-Abteilung für FOI-Anfragen  
Martin Rosenbaum und Nicola Beckford leiten bei 
der BBC die Abteilung für FOI-Anfragen. Sie beraten 
und unterrichten 
BBC-Journalisten 
über den Umgang 
mit dem Gesetz. 
Beckford archi-
viert zahlreiche 
Anfragen und gibt 
daraus entstande-
ne Geschichten an 
verschiedene BBC-Nachrichten sendungen weiter. 
Die beiden schätzen, dass der Sender bis Oktober 
2005 etwa 400 Anfragen gestellt hatte, von denen 
70 Prozent erfolgreich waren. 

Die einzigen verfügbaren Zahlen zur Nutzung 
des FOIA durch die Öffentlichkeit kommen vom 
Department of Constitutional Affairs. Sie zeigen, 
dass es im ersten Halbjahr (1. Januar bis 30. Juni 
2005) 22.000 Anfragen bei den 42 zentralen 
Regierungsgremien gab. Da kann man wohl kaum 
von einer »Schwemme« reden, die Politiker und 
Kommunalräte immer wieder vorausgesagt hatten. 
Tatsächlich sind die Bürger so desillusioniert und 
uninteressiert in Bezug auf die Regierung, dass 
sich nur wenige die Mühe machen, bei Behörden 
um Auskunft zu ersuchen.

Verschwendung von Steuergeldern?
In Schottland, das ein eigenes Informationsfrei-
heitsgesetz hat, erhielt die Regierung nach eige-

Journalisten machten öfter 
als erwartet von dem Gesetz 
Gebrauch. Fast alle Überregionalen 
stellten FOI-Anfragen.
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nen Angaben zwischen dem 1. Januar und dem 5. 
April 2005 900 Informationsanfragen. Etwa 630 
kamen von Medien, darunter wiederum beacht-
liche 380 von Paul Hutchinson, dem politischen 
Redakteur des Sunday Herald. Diese Zahl unter-
mauert die Klage vieler Beamter, FOI sei vor allem 
eine Verschwendung von Zeit und Steuergeldern. 
Der National Health Service beklagte zum Beispiel, 
dass private Unternehmen mit ihren Anfragen bei 
der Abteilung »Beschaffungswesen« die wirtschaft-
lichen Möglichkeiten des NHS stark belasteten. 

Leider berichteten Journalisten über dieses 
Gejammer, ohne kritisch nachzufragen: Wenn 
es so teuer ist, diese Anfragen ständig beantwor-
ten zu müssen, warum veröffentlicht man dann 
die Daten nicht gleich auf öffentlich zugängli-
chen Datenbanken? Sogar Hutcheon selbst ist 
beschuldigt worden, Steuergelder verschwendet 
zu haben. Er weist das zurück und argumentiert: 
»Beschäftigte im öffentlichen Dienst sollten ver-
antwortlich sein für das von ihnen ausgegebene 
Geld,  ein Umstand, den sie manchmal vergessen. 
Indem Journalisten und andere FOI-Anfragen stel-
len, zwingen sie Regierungsvertretungen, umsich-
tiger mit dem Geld umzugehen und weniger ver-
schwenderisch zu sein.«

Ein kurzer Blick auf die Fakten belegt, dass 
Geheimhaltung den Steuerzahler nicht entlastet. 
Im Gegenteil: Unterlagen über die Prüfungen 
der Lebensmittelhygiene sind beispielsweise 
Informationen von so offensichtlich allgemeinem 
Interesse, dass es einigermaßen verwundert, 
wie Gemeinderäte die Frechheit besitzen kön-
nen, die Herausgabe zu verweigern. Und doch 
tun sie es, häufig mit der Hilfe von freiberuflich 
tätigen Anwälten. Der Gemeinderat der City of 
Westminster verbrachte nahezu neun Monate 
damit, öffentlichen Zugang zu diesen Berichten 
abzu-wehren. Die Rechtsberatung der Kanzlei 
Pinsent Mason‘s bezahlte er mit Steuergeldern. 
In Wahrheit wird Geld gespart, indem ein effek-
tiverer öffentlicher Dienst entsteht, der frei ist von 
Korruption. Wenn Fehler früh erkannt werden, 
müssen Probleme nicht erst behoben werden, 
wenn sie sich schon zu einer Krise ausgewachsen 
haben.

Zuweilen reagieren die Behörden aber auch 
überraschend hilfreich. Ich war sehr verblüfft, als 
mich ein mit FOI-Angelegenheiten beauftragter 
Beamter der Metropolitan Police anrief, um mein 
Ersuchen zu diskutieren. Auch ein Beamter der 
Staatsanwaltschaft half mir, meine Anfrage für 

die Datenbank der bei ihnen 
angefragten Fälle zu formu-
lieren. Insgesamt überwie-
gen aber leider die inkom-
petenten und nicht hilfsbe-
reiten Behördenmitarbeiter. 

Die Ohnmacht des 
Schlichters
In Großbritannien sind inzwi-
schen zwei Probleme aufge-
taucht, die die Wirksamkeit 
der Informationsfreiheit auf 
Dauer untergraben könn-
ten. Ein Problem ist die 
Doku men tationsstelle der 
Regierung. Sie wird gemein-
sam vom Kabi nettsamt und 
dem DCA betrieben und 
dient als Abteilung für FOI-
Anfragen. Die Dokumen-
ta tions stelle erweist sich 
zu neh mend als Mittel, mit 

»Je länger Dinge geheim-
gehalten werden, 

umso mehr stinken sie.« 
Der Cartoon ist Teil einer PR-

Kampagne, die US-Medien 
initiierten, um Bürger auf ihre 

Rechte aufmerksam zu machen 
(mehr dazu auf Seite 52ff.).
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dem das Kabi nettsamt (vergleichbar mit dem 
deutschen Bundeskanzleramt) die Herausgabe 
von Informationen quer durch die Regierung 
kontrolliert. Andere Abteilungen geraten zuneh-
mend unter Druck, dieser Dokumentationsstelle 
alle möglichen Anfragen vorzulegen, anstatt ihre 
eigenen Entscheidungen über eine Auskunft zu 
treffen.

Ein weitaus beunruhigenderes Problem ist aber 
die Ohnmacht des Information Commissioners. Im 
Januar 2006 hatte er schon einen Arbeitsrückstand 
von 2.200 Fällen. Geht man von der höchst-
möglichen monatlichen Entscheidungsrate aus, 
das waren 16 Fälle im Juli, wird das Büro des 
Schlichters immer noch acht Jahre brauchen, 
um die Arbeitsrückstände aufzuarbeiten. Eine 
Beschwerde, die ich wegen der Weigerung des 
Unterhauses, mir Namen vom Mitarbeiterstab 
einiger Parlamentsmitglieder zu nennen, im April 
2005 einreichte, wurde erst im September an 
einen Prüfer weitergeleitet. 

Der Commissioner hatte Anfang November 
erst 64 Entscheidungen getroffen, und nur drei 
davon ordneten eine Offenlegung an. In der 
überwältigenden Mehrzahl der Fälle brauchte 
der Commissioner so lange, um in einer Sache 
zu entscheiden, dass die Behörden die Anfrage 
schon beantwortet hatten, wenn auch Monate 
nach dem gesetzlich festgelegten Limit von 20 
Arbeitstagen. Der Schlichter kann die öffentlichen 
Verwaltungen, die das Zeitlimit überschreiten, 
nicht mit einer Geldstrafe belegen. Da sich seine 
Ohnmacht herumspricht, werden Verzögerungen 
gängig. Trotzdem konzentriert sich das DCA nicht 
darauf, die Behörden dazu anzuhalten, sich an das 
Gesetz zu halten, sondern darauf, die Gebühr für 
die Anfragen zu erhöhen.

Mangel an Rechercheuren
FOI ist vor allem für investigative Journalisten 
nützlich. Trotzdem reicht es nicht, dem kraftlo-
sen investigativen Journalismus in Großbritannien 
wieder Leben einzuhauchen. Bei der Global 
Investigative Journalism Conference im letzten 
Oktober in Amsterdam waren gerade mal 10 bri-
tische Journalisten unter den 450 Teilnehmern. 
Schweden und Dänemark schickten jeweils 
30, Finnland 15, Deutschland 14, Norwegen 
13, Südafrika und die USA waren mit großen 

Delegationen dabei. Selbst Südkorea war stärker 
vertreten als Großbritannien. 

Warum gibt es in Groß britannien einen Mangel 
an investigativen Reportern? Ähnlich wie in Deut-
schland führen Konkurrenzdruck und Kürzungen 
beim Personal dazu, dass nur wenige Zeitungen 
oder Radio- und 
Fernseh sender sich 
einen Reporter 
für  invest iga-
t ives Arbeiten 
leisten können. 
Entscheidend ist 
aber, dass briti-
sche Reporter trotz 
FOIA eingeschränkteren Zugang zu Informationen 
als Reporter vieler anderer industrialisierter Staaten 
haben (zu den Auskunftsrechten in Deutschland 
siehe Message-Werkstatt 4/05). 

Postleitzahlen-Datenbanken, Grundbücher, 
Daten über Grundsteuern, Gerichtsakten, 
Verhaftungsprotokolle, Details über Kriminalfälle, 
Gehälter von Behördenmitarbeitern, öffentlich 
geförderte Verträge sowie Fakten, die hinter 
bedeutenden politischen Entscheidungen stehen – 
all das ist in England, verglichen mit zum Beispiel 
Dänemark oder den USA, schwer zu beschaffen. 
Dazu kommt der zunehmende Gebrauch der 
Schlag-wörter »Terrorismus« und »Nationales 
Interesse«, um Geheimhaltung zu begründen. Am 
Ende grenzt es an ein Wunder, dass ein Journalist 
überhaupt Geschichten schreibt, die auf offiziellen 
Fakten beruhen.

Gemeinsam Druck ausüben
Einzelnen mächtigen Mediengruppen ist es nicht 
gelungen, das Blatt zu wenden. In den USA 
organisierte die American Society of Newspaper 
Editors eine Cross-Media-Kampagne, um der 
Gefährdung des Rechts auf Information nach dem 
11. September zu begegnen (siehe Seite 52).  

Die British Society of Editors hofft, in diesem 
Land etwas Ähnliches erreichen zu können. Der 
FOIA ist zwar ein Instrument, um Geheimhaltung 
in der Regierung zu unterbinden, aber nur der 
gemeinsame Druck vereinter Presseorgane kann 
die im Vereinigten Königreich herrschende tradi-
tionelle Kultur der Wahrheitsverschleierung wirk-
lich verändern. �Q

Heather Brooke ist 
freie Journalistin 
und Autorin des 
Buches »Your Right 
to Know: How to 
Use the Freedom of 
Information Act and 
Other Access Laws.
Übersetzung:
Rebecca Pohle

Ein Problem ist der Information 
Commissioner, ein unabhängiger 
Schlichter. Er hat einen Arbeits-
rückstand von 2.200 Fällen. 
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Die Vertuschung   

E
s heißt, Journalismus sei der erste Entwurf 
der Geschichtsschreibung. Doch die 
Titelgeschichte des Guardian vom 24. 
Januar 2006 zeigt, dass Journalismus die 

Geschichtsbücher bisweilen auch umschreibt. 
Dank des Informationsfreiheitsgesetzes konnte 

der Guardian nachweisen, dass die Daily Mail mit 
ihrer Story »World-Wide Bribery Web by Leyland: 
Exposed« vom 19. Mai 1977 im Wesentlichen 
Recht hatte. 

Bis zu den jüngsten Enthüllungen zählte die 
Leyland-Geschichte zusammen mit den Hitler-
Tagebüchern (Times Newspapers 1983), der 
»Martin-Borman-lebt-Story« (Daily Express 1972) 

und dem Zinoeviev-Brief (Daily Mail 1924) zu den 
berüchtigsten Zeitungsenten Großbritanniens.

Die nun im Londoner Staatsarchiv zugängli-
chen Akten offenbaren allerdings, dass der eigent-
liche Skandal nicht das von Leyland gewobene 
Bestechungsnetzwerk war, sondern die Tatsache, 
dass die Labour-Regierung mit Billigung der kon-
servativen Opposition die Aufklärung verhinderte. 

Dies wurde möglich, weil die Daily Mail einen 
entscheidenden Fehler machte: Am 20. Mai 1977 
legte die Zeitung nochmals nach und veröffent-
lichte einen Brief, der die Anschuldigungen unter-
mauern sollte. Doch das  Schreiben erwies sich 
als Fälschung.

Die Daily Mail blamierte sich 1977 mit dem Abdruck eines ge-
fälschten Briefes. Dank Informationsfreiheitsgesetz stellt sich nun 
heraus: Im Kern hatte das Blatt mit seinen Anschuldigungen Recht.

VON ROBERT JONES

Protokoll eines Treffens von Regierungsmitgliedern am 22. Mai 1977
(http://politics.guardian.co.uk/foi/images/0,,1691502,00.html)
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   eines Skandals
Um zu verstehen, warum die Leyland-Story 

in der Geschichte des britischen Journalismus so 
bedeutend ist, muss man einige Dinge über die 
wesentlichen Sachverhalte, Geschehnisse und 
beteiligten Personen wissen. Ende der 1960er 
Jahre waren fast alle renommierten britischen 
Autohersteller (Austin, Morris, Rover, Jaguar, MG) 
unter einem Dach fusioniert worden. Der Konzern 
geriet in finanzielle Schwierigkeiten. Im Jahr 
1975 erarbeitete eine neue Regierungsbehörde, 
das »National Enterprise Board«, Vorschläge zur 
Sanierung, und 1975 wurde British Leyland von 
der Labour-Regierung verstaatlicht. 

Leiter des »National Enterprise Board« war 
Lord »Don« Ryder. Der gefälschte Brief aus der 
Daily Mail war angeblich von ihm geschrieben 
und an den Geschäftsführer von British Leyland, 
Alex Park, adressiert. Lord Ryder schien in diesem 
Schreiben sein Einverständnis damit zu signalisie-
ren, dass British Leyland Schmiergelder zahle, um 
an Aufträge in Übersee heranzukommen. Auch 
der Industrieminister habe die Sache »abgenickt«, 
so der Schreiber des Briefes weiter. 

Ryders Aufstieg
Die britischen Wirtschaftsjournalisten kannten 
Lord Ryder, weil er aus ihren eigenen Reihen kam. 
Von 1950 bis 1960 war er Herausgeber der Stock 
Exchange Gazette. Ryders Aufstieg zu Ruhm und 
Ehre begann 1961, als die Stock Exchange Gazette 
von der International Publishing Corporation IPC 
übernommen wurde – seinerzeit das größte und 
erfolgreichste britische Medienimperium, zu dem 
Mirror, People, Daily Herald, etwa 80 Prozent 
der Frauenzeitschriften und etwa 70 Prozent der 
Fachzeitschriften gehörten.

Ryder wurde zum Berater des IPC-Vorsitzenden 
Cecil King, stieg in den IPC-Vorstand auf und 
übernahm die Position des Geschäftsführers beim 
Papier- und Verpackungsunternehmen Reed. 
Ryder führte das Unternehmen von 1963 bis 1975 
erfolgreich. Doch es war ein einfacherer Job als 
gewinnbringend im Verlagsgeschäft zu arbeiten. 
Und es war ein wesentlich einfacherer Job als der, 

den er 1975 übernahm. Als Leiter des »National 
Enterprise Board« sollte Ryder das ehrgeizige 
Vorhaben der Labour-Regierung umsetzen, große 
Teile der britischen Industrie umzugestalten.

Die Daily Mail zweifelte zu Recht daran, 
dass Ryder dafür die nötige Sachkenntnis be-
saß. Problematischer ist, wie stark die Daily 
Mail-Berichterstattung durch die ideologi-
sche Ausrichtung des Blattes vorherbestimmt 
war. Die Mail-Gruppe ist das einzige britische 
Zeitungsunternehmen, das seit seiner Gründung 
1896 durch die 
Brüder Alfred und 
Harold Harms-
worth noch immer 
von derselben 
Familie geführt 
wird. Dieselbe Fa-
milie, dieselben An-
sichten. Pro: Freie 
Wirtschaft, Heimat, König und Empire. Contra: 
Einmischung der Regierung in die Wirtschaft, linke 
Spinner und  Sandalenträger aus Hampstead.

Doch es gab auch innerfamiliäre Rivalitäten. 
Ryders Mentor Cecil King war ein Neffe der 
Harmsworth-Brüder. Er hatte es in den 1960ern 
zum Chef eines Medienunternehmens gebracht, 
das weit größer und erfolgreicher war als die Daily 
Mail Group. Zu allem Überfluss gehörten der 
Mirror und die Herald-Zeitungen auch noch dem 
entgegengesetzten politischen Lager an und unter-
stützten die Labour-Regierungen. 

Keine Zweifel
Das Dokument, das die Ereignisse von 1977 in 
ein völlig neues Licht rückt, ist eine Akte über 
ein Treffen der wichtigsten Minister am 22. Mai 
1977 auf dem Landsitz des Premierministers. 
Schatzkanzler Denis Healey teilte den Anwesenden 
unter dem Siegel der Verschwiegenheit mit: »There  
was no doubt that bribery had been going on for 
years on a large scale in the Middle East and Africa, 
and that organisations responsible to government 
(including defence sales and nationalised indus-

War es unfair, Leyland wegen 
Korruptionspraktiken an den 
Pranger zu stellen, die auch andere 
britische Firmen anwandten?
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tries) had been involved.« Seiner Meinung nach 
sei es sehr wichtig, die Konservativen bei jeder 
Entscheidung mit einzubeziehen.

Wirtschaftsminister Eric Varley fügte hinzu: 
»About 10 per cent of our trade elsewhere in the 
world probably involved some type of practice 
which we would normally consider improper in 

this country.« Er 
nannte ein Beispiel 
aus dem Schiffbau 
und fuhr fort, 
dies zeige, dass 
das Problem Teil 
einer größeren 
Fragestellung sei 

und nicht nur British Leyland betreffe. 
Varley erklärte, er habe wegen der bedrohten 

Arbeitsplätze den Sprecher der Opposition zu Rate 
gezogen. »Mr Prior had told him that he would do 
everything possible to play the matter down.«

Schwerwiegende Folgen
Die Regierung rechtfertigte die Vertuschung des 
Skandals also mit der Begründung, es sei unfair, 
British Leyland wegen Korruptionspraktiken an 
den Pranger zu stellen, während man wisse, 
dass diese auch von anderen großen britischen 
Unter nehmen angewandt würden. Die Akten zei-
gen zudem, dass so wohl die Labour-Minister als 
auch die Führer der konser vativen Partei fürch-
teten, eine umfassende Unter suchung werde zur 
Aufkündigung von Exportaufträgen und zum 
Verlust vieler Arbeitsplätze führen.

Auf den ersten Blick scheint dieses Verhalten 
der Politiker nicht allzu verwerflich zu sein 
– nicht viel verwerflicher zumindest als das 
Verhalten von Wirtschaftsjournalisten, die, wie 
der Autor dieses Artikels, über die Vorgänge in 
Grundzügen informiert worden waren, aber nie 
genug Beweismaterial zusammentragen konnten, 
um eine brauchbare Story daraus zu machen. 

Doch der Umstand, dass die Politik viel 
Geschrei um den gefälschten Brief machte und 
gleichzeitig verschwieg, dass die darin enthaltenen 
Behauptungen der Wahrheit entsprachen, hatte 
schwerwiegende Folgen: 

�Q��Die Staatsanwaltschaft erhob Anklage gegen 
Graham Barton, einen leitenden Angestellten 

bei Leyland. Barton hatte der Daily Mail die 
Informationen über den Bestechungsskandal 
geliefert und zugegeben, den Brief von Ryder 
gefälscht zu haben, um seine Anschuldigungen 
mit Dokumenten zu untermauern. 

Er hatte eindeutig eine Strafe verdient. Doch 
wäre er für zwei Jahre ins Gefängnis gekom-
men, wenn das Gericht gewusst hätte, dass seine 
Anschuldigungen im Kern der Wahrheit entspra-
chen?

�Q��Lord Ryder konnte die Daily Mail verklagen. 
Er bekam 40.000 Pfund, die er Wohltätigkeitsor-
ganisationen spendete. Die Verteidigung der Daily 
Mail hätte einen besseren Stand gehabt, wenn sie 
gewusst hätte, was die Politiker wussten.

�Q��Die Politiker nahmen in Kauf, dass das Ansehen 
des Daily Mail-Herausgebers Sir David English 
und des Redakteurs Stewart Steven, der die Story 
betreute, in völlig ungerechtfertigtem Ausmaß 
beschädigt wurde. Es war kein monumentaler 
Fehler, den man ihnen zur Last legen konnte, 
sondern das Versagen beim Erkennen einer 
Fälschung. 

   
  Besonders fatal war die Situation für 

Steven, der bereits als Autor der Daily Express-
Titelgeschichte »Bormann lebt« vom 25. November 
1972 Zeitungsgeschichte geschrieben hatte. In 
Roy Greenslades Buch »Press Gang« (Macmillan, 
2003), das die Geschichte der überregionalen 
britischen Zeitungen seit 1945 behandelt, gibt es 
einen detaillierten Bericht über diese faszinierende 
Zeitungsente. 

In seiner Story, die fünf Tage durch die Medien 
geisterte, behauptete Steven, der 72-jährige 
Bormann lebe als wohlhabender Geschäftsmann 
in Lateinamerika. Mehrere andere Zeitungen 
recherchierten die Geschichte nach. Der entschei-
dende Schlag gelang der New York Times, deren 
Korrespondent in Buenos Aires nachweisen konn-
te, dass der Mann auf dem in der Daily Express 
abgedruckten Bild nicht Bormann war, sondern 
ein Lehrer namens Rodolfo Siri. 

Undichte Stellen
Die Lehren, die aus der medialen Behandlung 
der Leyland-Schmiergeldaffäre gezogen werden 

Hätte das Gericht den Whistle- 
blower zu zwei Jahren Gefängnis 
verurteilt, wenn es gewusst hätte, 

was die Regierung wusste?
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sollten, sind nicht so offensichtlich, wie sie es 
zu sein scheinen. Die Regierung machte geltend, 
dass die Mail gute journalistische Praxis miss-
achtet habe, weil sie Lord Ryder nicht mit der 
Geschichte konfrontierte, bevor sie damit an die 
Öffentlichkeit ging. 

Doch dies hätte die Mail nicht tun können, 
ohne ein anderes, genauso wichtiges journalis-
tisches Gebot zu missachten: Verrate nie deine 
Quellen. Graham Barton gehörte zu der Art von 
Whistleblowern, auf die Journalisten für Storys 
über Vorgänge im »big business« und in der 
Regierung angewiesen sind. Dass er habgierig 
war – er bekam 75.000 Pfund für die Informa-
tion –, schloss ihn als glaubwürdige Quelle nicht 
aus. Einige Whistleblower verlangen Geld, andere 
nicht. Und er riskierte seinen gut bezahlten Job 
bei Leyland.

Wäre Ryder von der Redaktion im Vorfeld der 
Veröffentlichung angesprochen worden, hätte er 
sofort für Bartons Entlassung gesorgt. Er hätte wie 
ein Löwe gekämpft, um die Vorwürfe zu zerpflü-
cken, die Park und die Labour-Minister kompro-
mittierten. Unterdessen wären weitere undichte 
Stellen aufgetreten, und andere Fleet-Street-Blätter 
hätten über den Fall Leyland berichtet.

Überwältigende Beweise
Mir fällt keine Methode ein, mit der die Mail 
den Fall hätte prüfen können, um ihn vor der 
Veröffentlichung hundertprozentig wasserdicht 
zu machen. Bei der Bormann-Story und im 
Fall der  Hitler-Tagebücher hingegen gab es 
genug Experten, die hätten nachweisen können, 
dass es sich um Falschmeldungen handelte. In 
den Wochen nach der Veröffentlichung tauch-
ten überwältigende Beweise auf, die die Storys 
widerlegten. 

Die Hitler-Tagebücher waren das Werk eines 
Mannes, der sich als bekannter Fälscher entpupp-
te. Sollte Hitler tatsächlich Tagebücher geschrie-
ben haben, waren es jedenfalls nicht jene, die 
Times Newspapers erwarb. An der Entstehung 
der Bormann-Geschichte war eine ganze Bande 
von Fantasten und Betrügern beteiligt. 

Diese bei näherer Betrachtung sehr unwahr-
scheinlichen Geschichten wurden weltweite 
Scoops. Times Newspapers konnte als direkte 
Folge des Abdrucks der wahrscheinlich schlechtes-

ten Story aller Zeiten deutliche Verkaufszuwächse 
erzielen.

Wesentlich eindeutiger und ermutigender sind 
die Lehren aus der Leyland-Affäre für jene, die am 
Anfang einer journalistischen Karriere stehen. Das 
Ausgangsmaterial für den Bericht im Guardian 
hatte Nicholas Gilby zu Tage gefördert, ein junger 
Rechercheur, der in Teilzeit für »Campaign against 
the Arms Trade« recherchiert. Er verbringt viel Zeit 
im Londoner Staatsarchiv in der Nähe von Kew 
Gardens, weit weg von den Redaktionsräumen 
des Guardian in Clerkenwell. Er schickt Kopien 
der Dokumente, die seiner Meinung nach von 
Interesse sein könnten, an David Leigh, einen der 
erfahrensten inves-
tigativen Reporter 
Großbritanniens.

Leigh muss 
sich durch viele 
Dokumente arbei-
ten, die nicht 
besonders inte-
ressant sind. Als 
Belohnung dafür stößt er gelegentlich auf Gold. 
Er lässt sich Zeit, bevor er mit Storys wie dieser 
an die Öffentlichkeit geht, und überprüft sie mit 
Hilfe von Kollegen und breit gestreuter Kontakte. 
In seinem Guardian-Artikel über die Wendung im 
Leyland-Skandal hat er nicht vergessen, Nicholas 
Gilby als »Entdecker« der Akten zu erwähnen.

Steigende Goldvorkommen
Die finanziellen Umstände erlauben es keiner 
Zeitung, ihr Vollzeitpersonal ganze Tage nach 
Kew zu schicken, um dort nach den steigenden 
Goldvorkommen zu schürfen. Doch engagierte 
junge Journalisten können sich Gilby zum Vorbild 
nehmen. Sie können einen Teil ihrer Freizeit 
dazu nutzen, sich in Regierungsdokumente ein-
zuarbeiten, Themen nachzugehen, die sie inte-
ressieren und ihre Erkenntnisse mit erfahreneren 
Journalisten zu diskutieren. 

Die Zeiten waren nie günstiger für diese Art 
der Arbeit. Die gegenwärtige Regierung gibt 
stetig Dokumente frei, schon vor Ablauf der tra-
ditionellen Frist von 30 Jahren. Und das Infor-
mationsfreiheitsgesetz eröffnet den Zugang zu 
Aktenbeständen, die noch gänzlich unerschlos-
sen sind. �Q

David Leigh muss sich durch 
viele uninteressante Akten 
wühlen.  Als Belohnung dafür 
stößt er gelegentlich auf Gold.

Robert Jones ist 
Emeritus Fellow 
der Abteilung für 
Journalismus an 
der City Universität 
London, wo er 27 
Jahre lang lehrte.
Übersetzung: 
Rebecca Pohle
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K
aren Dorn Steele ist wütend. Länger 
als ein Jahr wartet die Reporterin der 
Spokesman-Review, einer Tageszeitung 
im Nordwesten der USA, mittlerweile 

auf die Beantwortung einer Anfrage beim »Of fice 
for Naval Research«. Dutzende E-mails hat die 
Reporterin an die Regierungseinrichtung ge    schrie-
ben, ohne Antwort zu erhalten. Wenn sie anrief, 
wichen die Offiziellen aus. »Ich habe das Gefühl, 
dass sie mich gezielt ignorieren«, sagt Steele.

Der Inhalt ihrer Anfrage lässt vermuten, 
warum sich die Regierungsmitarbeiter bedeckt hal-
ten. Steele, die als investigative Reporterin über 
die Wiederaufbereitungsanlage und die Nuk le ar -
reaktoren in Hanford berichtet, wollte eine Liste 
aller Regierungsstudien, die sich mit den Aus-
wirkungen von radioaktiver Strahlung im Umfeld 
von Nuklearanlagen befassen.

Eine simple Anfrage vor heiklem Hintergrund. 
»Während des Kalten Krieges war Hanford die 

Die Geheimniskrämer 
In den USA sind die Zeiten eines nahezu uneingeschränkten 
Informations   zugangs vorbei. Viele Journalisten wehren sich gegen 
die neue Geheimhaltung mit einer wirkungsvollen Kampagne.

VON LARS-MARTEN NAGEL

S. 052-055 Nagel.indd   52S. 052-055 Nagel.indd   52 28.03.2006   11:47:45 Uhr28.03.2006   11:47:45 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



53

INFORMATIONSFREIHEIT

���Q��2 / 2006

größte Plutonium-Fabrik der Welt. Heute arbeiten 
dort noch immer 15.000 Menschen. Sie beseitigen 
Umweltschäden oder recyceln atomare Waffen. 
»Die Arbeiter und die Anwohner verdienen freie 
Informationen über die Gefahren, denen sie sich 
aussetzen«, sagt Steele.

FOIA – Theorie und Praxis 
In den USA haben Reporter seit 1966 ein geset-
zlich verbrieftes Recht auf Informationen. Nach 
dem »Freedom of Information Act« (FOIA) müssen 
Behörden, Ämter und staatliche Insti tute innerh-
alb von 20 Tagen Auskunft geben, Dokumente 
zur Verfügung stellen oder sich beim Journalisten 
melden, um Verzögerungen zu erklären (zum FOIA 
siehe auch Message 3/01 Seite 38ff). Nur in weni-
gen Aus nahme fällen können sie die Informationen 
zurückhalten.

Soweit die Theorie, die Realität sieht in den 
USA inzwischen anders aus. Pete Weitzel von der 
»Coalition of Journalists for Open Gover  n ment« 
(CJOG), einem Zusammenschluss verschie dener 
Jour nalis ten verbände, sagt: »Steeles Geschichte 

ist kein Ausnahmefall. Während unter Clinton 
die Devise hieß, alles, was nicht besonderer 
Geheim haltung bedarf, kann freigegeben werden, 
gilt heute das Gegenteil. Ex-Justizminister John 
Ashcroft wies 2001 in einem Memo an, dass alle 
Informationen, die zurückgehalten werden kön-
nen, auch zurückgehalten werden.« 

Immer weniger Auskunft 
Eine im vergangenen November veröffentlichte 
Studie der CJOG zeigt, dass die Zahl der voll stän dig 
beantworteten FOIA-Anfragen von 55 Pro zent im 
Jahr 2000 auf 45 Prozent im Jahr 2004 ge sunken 
ist. Diese 10 Prozent entsprechen knapp 100.000 
angeforderten Auskünften. Interessant ist dabei, 
dass die Zahl der Ablehnungen ebenfalls fiel (um 
knapp 6.500), die Anzahl der Teilauskünfte sich 
aber deutlich erhöhte. Die Repor ter bekommen 
also Informationen, aber nicht die gewünschten. 
Typisches Beispiel hierfür sind Doku men  te, in 
denen Namen oder Passagen geschwärzt sind.

Bei einer Analyse des Zeitungskonzerns Cox 
News papers von FOIA-Reports, die die Minis -
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terien jährlich veröffentlichen müssen, wurde 
deutlich, dass vor allem das Justiz ministerium 
und das ihm untergeordnete FBI immer seltener 
Auskunft geben. Die Datenauswertung zeigte, 
dass das Justizministerium nur jede dritte Anfrage 
zur Zufriedenheit der Journalisten beantwortet. 
Darüber hinaus ließ sich eine Tendenz nach-
weisen, FOIA-Anfragen mit der Angabe »Keine 
Unterlagen« abzublocken. 1998 beantwortete 
das Justizministerium 10 Pro zent aller Anfragen 
mit der Auskunft, es habe keine der gesuchten 
Unterlagen. 2005 er hielten knapp 30 Prozent 
der Antragsteller diese Antwort. Ebenso drama-
tisch scheint die Entwicklung beim FBI. 1998 
hieß es dort bei 37 Prozent aller Anfragen: Keine 
Unterlagen. 2005 waren es 65 Prozent. 

Da überrascht es wenig, dass Seth Rosenfeld, 
Reporter beim San Francisco Chronicle, bereits 
seit 24 Jahren auf eine Antwort des FBIs wartet. 
Er stellte zu Zeiten des Kalten Krieges eine FOIA-
Anfrage über FBI-Aktivitäten an der University of 
California, seitdem hat er zwar die ersten grauen 
Haare, aber keine Antwort bekommen.

Pete Weitzel von CJOG nennt ein weiteres 
schwerwiegendes Pro blem: »Die Regierung klas -
sifiziert ungerechtfertigt mehr und mehr Do ku men-

te als vertraulich, die dann von vornherein von 
FOIA-Ansprüchen ausgenommen sind. Mit dem 
Terror anschlag vom 11. September und der Frage 
der nationalen Sicher heit lässt sich diese Zen sur 
selbst bei harmlosen Dokumenten legitimieren.«

Medienkampagne für den FOIA
»Wir leben in einer Zeit der Verschlossenheit, ver-
gleichbar mit den hässlichen Entwicklungen der 
Zensur während des ersten Weltkrieges und den 
Zeitungsschließungen des Civil War«, beschreibt 
Debra Gersh Hernandez die Situation. Die ener-
gische Frau gilt als Speerspitze der US-Medien 
im Kampf gegen das Klima der Geheimhaltung. 
Hernandez koordinierte in diesem Jahr zum 
zweiten Mal eine außergewöhnliche nationale 
Medienkampagne mit einem einfachen, aber 
wirkungsvollen Prinzip: bewusstes und konzentri-
ertes Agenda-Setting.

In der Sunshine Week, die in der dritten 
März  woche stattfand, berichteten ca. 800 Zei-
tung en, Magazine, Rund   funk   stationen und 
On line-Redaktionen über die Informations rechte 
der Öffentlichkeit und die Schwierigkeiten, an 
Informationen zu kommen. Dazu wurden Podiums-
diskussionen veranstaltet, Schul projekte und 

Medienkampagne für die 
Informationsfreiheit: Die Cartoons 
werden amerikanischen Zeitungen 

während der Sunshine Week 
kostenlos zur Verfügung gestellt 

(www.sunshineweek.org).
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eine Reihe von Initiativen von Nicht-Regierungs-
Organisationen (NGOs) durchgeführt. 

Flächendeckend thematisierten Medien Fra-
gen des Informa ti ons  zugangs für Bürger und 
für Journalisten. »Vielen Amerikanern ist nicht 
bewusst, dass wir den Freedom of Information Act 
nicht nur auf Bundesebene haben, sondern die 
einzelnen Staaten auch eigene Gesetze haben. Die 
FOIA-Möglichkeiten variieren daher sehr. Gerade 
Lokal- und Regionalzeitungen nutzen deshalb die 
Sunshine Week, um auf die Gesetzgebung und die 
Möglichkeiten in der Region hinzu  weisen«, sagt 
Hernandez. 

Interesse der Öffentlichkeit geweckt
Die Sunshine Week fand dieses Jahr zum zweiten 
Mal statt. Die Idee dazu hatten die Mitglieder des 
Verbandes der amerikanischen Chefredakteure, 
die American Society of News paper Editors 
(ASNE). Sie orientierten sich an den Erfolgen 
einer ähnlichen, wenn auch kleineren Kampagne 
aus Florida. Dort wird seit 2002 der so genannte 
Sonnenschein-Sonntag initiiert. 

Als Finanzier für die Sunshine Week kon-
nte die John S. und James L. Knight Foundation 
gewonnen werden, die 2005 für die landesweite 

Ak ti on rund 100.000 Dollar zur Verfügung stellte. 
Nachdem die erste Sunshine Week erfolgreich ver-
lief, verdoppelte die Stiftung das Budget in diesem 
Jahr. Hernandez ist optimistisch: »Natürlich ist 
die öffentliche Meinung schwer zu evaluieren. 
Aber wir nehmen Einfluss. Die Menschen ent-
wickeln aufgrund der Bericht erstattung eine neue 
Sensibilität für das Thema.« Auf regionaler Ebene 
habe sich das auch schon auf die Legislative aus-
gewirkt: »Im State New York konnten wir die 
Verab schiedung eines Gesetzes be ein flussen, das 
die Antwort fristen für Regierung und Behörden 
verkürzt. In anderen Bundes staaten, wie Georgia, 
wirkten wir modifizierend auf Gesetze ein, die die 
Informations freiheit weiter eingeschränkt hätten.«

Kurzfristige Erfolge sind gut, wichtigstes Ziel 
der Sunshine Week sei aber, die Öffentlichkeit 
per manent für die Informationsfreiheit zu interes-
sieren, meint Pete Weitzel von der CJOG. »Die 
Informations freiheit betrifft jeden. Welche Che mi-
kalien pustet die Fabrik am Ende meiner Straße in 
die Luft? Wie gut ist die Schule meiner Kin der? 
Ist der Schulbus fahrer für Trun ken heit am Steu er 
vorbestraft? All diese Fragen be antworten Jour na-
listen auf der FOIA-Basis, und das müssen wir dem 
Bürger immer wieder verständlich machen.« �Q

Lars-Marten 
Nagel studiert 
als Fulbright-
Stipendiat an der 
Journalistenschule 
der University 
of Missouri in 
Columbia.
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Kommunikation   

V
on Anfang Januar bis Mitte Februar verging 
kein Tag, an dem die Italiener auf Medien-
Einlagen ihres Ministerpräsidenten hätten 
verzichten müssen. Er tanzte, sang, ver-

schenkte Uhren, erzählte Wit ze, versprach Wohn-
eigentum und Renten, vor allem aber parlierte er 
frisch von der Leber weg über Gott und die Welt: 
über Politik, Fußball, sein Liebes leben, über die 
Beziehung zu seiner Mutter und über die verhas-
sten »Kommunistenfeinde«. 

Er war ständig und überall präsent – Tag und 
Nacht, quer durch alle öffentlichen und privaten 
Sender, egal ob es sich um Radio, Fernsehen, 
Tages- oder Wochen zeitungen handelte. Fast zwei 
Monate lang erschien es vielen, als be  schränk ten 
sich italienische Journalisten nur noch auf zwei Kri-
ter ien bei ihrer Themenauswahl: Auf Nachrichten 
über Berlusconi oder auf Meldun gen über Kritik 
an Berlusconi. Es gab auf der Medienbühne nur 
einen einzigen Prota go nis ten: Silvio B..

Seine Omnipräsenz in den Medien hat insbeson-
dere bei den großen europäi schen und amerika-
nischen Tageszeitungen die üblichen Reflexe aus-
gelöst. Sie übten ziemlich einmütig Kritik bis hin 
zum Alarm (New York Times,  27.01.2006). 

Abgemildert wurde das nur durch eher augen-
zwinkernde Reaktionen im Bel Paese selbst 
(Internazionale, 02.02.2006), wobei auch dort 
das Mitte-links-Bündnis auf der Welle des Protests 
ganz obenauf ritt und sicherlich den Auf schrei 
der internationalen Medien mitinszenierte. 
Die Linke prangerte wie eh und je Berlusconis 
»Medienmonopol« an und witterte gar den medi-
alen Staatsstreich (La Repubblica, 29.10.2005). 

Verfügte der Cavaliere wirklich über so viel 
Macht? Wurde italie nischen Journalisten tat-

sächlich ein Maulkorb verpasst, so dass sich 
kritische Stimmen bewusst zurückhielten und 
die Medienschaffenden ihrer Aufgabe nicht 
mehr nachkamen, eine offene demokratische 
Auseinandersetzung zu befördern? 

Festzuhalten ist zunächst einmal, dass es an 
Belegen für die Gegenthese nicht mangelt: Zu 
nennen ist ein »Endorsement« des Corriere della 
Sera, der wichtigsten Qualitätszeitung Italiens, für 
Prodi. Ihr Chefredakteur hat für sich und seine 
Redaktion in einem Leitartikel klar zugunsten der 
linken Mitte Position bezogen. 

Als Berlusconis Spin Doctors nach dem TV-
Duell vom 14. März seine Niederlage in einen 
Sieg gegenüber Prodi umdeuteten, ernteten 
sie von vielen Medien Spott und Protest – und 
auch über einen völlig missglückten Auftritt des 
Cavaliere vor Italiens Unternehmern berichtete die 
Journaille kritisch und ausführlich. Selbst promi-
nente Mitarbeiter der RAI haben sich mit ihrer 
Kritik an der Regierung klar positioniert – allen 
voran Ex-Intendantin Lucia Annunziata, die in 
einem Fernsehinterview wenige Tage vor dem TV-
Duell Berlusconi so in die Zange nahm, dass dieser 
die Contenance verlor und während der Sendung 
wütend das Studio verließ. 

Kein Maulkorb, kein Imperium
Im Folgenden soll der kommuni kative Sturm, den 
der Cavaliere in den italienischen Medien ent fach-
te, zunächst vor dem kulturellen Hintergrund und  
kommunikationsstrategisch analysiert werden.

»Are you ready for the Italian jungle?« – »Sind 
Sie bereit für den italienischen Dschungel?« ist 
der Titel des neuen Buches von Beppe Severnigni 
(Severnigni 2005), einem Schriftsteller und 

Die Medienpräsenz Berlusconis im Wahlkampf löste interna tional 
einen Aufschrei aus, die Italiener reagierten gelassener. Über Medien-
macht und Marketing – und den Mythos des Medienmoguls.

VON GIOVANNI ZAVARITT
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   »all‘italiana«
Journalisten, der sich auch in der angelsächsischen 
Welt gut auskennt und deshalb sowohl als Insider 
als auch mit dem kritischen Blick von außen auf 
sein Heimatland blickt. 

Das Buch handelt vom Wildwuchs der Stile, 
Gewohnheiten und unge schrie benen Gesetze 
des Bel Paese – und den Über raschungen, die ein 
imaginärer Reisender bei seinem Besuch südlich 
der Alpen erlebt. Zu den Szenarien, auf die man 
sich Severgnini zufolge unbedingt vorbereiten soll-
te, gehört das ganz spezielle Verhältnis von Politik 
und Journalismus. 

Wie Daniel Hallin und Paolo Mancini in 
einer großen internationalen Vergleichsstudie 
zur politischen Kommunikation erörtern, ist 
dieses Verhältnis in Italien voll kommen anders 
als jenes, das man weiter im Norden oder gar im 
angelsächsischen Kulturkreis kennt. Begriffe wie 
»Unabhängigkeit« oder »Objek ti vität« führen in 
Rom nur zu einem verblüfften Achselzucken; die 
Rolle eines Widerparts der politischen Machthaber, 
die ein Journalist in England oder Deutschland 
zumindest in der Ideal vorstellung einnehmen soll-
te, erzeugt eher Heiter keit und Perplexität. 

Historische Lager-Zugehörigkeit
Doch es müssen mindestens drei weitere Punk te 
berücksichtigt werden, um die jüngste Medien-
schlacht in ihrer ganzen Tragweite zu verstehen. 
Erstens haben die meisten italienischen Tages-

zeitungen ihre eigene politische Geschichte nie 
abgestreift. Sie waren ursprünglich eng an Parteien 
gebunden, und dies hinterließ im kulturellen 
Grundverständnis der Journalisten die Spuren einer 
gewissen Lager-Zugehörigkeit. Für viele Redakteure 
ist es nach wie vor geradezu selbstverständlich, 
dem Parteifreund, der gerade an der Macht ist – in 
diesem Falle war es Silvio B. – Wirkungsraum zu 
geben und Mitgliedern der Gegenpartei eher Paroli 
zu bieten. 

Zweitens ist der Blick 
auf das wirtschaftliche 
Um   feld des italienischen 
Journalismus wichtig. 
Es ist geprägt von dem, 
was man in Italien 
die »editoria impura« 
nennt – ein »unreines« 
Verlagswesen. Medienunternehmen sind nicht 
unabhängig, sondern waren von Anfang an struk-
turell an über ge ordnete unternehmerische und 
wirtschaftliche Interessen gebunden und sind häu-
fig die »Sprach rohre« bestimmter Industriegruppen 
(vor allem von Banken, der Automobil-, Bau- und 
Zement industrie). 

Die Konzerne verstehen »ihre« Redak tionen 
nicht als eigenständige und unabhängige Systeme, 
sondern als Waffenarsenale, mit deren Hilfe sich 
öffentliche Aufmerksamkeit steuern lässt, um die 
eigenen Ziele besser zu erreichen. 

Das erste TV-Duell am 14. März 
zwischen Silvio Berlusconi und 
Romano Prodi verlor Berlusconi. 
Einige Tage zuvor hatte er ein Live-
Interview abgebrochen.    

Berlusconis Omnipräsenz ist keine 
Informationsdiktatur, sie ist Teil 
einer weithin akzeptierten journa-
listischen (Un-) Kultur in Italien.
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Diese nahezu »angeboren« wirkende Abhängig-
keit des italienischen Journalismus bewirkt, dass 
man in Italien die spontanen und zahlreichen 
Medienauftritte des Ministerpräsi denten als rela-
tiv »normal« erachtet. Man führt sie nicht so 
sehr auf seine persönliche Übermacht und seine 
drei Fernseh sender zurück, sondern auf die 
Journalismuskultur, die in Italien schon immer in 
ein Spinnennetz aus eng ineinander verflochtenen 
Interessen eingewoben war. Eine Hand wäscht 
eben die andere. 

Um noch besser zu verstehen, weshalb Berlus-
conis Medienpräsenz als Teil der in Italien weithin 
akzeptierten journalis tischen (Un-) Kultur gesehen 
wurde, lohnt es sich, eine ältere Forschungsarbeit 
von Paolo Mancini zu lesen, in der er die 
Besonderheiten im Ver hältnis zwischen Politikern 
und Journalisten in Italien bildhaft macht. 

Wichtig sei, so Mancini, das Spiel zu leiten 
und die Macht situation zu definieren. Vor allem 
aber sei entscheidend, ein »Klima der Gemeinsam-
keit« zwischen den Men schen zu schaffen, das 

langfristig zu stark auf 
Ver trauen gründenden 
Verhält nissen führt. 
Solche Vertrauens-
beziehungen münden 
– auch befördert 
durch das Fluidum in 
Rom, das angenehme 

Klima und die einladenden Restaurants –  schnell 
in feste Freundschaften, ähnlich denen, die 
Parteigänger untereinander pflegen. Auf diese 
Weise gelingt es einem Politiker – und eben nicht 
nur Silvio Berlusconi – relativ leicht, sich Raum 
in der Berichterstattung zu sichern und in den 
Medien aufzutauchen, wie und wo es ihm gerade 
gefällt. 

Der Mythos des Manipulators
Angesichts dieser Konstellation im Verhältnis 
zwischen Journalismus, Politik und Macht sollte 
man rückblickend Berlusconis Kampagne mit 
größerer Illusionslosigkeit betrachten: In Fernsehen, 
Radio und Presse wird ihm der Platz ein geräumt, 
den wohl auch Vertreter der Oppo si tion erhielten, 
wenn es denn nur eine entsprechend raffinierte 
Kommuni kationsstrategie des Mitte-links-Lagers 
gäbe – und die Linke in diesem Wahlkampf nicht 

irgendwie hoffen musste, dass Berlusconi sich 
ohne ihr Zutun selbst demontiert. 

Vor diesem kulturellen und politischen Hinter   -
grund war der Cavaliere gar nicht der diabolische 
»Padrone« des Journalismus, der allen Maulkörbe 
umhängt, die ihm die Gefolg schaft verweigern. 
Er agierte »nur« als Berlus coni – ein herausra-
gender Exponent, ja vielleicht die Symbolfigur 
der politischen Kommunikation all’italiana. Seine 
Wirkung ging auch zurück auf sein Charisma, 
seine persönliche Geschichte und seinen beispiel-
losen unternehmerischen Erfolg – und sein intellek-
tuelles Mittelmaß, das es jedem durchschnittlichen 
Italiener ermöglicht, in ihm auch ein Stück weit 
sich selbst wiederzufinden.  

Die Symbolfigur altert
Die zweite Perspektive betrifft Berlusconis Kom-
munikationsstil. Warum stürzte er sich in eine 
solche Kampagne mit Auftritten und Botschaften 
am laufenden Band? Wie ist ihm dies über-
haupt gelungen? Hatten wir es nur mit seinen 
napoleonischen Lau nen zu tun – und mit den 
Sturmtruppen seines Fernsehimperiums? Auch 
hier ist die Antwort nicht so einfach.

Da ist zum Ersten die rechtliche Seite. Die 
Gesetz   gebung sieht vor, dass in den letzten beiden 
Monaten vor der Wahl alle Parteien und Politiker 
im Fernsehen absolut gleich behandelt werden. 
Berlusconi gefiel diese so genannte »par condi-
cio«-Regelung natürlich nicht, und er hat alles ver-
sucht, sie abzuschaffen. Nicht zu jeder Tages- und 
Nachtzeit auf dem Bildschirm erscheinen zu kön-
nen, beraubte ihn der Möglichkeit, sich seinen 
– verglichen mit dem früheren Wahlkampf ohne-
hin reduzierten – Rückhalt in der Bevölkerung 
zu sichern. Er und seine Partei standen in den 
meist wahlentscheidenden letzten zwei Monaten 
auf einer Stufe mit x-beliebigen anderen Parteien, 
auch mit solchen, die im Parlament kaum vier 
Prozent der Sitze erreichten. 

Der zweite Aspekt ist eine schwere Imagekrise, 
in die der Ministerpräsident vor nunmehr einem 
Jahr geraten war. Seine Umfragewerte zeigten, dass 
das Vertrauen der Italiener in die Marke »Silvio« 
stark nachgelassen hatte. Der »neue Mann«, der 
erfolgreiche Unternehmer, der sich in die Politik 
begab, um Italien zu verändern, hat seine besten 
Zeiten längst hinter sich. Die fünf Jahre als 

Er ist und bleibt nur Berlusconi: 
ein herausragender Exponent, 
die Symbolfigur der politischen 

Kommunikation all’italiana.
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Regierungschef ließen ihn und seine Symbolkraft 
»altern«; er sieht sich mit vielerlei Schwierigkeiten 
und Misserfolgen konfrontiert. 

Aus diesen Motiven heraus entwickelten seine 
Strategen für ihn eine Art »Selbstmarketing«-
Kampagne, die bis ins Detail ausgeklügelt und just 
auf die letzten Wochen vor Eintritt der par condi-
cio-Regelung abgestimmt war. Ziel war es, noch 
unentschlossene Wähler – und dazu zählten etwa 
20 Prozent der Italiener – zu gewinnen. Viele von 
ihnen waren, laut Wählerforschung im Auftrag 
der Forza Italia, nicht so unschlüssig, »wen« sie 
wählen würden, sondern ob sie überhaupt zur 
Wahl gehen sollen. 

Diese Haltung ist vor allem bei Wahlberechtigten 
des Mitte-rechts-Lagers verbreitet, zumeist Rent-
ner, Hausfrauen und junge Leute ohne höheren 
Schulabschluss. Sie gehören exakt zum Ziel publi-
kum der Sendungen, in denen Berlusconi im Januar 
und Februar auftrat. Sie sind der Adressatenkreis 
für seine auf den ersten Blick vulgären und trivi-
alen Botschaften, in denen es meist um Familie, 
Erinnerungen an vergangene Zeiten und sogar 
um Sex geht, und die in Wirklichkeit von seinen 
Kommunikationsfachleuten ausgeheckt wurden.

Genialer Kommunikationsstil
Weshalb war diese Art von Marketing und PR-
Aktion landesweit erfolgreich? Die Ant wort hat 
nicht nur mit der Macht des Cavaliere, sondern 
auch mit seiner Person und deren Nach richten-
würdigkeit zu tun (Altheide 2002). 

Ein Beispiel illustriert dies: Eines Morgens 
erhält der diensthabende Redakteur von Uomini 
e camion, einer Nischen sendung für Fernfahrer, 
einen Anruf aus dem Pressebüro von Berlusconi. 
Ihm wird angekündigt, der Ministerpräsident 
stehe kurzfristig für ein Interview zur Verfügung. 
Vollkommen nervös ruft der Journalist seinen Boss 
an, der nach kurzem Abwägen dem zeitraubenden, 
jedoch quotenträchtigen und damit auch einträgli-
chen Radioauftritt des Cavaliere zustimmt. Noch 
am selben Vormittag verbreiten die Presseagenturen 
die Nachricht von Silvios Erklärungen, wobei die 
ungewöhnliche Quelle die eigentliche »Sensation« 
ausmacht. Die Fernsehnachrichten berichten, am 
nächsten Morgen steht es in allen Zeitungen. 

Was hat diese Dynamik mit dem berüchtigten 
Medienmonopol zu tun? Wenig oder gar nichts. Die 

Genialität, wie Silvio Berlusconi Kom muni kation 
betreibt, besteht in seiner Fähig keit, sich selbst zu 
inszenieren und virtuelle Nachrichtenkreisläufe 
in Schwung zu halten – über vereinfachte 
Botschaften, die  mehr mit Klatsch als mit einem 
Regierungs programm zu tun haben, aber das 
Image des Cavaliere dort polieren, wo es wichtig 
ist: an Bord eines Lastwagens, in der Küche einer 
Hausfrau – also treffsicher an Orten, wo in großer 
Zahl unentschlossene Wähler anzutreffen sind. 

Abschließend ist festzuhalten: Zweifellos lies-
sen sich das Beziehungsnetz Berlusconis und die 
beste h enden Interessen verflechtungen in einen 
be   trächtlichen Wettbewerbsvorteil ummünzen, 
ver  gleicht man sie mit den Mitteln, die seinen 
Geg nern zur Verfügung standen. Aber dies genügt 
nicht, um ernsthaft zu behaupten, in Italien beste-
he ein Berichterstattungs-Monopol, und wer sich 
ihm verweigere, werde mundtot gemacht. 

Die italienische Berichterstattung war immer 
sehr poli tisiert, die Fi gur des Cavaliere fällt nicht als 
Anomalie völlig aus dem Rahmen. Sie symbolisiert 
viel eher, wie in Italien politische Kommunikation 
betrieben wird.  �Q
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Kein Mann der    

Wenn Wolfgang Fellner etwas plant, tut 
er das selten leise. Das Begleitgeräusch 
ist Teil des Plans. Der rührige, mittler-

weile 52 Jahre alte Verleger und sein jüngerer 
Bruder Helmuth haben die österreichische Me dien  -
landschaft mit ihren Projekten geprägt und verän-
dert. Je mehr Projekte (bisher waren es Magazine 
und ein Privatradio) sie in die Welt setzten, desto 
lauter wurde dieses Be gleit ge räusch. Nun plant 
Wolfgang Fellner eine Tages zeitung, die dem nächst 
erscheinen soll. Der Termin steht noch nicht fest, 
aber das Geräusch ist schon da. 

Über die genaue Aus richtung des Projekts 
ist wenig zu erfahren. Im zentral beim Wiener 
Nasch markt gelegenen Akademie hof haben die 
Fellners zwei Etagen gemietet und werken mit 
170 Redakteuren und Marketingleuten an ihrem 
Projekt. Das Geräusch sagt: Es wird ein Newsroom 
auf 1.400 Quadratmetern entstehen, in dem erst-
mals in Österreich Internet- und Zeitungsredakteure 
zusammen an einem Projekt arbeiten. Erstmals in 
Österreich ist wichtig, denn der großsprecherische 
Ton macht das Geräusch.

Das Geräusch ist Teil des Fellner-Spiels. Dieses 
Spiel läuft nach gewissen, sich wiederholenden 
Mus  tern ab und endet immer gleich: Mit einem 
rauschen den Erfolg, der schon vor Erscheinen 
der ersten Ausgabe feststeht, mit einem Fanal 
der Behauptungskunst, mit einem Feuerwerk der 
Auf schneiderei. Man könnte sagen, mit Gorilla-
Marketing, das hauptsächlich darin besteht, sich 
auf die Brust zu trommeln. Der Dschungel ant-
wortet mit triumphalem Medienecho. Das wiede-
rum führt zu Starterfolgen, die, sieht man genauer 
hin, auf mit hohen Marketing kosten erkauften 
Reich wei ten triumph en be ru hen; dann wird 

ver  dient. Bald ziehen sich die Fellners aus dem 
Projekt zurück und lassen einen Partner mit ihrer 
Gründung allein, der zusehen kann, wie die heiße 
Luft aus dem Projekt rascher entweicht, als man 
Kaperei sagen kann.

Derweil sind die schlauen Brüder bereits dabei, 
mit neuen Financiers ein neues Projekt zu starten. 
Sie ziehen ihre Schlüsselleute, die noch immer 
beim letzten Projekt mitarbeiten, allen vorheri-
gen Beteuerungen zum Trotz von dort ab und 
machen mit dem neuen Projekt das alte Projekt 
obsolet. Misstrauen wäre allein deshalb all ihren 
Beteuerungen gegenüber angebracht. Als Wolfgang 
Fellner beteuerte, sein Bruder Helmuth habe sich 
aus dem Projekt der Tageszeitung zurückgezogen, 
glaubte das in der interessierten Öffentlichkeit 
naturgemäß kaum mehr jemand. Der Erfolg der bei-
den Brüder beruht auch auf ihrer innerfamiliären 
Arbeitsteilung. Wolfgang, der Redakteur, kümmert 
sich um Redaktionen und generiert öffentlichen 
Wirbel, Helmuth, der Kaufmann, werkt hinter den 
Kulissen an kreativen Finanzierungsmodellen und 
gewagten Anzeigenkooperationen.

Düpierte Spitzenmanager
Man müsste meinen, die deutschsprachige Medien-
branche wäre klein und verfilzt genug, dass sich 
die Praktiken der Brüder mittlerweile herumge-
sprochen hätten. Dennoch beobachtet man immer 
wieder mit Erstaunen, wie die beiden ihr immer-
gleiches Ding abziehen. Nach dem Verkauf des 
Magazins Basta an den Kurier, der Gründung der 
Illustrierten News mit Springer und dem Verkauf 
der Anteilsmehrheit von News an Gruner + Jahr 
(heute halten G+J 56 Prozent, die Mediaprint 
25,3 Prozent und die Fellner Familienstiftungen 

Verleger Wolfgang Fellner kündigt selbstbewusst das innovativste 
Medienprojekt Österreichs an. Ein Blick auf seine Laufbahn zeigt: 
Er wird die Tageszeitung ganz bestimmt nicht neu erfinden. 

VON ARMIN THURNHER
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   leisen Töne
besitzen 18,7 Prozent) geht es nun von vor ne 
los. Verwundert reiben sich G+J-Manager die 
Augen und müssen zusehen, wie die Fellners ihre 
Schlüsselleute von jenem Verlag zu sich holen, den 
sie soeben, wenn nicht ganz verlassen, so doch 
hinter sich gelassen haben. Dabei hatten sie doch 
gesagt, sowas würden sie nie mehr tun, diese 
Schlingel!

Wunderbar, wie die kaltschnäuzigen Spitzen-
manager der Branche düpiert werden. Alle haben 
wider besseres Wissen den Fellners wieder ein-
mal deren Beteuerungen geglaubt. Nie nehmen 
sie wem Anzeigen weg, ihre Märkte schaffen sie 
selbst, und ihr Personal kommt von ganz woan-
ders. Rudi Klausnitzer, Chef der News-Gruppe, 
ein guter Freund der Brüder, war von G+J mit 
der Aufgabe installiert worden, die Gruppe von 
einem familien-(sprich Fellner-)strukturierten 
Betrieb in ein normales Unternehmen zu über-
führen. Was immer genau das heißen mochte, es 
hatte den raschen Abgang der Brüder zur Folge. 
Vielleicht dachte Klausnitzer, die Fellners wür-
den für ihre neue Zeitung Legionäre aus fernen 
Ländern verplichten, aus Afri- oder Ameriko? 
Mittlerweile wurde sein Vertrag vorzeitig been-
det, nachdem er hatte mitansehen müssen, 
wie eine Schlüsselperson nach der anderen die 
News-Gruppe verließ und zum neuen Projekt der 
Fellners wechselte.

Ein noch namenloses Projekt 
Aus Amerika holt Wolfgang Fellner höchstens 
seine Ideen. Gern brüstet er sich damit, beim Time-
Life-Verlag hospitiert zu haben, und jedem seiner 
neuen Projekte geht ein Studienaufenthalt in den 
USA voran. Seine langjährige Spitzenmanagerin 
Cornelia Absenger weilte kürzlich ebenfalls in den 
USA. Allerdings noch auf Kosten von G+J, ehe sie 
zu Fellner wechselte. Die Verbindung von Internet 
und Tageszeitung, in den USA weiter entwickelt 
als in Europa, hat es Wolfgang Fellner (internes 
Kürzel: WoFe) diesmal angeblich angetan.

Wie sein Projekt heißen wird, ist noch nicht 
bekannt. Recherchen der Wiener Stadtzeitung 

Falter zufolge hat Fellner einige Namen auf dem 
Patentamt eintragen lassen, darunter Neues 
Österreich, Today, Oe 24 und 24Stunden. Damit 
konfrontiert, beteuerte Wolfgang Fellner, er lasse 
jede Woche ein Dutzend Namen registrieren. Das 
stellte sich sogleich als geschwindelt heraus; es 
ließen sich keine anderen Registrierungen finden. 
Einige der am Patentamt eingetragenen Titel ließ 
Fellner auch bei der Internet-Registrierstelle nic.at 
registrieren; einen Antrag für eine freiwerden de 
Wiener Radiolizenz hat er ebenfalls gestellt. 

Zumindest der Ankündigung wird man glau-
ben dürfen, dass Fellner dem Internetauftritt sei-
ner Zeitung entscheidende Bedeutung beimisst. 
Ebenso dürfte er, 
der an der nationa-
len Privatradiokette 
Antenne beteiligt 
ist, eine Dreier -
beziehung Zeitung-
Radio-Internet im 
Auge haben. Dass 
das Ganze natür-
lich »Österreichs innovativstes Medien projekt« 
heißt, gehört wieder eher ins Fellner-Ressort 
Großsprecherei, denn es gibt in Österreich, 
was Internet betrifft, den einen oder anderen 
Zeitungsverleger, der Fellner diesbezüglich schon 
einige Jahre zuvorgekommen ist.

Umgekehrt hat sich Gruner+Jahr die Rechte 
an den Titeln Daily News und News Daily sichern 
lassen; inhaltlich dürfte man mit diesen Titeln 
jedenfalls nicht weit neben dem liegen, was 
Fellner vorhat. Er führt zuerst immer Qualität im 
Mund und macht dann – mit meist recht guten 
Journalisten – eine Mischung aus Gefälligkeits- 
und Boulevardjournalismus. 

Der unterschätzte Verleger
Gruner+Jahr schließt nicht aus, selbst mit einer 
Gratiszeitung zu kontern. Mit Recht vermuten 
die Manager dieser Gruppe (auf Klausnitzer folgte 
Oliver Voigt), dass Fellners Bemühungen auf den 
gleichen Markt abzielen, den auch die Produkte 

Das Medienecho führt zu Start-
erfolgen, die auf mit hohen 
Marketingkosten erkauften 
Reichweitentriumphen beruhen.

S. 060-064 Thurnher.indd   61S. 060-064 Thurnher.indd   61 28.03.2006   11:48:12 Uhr28.03.2006   11:48:12 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



62

ÖSTERREICH |  MEDIENMARKT

���Q��2 / 2006

der News-Gruppe bedienen. Und denselben Fehler 
werden die Verleger in Österreich nicht zweimal 
machen, sagen sie, nämlich den, die Fellners zu 
unterschätzen.

Genau das taten die Eigentümer der Kurier-
Gruppe, als Fellner 1992 News auf den Markt 
brachte. Erst als er mit der Gründung von Format 
direkt auf das Magazin profil zielte, merkten sie, 
was gespielt wurde, und auch dann statteten sie 
das bis dahin unangefochten den österreichischen 
Markt beherrschende Nachrichtenmagazin nicht 
mit den erforderlichen Mitteln aus. Sie handelten 
erst, als es beinahe zu spät war. 

Am Ende hatte Fellner sein Ziel erreicht, das 
Nach richten magazin profil entweder zu ruinieren 
oder zu kaufen; es kam zur Fusion des trend-pro-
fil-Verlags mit der Newsgruppe; sämtliche relevan-
ten Magazine Österreichs 
erscheinen nun in dieser 
Gruppe, die von G+J domi-
niert wird. Über profil ist 
nun auch die Mediaprint, 
jenes Oligopol auf dem 
Tageszeitungsmarkt, an 
dem die WAZ-Gruppe 
beteiligt ist, in der News-
Gruppe dabei. Eine domi-
nierende Marktübermacht, 
wie sie in Deutschland 
undenkbar wäre.

Bezeichnend, wie dieses 
Konglomerat in Öster reich 
dennoch zustande kam. 
Als Justiz minister Dieter 
Böhmdorfer, der ehema-
lige Anwalt Jörg Haiders, 
bekannt gab, er werde 
Einwände gegen diesen 
Zusammenschluss erheben, 
den das Kartell ge richt den 
Bedenken aller anderen Ver-
leger zum Trotz genehmigt 
hatte, legte sich vor allem 
einer ins Zeug: Wolfgang 
Fellner. Am Tag vor Ab -
lauf der Frist erschien er 
im  Büro von Susanne 
Riess-Passer, Vizekanzlerin 
und Parteichefin Böhm  -

dorfers. Dessen angekündigte Beschwerde unter -
blieb sodann, und als man Fellner, der von Büro-
mitarbeitern erkannt worden war, öffentlich zu 
seinem Lobbying-Besuch befragte, antwortete 
er, es könne sich nicht um ihn, sondern höchs-
tens um seinen Klon gehandelt haben. Ende der 
Debatte.

Eine verdeckte Gratiszeitung
In Österreich kommt man mit so etwas durch. 
Mächtige Verleger kommen bei der Politik fast 
immer durch; dem Herrn der Kronen Zeitung, 
Hans Dichand, genügte ein einziger Brief an alle 
Parlamentarier, um in ein Arbeitsverfassungsgesetz 
einen Ausnahmepassus für seine Kolporteure ein-
zurücken. Allerdings legt sich Fellner nun mit 
diesem Dichand an. Sein Zeitungsprojekt richtet 
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Der Akademiehof beim Wiener 
Naschmarkt – hinter verschlos-
senen Türen arbei ten hier 170 
Redakteure an dem angeblich 

innovativsten Medienprojekt 
Österreichs.

Rechts: Verleger Wolfgang Fellner 
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sich direkt gegen die Kronen Zeitung, die mit 43 
Prozent Reichweite noch immer relativ reichwei-
tenstärkste Zeitung der Welt. 

Da es sich um eine Art verdeckter Gratis-
zeitung handeln wird, betrachtet auch die U-
Bahn-Gratiszeitung Heute, die von Dichands 
Schwiegertochter Eva herausgegeben wird, das 
Fellner-Blatt als Konkurrenz. Man munkelt, auch bei 
Heute habe Dichand seine Hand im Spiel. Offiziell 
darf er das nicht haben, denn als Partner der WAZ 
kann der alte Herr, da er mit seinem Partner streitet, 
sich das nicht leisten. Mit der WAZ streitet er unter 
anderem, weil die ihm eine Gratis-U-Bahn-Zeitung 
einstellte. Man sieht, der österreichische Markt 
ist kompliziert, vieles gedeiht verdeckt und blüht 
verborgen. Verdeckte Gratiszeitung: Die Fellners 
erkaufen sich die Reichweite ihrer Blätter gern mit 
Zugaben wie Reisegutscheinen, Kleidungsstücken 
oder Elektrogeräten, sodass man ihre Art des 
Verlegertums durchaus als Elektrohandel mit 
angeschlossenem Zeitungsgewerbe bezeichnen 
kann. Der Verkaufspreis dient nur symbolischen 
Zwecken und dazu, den günstigeren Posttarif zu 
bekommen.

Keinen Verlag als Partner gefunden 
Bei seiner Suche nach einem Partner zur Finan-
zie rung seines Projekts blieb Fellner trotz Erklär-
ungen, es sei bereits alles im Laufen, diesmal auf 
sich und fünf Banken angewiesen. Die Suche ging 
nicht ohne Pikanterie ab. Dem Branchenmagazin 
Extradienst erzähl-
te Hans Dichand, 
Wolfgang Fellner 
sei mit Begleitung 
bei ihm gewesen, 
um ihn als Partner 
zu gewinnen. 
Pikant: Sein Be glei-
ter war Christian 
Konrad, der allmächtige Raiffeisen-General, der die 
Kuriergruppe im Gesell schafterausschuss der Media-
print vertritt. Genauer gesagt vertrat, denn wenig 
später wurde bekannt, dass auf Konrad Michael 
Grabner folgt, der Holtzbrinck-Manager, der seine 
Karriere beim Kurier be  gann und mit den Fellners 
intensiv befreundet war.

Dichand lehnte das Ansinnen übrigens ab. 
Fellner fand keinen Verlag als Partner. Bank 
Austria und Raiffeisen finanzieren also neben 
anderen Banken das Projekt. Was ebenfalls 
pikant ist, denn außer der Krone und der liberalen 
Tageszeitung  Standard dürfte hauptsächlich die 
Tageszeitung Kurier unter der neuen Zeitung lei-
den, und der Kurier gehört mehrheitlich Raiffeisen. 
Weitere Pikanterie: Wie erwähnt, ist Fellner-
Bruder Helmuth nicht mit beim neuen Blatt. Sagt 
Wolfgang. Angeblich kümmert er sich nur um die 
Beteiligungen der Fellners (Immobilien, Radios 
etc.). Obwohl die beiden noch  18,7 Prozent an der 
News-Gruppe halten, kann ihnen Gruner+Jahr 
gesellschaftsrechtlich nichts anhaben, da nur 
Wolfgang beim neuen Projekt als Geschäftsführer 
agiert und nur die Wolfgang-Fellner-Stiftung als 
Eigentümer aufscheint.

Vor der ersten Nummer ausverkauft?
Das System Fellner beginnt also mit undurchsichtigen 
Manövern aller Art, bald aber wird es sehr durchsich-
tig. Denn es geht nur um das eine: Lautes Geräusch 
zu machen, um Anzeigen zu bekommen. Im Magazin-
Oligopol der News-Gruppe hatte Fellner ein Instrument, 
mit dem er Anspruch auf ganze Anzeigenpakete erhob. 
Inseriere bei uns, dann brauchst du nirgends sonst 
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Fellner verspricht Qualität und 
liefert am Ende immer nur 
prominenz getriebenes, opportunis-
tisches, akklamatives Zeug. 
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zu inserieren, war die Devise. Man schnürte Pakete, 
verkaufte 20 Seiten zum Preis von 15. 

Die Kombination von Tageszeitung, Internet 
und Radio scheint auf Ähnliches hinzudeu-
ten. Dass Kunden bei Fellners in keiner Weise 
schlecht behandelt werden, ist bekannt. Dass die 
Anzeigenakquise in der Planungsphase die Blatt-
gestaltung mitbestimmt, ebenso. Diesmal locken 
die Fellners plumper denn je: In einem Fragebogen 
wurde die Anzeigenwirtschaft ganz offen aufgefor-
dert zu sagen, was sie sich von der neuen Zeitung 

wünscht. Motto: 
Sie zahlen, Sie 
schaffen an.

Die Reichweite 
garantiert Fellner. 
Es gehört zu sei-
nen Praktiken zu 
behaupten, er sei 
schon vor der ers-

ten Nummer ausverkauft. Während er im öffent-
lich-rechtlichen Fernsehen noch seine leeren Büros 
zeigte (»in zwei Wochen kommen die Möbel, und 
dann beginnen wir, hier Anzeigen zu verkaufen«), 
versicherte er gleichzeitig, der Buchungsstand sei 
sehr erfreulich. Fernsehen ist –  was immer er über 
Online sagt –  ein Schlüssel zu seinem Erfolg.  

Die Fellners, die in üppig geschalteten TV-Spots 
Reich weite generierten, waren Ziel eines Gesetzes, 
das TV-Werbung für Printmedien beschränkte, um 
die Reste von Medienvielfalt zu schützen. Die 
Fellners hatten für ihr Werbevolumen nicht nur bar 
bezahlt, sondern auch in ihrer Berichterstattung in 
der Programmillustrierten TV-Media ordentlich gute 
Stimmung für ORF -Manager und -Stars gemacht; 
damit das so blieb, spielten ORF-Generaldirektoren 
mit. Nach den nächsten Wahlen, falls die SPÖ ans 
Ruder kommt, wird das Gesetz zugunsten Fellners 
geändert. Der ORF eilt voraus, die Wiederwahl der 
Generaldirektorin steht an. Der jüngste Bericht 
über das Fellner-Projekt im Polit-Magazin report 
war von einer kaum für möglich gehaltenen 
Kritiklosigkeit. Fellner-Berater Peter Lammerhuber, 
Geschäftsführer der Mediaagentur Mediacom, 
sagte dort, die Fellners würden gewiss »in den 
Vorstandsetagen druckvoll verkaufen«.

Das ist schön formuliert, und viele werden 
der Kombination aus Lockung, Druck und Lärm 
nicht widerstehen wollen, egal, wie sie aussieht. 

Wenn Fellner nicht mit seiner Art klonartigen 
Lobbyings beschäftigt ist oder druckvoll in den 
Vorstandsetagen Anzeigen verkauft, sondern 
Journalismus macht, »toppt er«, wie er sich aus-
drückt, gern die Geschichten anderer Magazine. 

Als der populäre TV-Moderator Robert Hochner 
dem Autor dieser Zeilen vor seinem frühen Krebs-
tod ein letztes Interview gab, und zwar mit dem 
Hinweis, in News wolle er es keinesfalls sehen, 
denn dort habe er keine Ge wiss heit, dass drin-
stehe, was er gesagt habe, kon nte Fellner dies 
nicht ertragen. Zuerst versuchte News, das 
Interview zu kaufen. Als das scheiterte, druckte 
er eine Geschichte, zusammengestop pelt aus E-
Mails, deren Ver öf fent  li chung Hochner ausdrück-
lich untersagt hatte, knallte sie unter dem Titel 
»Hochners Vermächtnis« aufs Cover und bewarb 
sie wie wild im Fernsehen.

Erste Ausgabe erscheint im Herbst 
Der Fellnerismus ist also ein üble Mischung aus 
Geschäftemacherei und druckvollem Agieren 
aller Arten, teils lärmend, teils eher geräuschlos; 
dass Fellner gute Journalisten engagiert und selbst 
eine journalistische »Pranke« und ein Gespür für 
Geschichten hat, macht die Sache nicht besser. Er 
verspricht Qualität im Wissen, dass die in Öster-
reich fehlt, und liefert am Ende immer nur promi-
nenzgetriebenes, opportunistisches, akklamatives 
Zeug. Dennoch wird er am Beginn den Markt 
auf mischen, was in Österreichs hochkonzentrier-
ter Medienlandschaft nur ein Segen sein kann; 
andererseits hat er das am Anfang stets getan, um 
am Ende (siehe News-Gruppe) die Konzentration 
nur noch einmal zu steigern. Sein Besuch bei der 
Krone war diesbezüglich kein gutes Vorzeichen. 

Bereits zur Fußball-WM sollen täglich Vorab-
aus gaben erscheinen – als Gratiszeitung. Im 
Herbst soll das Fellner-Blatt dann auf den Markt 
kommen, rechtzeitig zu den Nationalratswahlen 
und deren politischem Inseratengeschäft. Fellner-
Produkte erscheinen gern vor Wahlen. Als 1984 
das Fellner-Magazin Basta herauskam, hatte ein 
Wahlkampfmanager der SPÖ das Pech, seine  
Aktentasche zu vergessen. Darin befanden sich 
Unterlagen, aus denen hervorging, dass die Partei 
ein Jugendmagazin finanzierte, womit nur Basta 
gemeint sein konnte. Der Name des SPÖ-Managers 
war übrigens Hans Mahr.  �Q

Der Fellnerismus ist also eine üble 
Mischung aus Geschäftemacherei 

und druckvollem Agieren aller Arten, 
teils lärmend, teils geräuschlos.

Armin Thurnher 
ist Chefredakteur 

der Wiener 
Stadtzeitung 

Falter.
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Machen Sie sich fit für die Anforderungen kommender Jahre. Studieren Sie  
berufsbegleitend einen der beiden Zukunftsberufe:

•  Web Content Management:  Hier lernen Sie, wie man die Inhalte gestaltet, 
 die morgen im Internet stehen werden.

•  Technologies of Multimedia Production:  Hier lernen Sie, wie die 
 klassischen mit den neuen Medien vernetzt werden.

Für diese Studiengänge haben wir das Know-how dreier Hochschulen 
zusammengebunden. Renommierte Professoren, ausgewiesene Experten und 
erfahrene Medienpraktiker sind Ihre Dozenten. Projekte und Praktika gewährleisten 
ein praxisnahes, wissenschaftlich basiertes Studium. Und ein Berufsprofil, das mit 
dem Medientrend voll übereinstimmt. 

Jeder der Studiengänge dauert vier Semester. Der Präsenzunterricht findet an 
Wochenenden in Leipzig statt, kombiniert mit E-Learning-Einheiten. Das Studium 
schließt mit dem international anerkannten Master of Science ab.

Neugierig? Weitere Informationen finden Sie auf unserer Website: 

www.mml-leipzig.de

MML Masterprogramm Medien Leipzig 
Magazingasse 4      
04109 Leipzig   
Telefon: +49 (0)3 41 99 38 318

 
Das MML ist ein Gemeinschaftswerk der Universität Leipzig der Hochschule für Technik, Wirtschaft 
und Kultur Leipzig (FH) sowie der Medienstiftung der Sparkasse Leipzig. Das Programm wird 
gefördert vom Sächsischen Ministerium für Wissenschaft und Kultur (SMWK).

Die Zukunft der Medien
hat schon begonnen.
Mit dem Masterprogramm Medien in Leipzig

ANZEIGE
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Das Stigma des    

A
ls  die »Bravo der 60- bis 80-Jährigen« 
bespöttelte sie Harald Schmidt, das 
Medienressort der Berliner Zeitung fand 
sie »unsexy« (24.6.2004). Hört man sich 

unter Wissenschaftsredakteuren um, bekommt 
man Antworten wie »Wir lesen das Blatt nicht« 
(Zeit) oder »Nie in der Hand gehabt« (Spiegel). 
Dann gibt es andere, die finden sie »gut und 
sorgfältig gemacht« (Lilo Berg von der Berliner 
Zeitung) oder »seriös, unterhaltsam und für ein 
breites Publikum informativ« (Wolfgang Merkel 
von der Welt). Patrick Illinger, Wissenschaftschef 
der Süddeutschen Zeitung, meint sogar: 
»Die Apotheken Umschau ist ein Phänomen. 
Brauchbare und inhaltsstarke Information, soweit 
wir das beurteilen können, und unabhängig trotz 
dieser Vertriebsart.«

Ja, die Vertriebsart: Sie macht das Heft verdäch-
tig. Denn wenn man ein Rezept vom Hausarzt 

einlöst, fragt der 
Apotheker in der 
Regel, ob man zum 
Medikament noch 
eine Umschau 
haben möchte, 
natürlich kosten-
los. Da lehnt man 

reflexartig ab. Anders als die ältere Dame vorher, 
die sogar selbst um die neue Ausgabe gebeten 
hat – und die damit in guter und sehr großer 
Gesellschaft ist, denn die Apotheken Umschau 
(AU) ist Deutschlands meistgelesene Zeitschrift 
(siehe Kasten S. 69).

Greift man als kritischer Zeitgenosse doch ein-
mal zu, ist man überrascht: Die Titelgeschichte 
vom 15. März – sie handelt von Brustkrebs – 

zum Beispiel ist eine elfseitige Strecke in bestem 
Nachrichtenmagazin-Stil: Zahlen und Fakten über 
neue Therapien, widerstreitende Wissenschaftler-
Meinungen, Ergebnisse einer selbst in Auftrag gege-
benen Umfrage, Erfahrungsberichte von betroffe-
nen Frauen, Rat- und Hilfe-Adressen, hochwertige 
Fotos und aufwändige Infografiken. Außerdem ein 
Beitrag über Schlaflosigkeit unter Schichtarbeitern, 
ein Experteninterview über Todesfälle in Folge von 
Schmerzpflaster-Anwendungen, eine Reportage 
über eine bayerische Familie, die ihr Brot noch selbst 
bäckt. Keine Anpreisung von Medikamenten oder 
Pharmafirmen, kein Durchkabeln von Apotheker-
verbandsinteressen. Wie passt das zusammen?

Skulpturen und Gemälde
Ortstermin in Baierbrunn, einer 2.800-Einwohner-
Gemeinde im Speckgürtel von München. 
Gegenüber der Dorfkirche steht ein vierstö-
ckiger Neubau, weiß wie ein Apothekerkittel: 
das Gebäude des Wort & Bild-Verlags. Vor dem 
Eingang eine schwer deutbare, stählerne Plastik 
des Star-Bildhauers Eduardo Chillida, der auch das 
Bundeskanzleramt mit einer Skulptur versorgte und 
zu Lebzeiten mit Verlagschef Rolf Becker befreun-
det war. AU-Gründer Becker, heute 85-jährig, 
gilt wiederum als Kunst-Mäzen, hat eine Stiftung 
und sponsert auch Vereinsaktivitäten im kleinen 
Baierbrunn. In den Fluren des Verlagsgebäudes 
setzt sich die Kunstausstellung fort: Abstrakte 
Gemälde und Grafiken begegnen dem Besucher 
auf Schritt und Tritt. 

In dieser Atmosphäre entsteht die AU, außer-
dem der Senioren Ratgeber, der Diabetiker 
Ratgeber, Baby & Familie und das Kinderheft 
Medizini. Den redaktionellen Hut für alle diese 

Die Apotheken Umschau ist Deutschlands meistgelesene 
Zeitschrift. Die Leser bekommen sie gratis. Trotzdem ist sie kein 
PR-Blatt, sondern bietet ernstzunehmenden Ratgeberjournalismus.

VON UWE KRÜGER

»Ein Phänomen«, meint Patrick 
Illinger von der SZ, »inhaltsstarke 

Information und unabhängig 
trotz dieser Vertriebsart.«
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   Kundenmagazins
Titel hat Günter Haaf auf, ein groß gewachsener, 
durchaus gewichtiger Mann in dunkelblauem 
Anzug von zeitloser Modernität, mit wachen 
Augen und ergrautem Vollbart. Haaf ist 59 Jahre 
alt und gestandener Wissenschaftsjournalist, war 
Redakteur beim Stern und Praktikant bei Science 
in Washington, dann fast zehn Jahre verantwort-
licher Wissenschaftsredakteur der Zeit. 1986 hat 
Haaf GEO Wissen gegründet. 1998 kam er zum 
Wort & Bild Verlag. Ein beträchtlicher Teil der 
Arbeitszeit des Redaktionsdirektors geht für den 
Kampf gegen das schlechte Image der AU drauf, sei 
es auf Fachkonferenzen wie der »WissensWerte« 
in Bremen, in Artikeln für die Mitgliederzeitschrift 
der »Wissenschafts-Pressekonferenz« oder jetzt im 
Gespräch mit Message.

»Wir haben hier eine Wahrnehmungsproblema-
tik«, sagt er mit fester Stimme wie einer, der weiß, 
dass er am Ende gewinnen wird. »In den Köpfen 
von Journalisten und Wissenschaftlern besteht eine 
große Kluft zwischen Standardjournalismus und 
dem Journalismus in Kundenzeitschriften. Aber 
diese Kluft beginnt sich zu schließen: Medien wie 
Stern und Zeit entdecken Nutzwert und Service, 
und wir nähern uns den journalistischen Standards 
der Kaufzeitschriften.« 

Qualitätsoffensive in den 90ern
Haaf spricht von einer »Quali täts offensive«, mit 
der er vor einigen Jahren be gon nen habe: »1998 
hatten wir einen Relaunch des Layouts, und 
auch die Redaktion wurde ausgebaut. Es kamen
mehr Redakteure mit guter journalistischer Ausbil-
dung, die in den meisten Fällen zudem Biologie, Medi-
zin oder Pharmazie studiert haben.« Das ist tatsäch-
lich ein Novum im Segment der Apotheken-Kunden-
zeitschriften, in dem sich über ein Dutzend Blätter 
wie die Neue Apotheken Illustrierte, Apotheken 
Kurier oder Ratgeber aus Ihrer Apotheke tummeln; 
meistens schreiben dort tatsächlich Apotheker. Bei 
der AU füllen 20 Textredakteure und ein Dutzend 
freier Mitarbeiter alle zwei Wochen ein über 
100 Seiten starkes Heft, vier Layouter gestalten 
Bildstrecken und Infografiken.

Stolz schwingt in seiner Stimme mit, wenn Haaf 
über die redaktionellen Standards im Haus spricht: 
Alle Texte und Illustrationen würden zur Kontrolle 
eine fachwissenschaftliche Redaktion durchlau-
fen; es würden keine Markennamen genannt, 
sondern nur Wirkstoffe (Aspirin heißt in der AU 
Acetylsalicylsäure oder kurz ASS); Recherchereisen 
bezahle der Verlag. Die Redakteure seien mit allen 
wichtigen Wissenschaftspublikationen versorgt, 
von Nature und Science bis zum Journal of the 
American Medical Association. Der Etat der 
Redaktion sei hoch – dies alles dank dem Verleger, 
der die Gewinne nicht einstecke, sondern in die 
journalistische Qualität investiere. 

Über die Zustände damals, vor seiner 
Qualitätsoffensive, redet Haaf weniger gern. Da 
verweist er nur auf die allererste Umschau von 
1956, 16 Seiten dünn, schwarzweiß, belehrend, 
prall mit Fachsprache.

Hohe Priorität hat für Haaf die strikte Trennung 
von Anzeigen und Redaktion. Die Lek-tü re 
des redaktionel-
len Teils bestätigt
dies. Doch im Anzei-
genteil steckt ein Pro-
blem, denn so man-
che Arznei mittel-
werbung imitiert das
Redaktions layout und
trägt nur verschämt-
unauffällig das gesetz-
lich vorgeschriebene 
Wörtchen »Anzeige«. 
»Hoch ärgerlich«, fin-
det Peter Kanzler so 
et was. Kanzler, 47, 
ist einer der beiden 
Chefredakteure der 
AU und hat vorher 
bei der Süddeutschen 
Zeitung und der 
Wirtschaftswoche 
gearbeitet; zuletzt 
war er Chefredakteur 

Titelgeschichten auf 
Nachrichtenmagazin-Niveau: 
Die Apotheken Umschau im 
50. Jahr ihres Erscheinens.
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des Reisemagazins Globo. Er 
sagt: »Wir von der Redaktion 
fühlen uns da auch veräppelt, 
wenn die Anzeigenagenturen 
unser Layout nachahmen. 
Wenn wir meinen, dass es 
zu weit geht, dann wehren 
wir uns auch, da kann ich 
ganz eklig werden.« Dass die 
Agenturen allerdings weit 
gehen, sei »legitim«. 

Sein Kollege in der 
Doppelspitze, Hans Halt-
meier, pflichtet ihm bei, 
dass redaktionell gestalte-
te Anzeigen ein Problem 
seien: »Vor allem, wenn 
man an unsere Leserschaft 
denkt. Viele haben wenig 
Medienkompetenz und 
können Redaktionelles und 
Anzeigen oft schlecht aus-
einander halten, sondern 
merken sich nur: Das stand 
in der Apotheken Umschau.« 
Der 46-Jährige ist promovier-
ter Biologe und ehemaliger 
Focus-Redakteur. Auch in 
seinem Büro hat der kunst-
begeisterte Verleger seine 
Spuren hinterlassen: Ein 
tiefblaues Gemälde zeigt 
ein Stück amerikanischen 
Pazifikstrands mit Lifeguard-
Stützpunkt.   

Zu kämpfen hat die 
Umschau mit dem Vorwurf, 
die Zeitschrift berichte 
nicht kritisch genug über 
die Pharmaindustrie und 
Arzneimittelskandale. »Die 
AU ist eine wissenschafts-
journalistisch gut gemachte 
Zeitschrift, aber sie kann nicht 
ganz unabhängig berichten«, 
kritisiert zum Beispiel Prof. 
Winfried Göpfert vom Institut 
für Publizistik der Freien 
Universität Berlin, »denn 

die Zeitschrift wird zu einem guten Teil von den 
Apotheken finanziert und sie hat fast ausschließ-
lich Anzeigenkunden, die aus einem Geschäftsfeld 
kommen, über das die AU berichtet.« 

Dem hält Chefredakteur Kanzler entge-
gen: »Klar, wir sind nicht die Speerspitze der 
Medikamentenkritik. Aber wir gehen manchmal 
erstaunlich weit und scheuen auch die Diskussion 
mit Anzeigenkunden nicht, selbst wenn diese 
mit Anzeigenstornos drohen.« Auch der Vioxx-
Skandal sei im Blatt nicht verschwiegen worden.  
Aber schon aus Aktualitätsgründen könne man bei 
der Berichterstattung nicht vorn mitspielen, die 
Vorlaufzeit betrage sechs Wochen.

Die Kritik trifft wohl auch deshalb nicht ins 
Schwarze, weil die AU ein Ratgebermagazin ist, 
das aufklären will, wie man gesund bleibt und 
was man gegen Krankheiten tun kann. Politik 
kommt nur am Rand vor, etwa wenn Aspekte der 
Gesundheitsreform erklärt werden oder eine unge-
wöhnliche Titelgeschichte den Klimawandel oder 
die Bevölkerungsentwicklung behandelt. 

Kein Organ eines Apothekerverbandes
Und die Apotheken als Thema? Hans Haltmeier 
stellt klar, dass die AU kein Organ eines 
Apothekerverbandes ist. Die Bundesvereinigung 
Deutscher Apothekerverbände hat ihr eige-
nes Magazin, die viel auflagenschwächere 
Neue Apotheken Illustrierte. »Wir haben als 
Mitherausgeber lediglich die Bundesvereinigung 
für Gesundheit.« Das ist ein Bonner Verein, der 
sich der Gesundheitsvorsorge verschrieben hat 
und dem über hundert Verbände, Ärztekammern 
und Behörden angehören, darunter auch besagte 
Apothekervereinigung. »Im Tagesgeschäft spielt 
dieser Mitherausgeber keine Rolle, wir treffen 
keine inhaltlichen Absprachen.«

Im Fall der Internet-Apotheken steht das Heft 
natürlich auf der Seite der »richtigen« Apotheken 
– von denen lebt man schließlich – und warnt vor 
unsicheren Arzneien aus dem Web. Wobei Kanzler 
eingesteht, dass es da schon erboste Anrufe von 
Apothekern gegeben habe: »Manche haben ihren 
eigenen Arzneiversand im Internet eröffnet und 
sind gar nicht an einem grundsätzlichen Misstrauen 
interessiert.«

Nur einmal handelte sich die AU den Vorwurf 
der einseitigen Berichterstattung ein. Ein Artikel 

Von GEO Wissen zur Apotheken 
Umschau kam Günter Haaf (oben), 

heute Redaktionsdirektor des 
Wort & Bild Verlags in Baierbrunn. 

Die beiden Chefredakteure 
Peter Kanzler (Mitte) und Hans 

Haltmeier waren vorher bei 
Blättern wie Wirtschaftswoche 

und Focus. 
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vom 1. Februar 2005 gab »Entwarnung in 
Sachen Amalgam«: Der Zahnersatz-Forscher 
Stefan Halbach hatte darin verkündet, dass 
Amalgamfüllungen trotz ihres Quecksilbergehalts 
nicht krank machen, dass aber im Gegenteil das 
Austauschen der Füllungen gesunde Zahnsubstanz 
koste – Gegenstimmen gab es in dem Artikel 
keine. Dabei sind Halbach und seine Amalgam-
Ergebnisse durchaus umstritten. 

Streit um Amalgam-Entwarnung
»Dass Amalgam ungefährlich wäre, ist völliger 
Unsinn“, sagt zum Beispiel der Kölner Professor 
Werner Becker, Präsident des Bundesverbands 
der naturheilkundlich tätigen Zahnärzte in 
Deutschland (BNZ), der an der Unabhängigkeit von 
Halbachs Forschungen zweifelt und ihnen Nähe 
zur Amalgam-Industrie unterstellt. Ins gleiche 
Horn stößt Dr. Wolfgang Koch, Vizevorsitzender 
der Internationalen Gesellschaft für ganzheitliche 
Zahn-Medizin (GZM): »Seit Jahren verbreitet Prof. 
Dr. Halbach Statements, über die internationale 
Wissenschaftler nur den Kopf schütteln.« Eine 
»Patienteninitiative Amalgamgeschädigter« in 
Essen protestierte gegen den AU-Bericht, und in 
einem Internetforum hieß es, »dass ja hauptsäch-
lich die Apotheken und die Pharmaindustrie an 
den Amalgam-Kranken verdienen«. Was war los? 

Chefredakteur Peter Kanzler rechtfertigt 
sich: »Bei manchen Gesundheitsthemen wie 
Amalgam, Stillen, Impfen oder Vitamine werden 
Glaubenskriege geführt. Die Fronten sind zuwei-
len derart verhärtet, dass die jeweiligen Parteien 
nicht miteinander reden und auch nicht im sel-

ben Beitrag wie der Gegner auftauchen wollen. 
In solchen Fällen versuchen wir, mit Pro- und 
Kontra-Beiträgen den Lesern Hilfe bei der eige-
nen Meinungsbildung zu geben.« Der Amalgam-
Artikel, bei dem dies aber nicht geschehen war, 
»entsprach dem Standpunkt unseres Hauses«. 

Wer über den Standpunkt entscheide? »Die 
Redaktion und unsere fachwissenschaftliche 
Abteilung – nach 
Studienlage.« Dass 
die AU bestimm-
te Interessen ver-
trete, sei »ein 
Gene ral  verdacht, 
mit dem wir leben 
müssen. Aber dass 
Leute meinen, wir 
würden etwas Gesund heits schäd liches empfehlen, 
damit die Apotheken dann an den Gegenmitteln 
verdienen, das ist doch ein hanebüchener 
Gedanke.« Peter Kanzler ist empört, seine Stimme 
hat sich gehoben. »Da kann ich auch emotional 
werden«, entschuldigt er sich sogleich lächelnd. 

Nun ist er wieder so ruhig wie der journalisti-
sche Stil seiner Zeitschrift. Diese Unaufgeregtheit 
ist eine der Hauptzutaten des Rezeptes, mit dem 
die Chefredakteure ihr Heft herstellen. »Wir sind 
nicht darauf angewiesen, uns mit reißerischen 
Geschichten am Kiosk zu verkaufen«, sagt Hans 
Haltmeier. »Wir müssen nicht titeln: ‚So besiegen 
Sie den Kopfschmerz’, wir schreiben ‚Die besten 
Strategien gegen Kopfschmerzen’. Und wir mei-
den nicht wie andere Gesundheitstitel das Wort 
‚Krankheit’, nur weil es nicht sexy ist. Wir können 
eine Krankheit beim Namen nennen.« 

Verkaufen muss sich die AU allerdings trotz-
dem. Die Apothekenkunden sind zwar von 
der Zuzahlung befreit, nicht aber die Apotheker: 
Sie müssen die Hefte abonnieren und zwischen 
27 und 45 Cent pro Stück bezahlen (je nach 
Menge und Ausstattung mit Supplements), bevor 
sie sie ver  schenken. Neben den Anzeigen sind es 
diese Abonnements, von denen die AU lebt; und 
im Grunde ist damit der Unterschied zu einer 
normalen Kaufzeitschrift gar nicht so groß. Trotz 
allem: »Wir werden als Kundenmagazin in die PR-
Schublade gesteckt«, sagt Hans Haltmeier, »und 
wir werden noch viele gute Hefte machen müs-
sen, um da herauszukommen.« �Q

Dass die Apotheken Umschau 
bestimmte Interessen vertrete, 
sei »ein Generalverdacht, mit 
dem wir leben müssen«.

Uwe Krüger ist 
freier Journalist in 
Leipzig.

APOTHEKEN UMSCHAU
Gegründet 1956 von Verleger Rolf Becker.
Erscheinungsweise: zum 1. und 15. jeden Monats.
Zielgruppe: Apothekenkunden, besonders ab 40 Jahre.
Auflage: 4,1 Mio. verkaufter Exemplare (IVW 4/2005).
Reichweite: 17,7 Mio. Leser ab 14 Jahren (AWA 2005).
(Zum Vergleich: ADAC Motorwelt hat eine Auflage von 
13,8 Mio. Exemplaren und erreicht 15,7 Mio. Leser.)
85 Prozent der 21.500 öffentlichen Apotheken in 
Deutschland haben die AU abonniert und bieten sie ihren 
Kunden an (Angabe des Verlags).
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Der Lemminge-   

W
ie mächtig Leitmedien tatsächlich 
sind, hat die Berichterstattung über 
Hartz IV gezeigt: Zunächst machten 
die Leitmedien ein Heer von »Hartz 

IV- Opfern« aus, bevor sie vor der Armee der 
»Hartz IV-Schmarotzer« warnten. Und so standen 
Journalisten, die nicht bei einem Leitmedium arbei-
ten, im Herbst 2005 vor einer Bewährungsprobe. 
Man fragt sich: Ist eine Berichterstattung gegen die 
Meinungsphalanx von Bild bis Spiegel möglich? 

Ende des Sozialstaats
Anfang 2005. Die letzte der nach dem ehemaligen 
VW-Arbeitsdirektor und Personalvorstand Peter 
Hartz benannten Sozialreformen ist gerade in 
Kraft getreten. Im Februar verliert Schröders SPD 
die Landtagswahlen in Schleswig-Holstein, Heide 
Simonis im März die Wahl zur Ministerpräsidentin. 
Im Mai watschen die Wähler die SPD auch in 
ihrem einstigen Stammland NRW ab. 

Zu diesem Zeitpunkt werden Arbeitslosengeld 
II (ALG II)-Empfänger in den Medien überwie-
gend als »Hartz IV-Opfer« bezeichnet. Diesmal hat 
eine Regionalzeitung die Vorreiterrolle: Bereits im 
August 2004 berichtete die Journalistin Barbara 
Hardinghaus im Hamburger Abendblatt über ihren 
Selbstversuch, einen Monat mit Arbeitslosgengeld 
II auszukommen. Ein halbes Jahr später laufen 
Berichte, Kommentare und Reportagen zumeist 
unter Überschriften wie »Leben mit Hartz IV« 
oder »Was Hartz IV bewirken kann« (etwa MDR-
Doku 15.2.2005, WDR5 Morgenecho 4.4.05). 

Offenbar gilt die vierte Stufe der Sozialrechtsre-
form nach weit verbreiteter Journalistenmeinung 
als Abgesang auf den Sozialstaat. Und weil 
Sprache, erst recht veröffentlichte Sprache das 

Denken bestimmt, muss auch ein zunehmend 
mediengläubiges Publikum das so verstehen. 
Positive Aspekte der Arbeitsmarktreform werden 
nur selten besprochen. 

Doch unabhängig davon, wo man sich selbst poli-
tisch verortet, es hat dafür durchaus Ansatzpunkte 
gegeben. Das »Vierte Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt«, wie Hartz IV 
in epischer Breite heißt, fördert immerhin erstmals 
zutage, welches Ausmaß die Erwerbslosigkeit in 
Deutschland angenommen hat. 

Zudem gibt es Auswirkungen der Sozialreform, 
die man sogar als eine Verbesserung von 
Lebenssituationen bezeichnen kann. Hartz 
IV ermöglicht Menschen, die – selbstver-
schuldet oder nicht – aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung ausgeschieden sind, den 
Weg zurück in die Solidargemeinschaft der gesetz-
lich Krankenversicherten. Für Menschen, die bei 
Sozialämtern in Sachen ihrer eigenen Gesundheit 
bislang als Bittsteller auftreten mussten, ist eine 
gesetzliche Krankenversicherung eine nicht hoch 
genug einzuschätzende (Teil-)Wiederherstellung 
ihrer Menschenwürde. 

Doch von alledem ist im ersten Halbjahr 2005 
und weit darüber hinaus nur wenig zu hören. 

 
Zersetzung des Sozialstaats von innen
Am 17. Oktober 2005 titelt die Bild-Zeitung: »Die 
üblen Tricks der Hartz IV- Schmarotzer! ... und wir 
müssen zahlen«. 24. Oktober 2005: Der Spiegel 
erscheint mit dem Aufmacher »Das Spiel mit den 
Armen. Wie der Sozialstaat zur Selbstbedienung 
einlädt«. 

Auch das Fernsehen mit seiner suggestiven 
Kraft der Bilder ist mit von der Partie. Auf allen 

Wie aus »Opfern« plötzlich »Schmarotzer« wurden: Der journalis-
tische Umgang mit Hartz IV ist ein selten anschauliches Beispiel 
für besinnungslose Folgsamkeit gegenüber den Leitmedien. 

VON THOMAS G. BECKER
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   Effekt
Kanälen machen »Hartz IV«-Kontrolleure erfolg-
reich Jagd auf Sozialleistungsbetrüger (Sat1 Akte 
06, 20.10.2005). 

30. Oktober 2005: Der ARD Polittalk Sabine 
Christiansen gibt seine Vorstellung zum Thema. 
Titel der Sendung: »‚Melkkuh’ Sozialstaat 
– sind wir ein Volk von Abzockern?« Eine gela-
dene Journalistin beschreibt Fallbeispiele von 
Leistungsempfängern und nennt deren Verhalten 
»sozialmissbräuchlich«. Sie tut dies ohne Gefahr 
einer Unterbrechung. Die in dieser Runde weit-
gehend isolierte stellvertretende DGB-Vorsitzende 
Ursula Engelen-Kefer will gerade den durchaus 
berechtigten Einwand anbringen, dass man gegen 
Beispiele immer auch Gegenbeispiele anführen 
könne. Sie wird von der Moderatorin brüsk unter-
brochen. 

21. November 2005:  RTL aktuell legt noch 
einmal nach: Mit verdeckter Kamera berichtet der 
Kölner Privatsender über Beratungsstellen, die 
ALG II-Empfänger zu Leistungsmissbrauch anstif-
ten. Die Sau namens »Schmarotzer« wird durchs 
mediale Dorf gejagt. Welch seltsames Spiel! 
Binnen weniger Tage im Herbst 2005 wurde aus 
bedauernswerten »Hartz IV-Opfern« verabscheu-
ungswürdige »Hartz IV-Abzocker«. 

Welche Wirkung diese weitgehend einheit-
liche, medien-, verlags- und redaktionsüber-
greifende Berichterstattung hatte, zeigte sich 
zum Beispiel in Höxter. Dort verzichtete eine 
Bürgerinitiative vorerst auf ihre wöchentlichen 
Montagsdemonstrationen gegen Hartz IV. In der 
Woche nach Erscheinen der bereits erwähnten 
Spiegel-Ausgabe wurden die Demontranten von 
Passanten angepöbelt. »Statt zu demonstrieren, 
sollten Sie sich lieber Arbeit suchen!« Spiegel-
Leser wissen eben mehr. 

Große Einigkeit
Das Debütantenjahr von Hartz IV in den Medien 
bot die Gelegenheit, ein gefährliches Phänomen 
zu beobachten: Leitmediengefolgschaft. Nicht 
Einschaltquote oder Auflage alleine machen ein 
Leitmedium aus. Entscheidend ist, ob es auch und 

gerade von Journalisten rezipiert wird. Regional- 
und Lokalmedien greifen die von den Leitmedien 
zum Thema erhobenen Vorgänge nach kürzester 
Zeit auf und schließen sich den vorgegebenen 
Tendenzen an. Dieses Phänomen ließ sich bei 
der Hartz IV-Berichterstattung gerade deswe-
gen so gut beobachten, weil sich erstens die 
Leitmedien von Anfang an bei der Tendenz ihrer 
Berichterstattung einig waren und weil sich zwei-
tens diese Tendenz im heißen Medienherbst 2005 
in so kurzer Zeit und in so eklatanter Weise in ihr 
Gegenteil wandelte.

Der »erste Anschein«
Warum aber übernehmen ansonsten meinungs-
freudige Journalisten Themen und Wertungen, 
die ihnen von Leitmedien vorgeben werden? Was 
steckt dahinter? Ein Journalist, der nicht für ein 
Leitmedium arbeitet, muss sich bei der Erstellung 
seines journalis-
tischen Werks 
gleichwohl mit 
den Leitmedien 
auseinanderset-
zen. An diesem 
Punkt ähnelt 
die Arbeit des 
Journalisten der 
eines Rechtsanwaltes. Um beim Publikum – und 
zuvor beim abnehmenden Redakteur – glaub-
haft zu sein, müssen Journalisten für ihre 
Behauptungen »Beweis führen«. Untechnisch 
gesprochen gilt dies umso mehr, desto stärker 
der »erste Anschein« gegen diese Behauptungen 
spricht. Den »ersten Anschein« in der öffent-
lichen Wahrnehmung setzen aufgrund ihrer 
Reichweite und ihrer Meinungsmacht bei 
Medienkonsumenten die Leitmedien. Im Ergebnis 
bedeutet dies, dass Journalisten von Leitmedien 
bei der Veröffentlichung »ihrer« Wahrnehmung 
und Meinung wesentlich freier sind als die 
Kollegen bei Nichtleitmedien. 

Warum anfangs lieber das Bild von den »Hartz 
IV-Opfern« gezeichnet wurde, ist noch einfach zu 

Auch das Fernsehen ist mit von der 
Partie: Auf allen Kanälen machen 
Hartz IV-Kontrolleure Jagd auf 
Sozialleistungsbetrüger. 
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erklären. Es hatte sich in den Redaktionen herum-
gesprochen, dass Hartz IV nicht nur den Rand der 
Gesellschaft trifft, sondern auch Bürger, die noch 
vor einiger Zeit gut verdienend in Lohn und Brot 
standen – und damit auch das eigene Publikum. Die 
Medienkrise hatte gezeigt, dass auch Journalisten 
nicht vor Arbeitslosigkeit gefeit sind, was einer 
gewissen Empathie für Hartz IV-Empfänger eben-
falls zuträglich gewesen sein mag.

Miese Tricks
Entscheidend aber dürfte gewesen sein, dass Hartz 
IV wegen des emotionalen Potenzials, das in jeder 
Sozialreform steckt, über alle Gesinnungsfronten 
in den Medien hinweg, ob konservativ oder links-
liberal, als der ideale Angriffspunkt galt, um die 

damalige rot-grüne 
Bundesregierung 
zu treffen. 

Warum im Ok-
tober 2005 »Hartz 
IV-Opfer« über 
Nacht in »Hartz 
IV-Schmarotzer« 

umetikettiert wurden, ist schwerer zu erklären. 
Fest steht, dass die alte Bundesregierung mit der 
Berichterstattung über »Hartz IV-Opfer« nicht 
mehr zu treffen war. Mit dem Titel »Die miesen 
Tricks der Hartz IV-Betrüger« schwenkte die Bild-
Zeitung am 17. Oktober 2005 umstandslos auf 
ihre bewährte Linie ein, Sozialneid gegen Transfer- 
leistungsbezieher zu schüren (Stichwort »Florida-
Rolf«). Doch kann man dem gesamten deutschen 
Journalismus unterstellen, er habe Rot-Grün weg-
schreiben oder gar den inneren Schweinehund á 
la Bild-Zeitung päppeln wollen? Wohl kaum. 

Es war die gefährliche Seite von Leitmedien-
gefolgschaft, die sich im Herbst 2005 zeigte. 
Obwohl die Bild-Zeitung, der Spiegel und die 
Journalistin bei Christiansen letztlich nur über 
einzelne und zudem längst aus den alten Systemen 
bekannte Beispiele von Sozialmissbrauch berichte-
ten, war für jedes weitere journalistische Wirken 
der »erste Anschein« gesetzt: ALG II-Empfänger 
betreiben Sozialmissbrauch im großen Stil! 

Welcher Autor wollte über sie jetzt noch 
ein emotionales Rührstück machen? Welcher 
Redakteur wollte es gegen die Berichterstattung in 
den Leitmedien noch verantworten? Jeder Leser, 

Zuhörer und Zuschauer hätte so eine Geschichte 
kaum noch abgenommen. Dieselbe Geschichte 
über »Das Leben mit Hartz IV«, die im Frühjahr 
2005 noch eine gute Geschichte war, wäre im 
Herbst 2005 beim Publikum glatt durchgefallen. 

Dennoch wäre auch gegen den »ers-
ten Anschein« aus den Leitmedien zu jedem 
Zeitpunkt eine andere Berichterstattung möglich 
gewesen, wäre, um in der Juristensprache zu blei-
ben, der »erste Anschein« durch den Vortrag von 
Tatsachen zu »erschüttern« gewesen. 

Ein Beispiel: In der Christiansen-Sendung 
vom 30. Oktober 2005 behauptete der damals 
noch amtierende Wirtschaftsminister Wolfgang 
Clement, dass Jugendliche aus der elterlichen 
Wohnung auszögen, um dadurch den Status einer 
Bedarfsgemeinschaft zu »erschleichen«. 

Die Wirkung dieser unwidersprochenen 
Behauptung in einem Leitmedium dürfte 
klar sein: Jeder Jugendliche, der eine eigene 
Bedarfsgemeinschaft ist, stand ab sofort im 
Verdacht, ein Sozialbetrüger zu sein. Das Thema 
»jugendliche Abkassierer« wurde in den Medien 
weidlich ausgeschlachtet.

Ausdruck eines Dilemmas
Dabei bedurfte es nur einer Information, um diesen 
Vorwurf für immer ins Reich der Ammenmärchen 
zu verbannen. 18-jährige Jugendliche werden per 
Gesetz und auch ohne eigene Wohnung automa-
tisch eine eigene Bedarfsgemeinschaft. So regelt 
es das Zweite Sozialgesetzbuch. 

Allein die Benennung dieser Tatsache vermag es, 
die Behauptung vom groß angelegten Sozialbetrug 
mindestens in Frage zu stellen. Die Benennung 
einer einzigen gesetzlichen Regelung versetzt den 
Journalisten in die Lage, bei seinem Redakteur und 
seinem Publikum glaubhaft zu erscheinen! 

Leitmediengläubigkeit und Herdenverhalten 
sind Ausdruck eines Dilemmas, in dem sich viele 
Journalisten befinden. Sie wollen zwar ihrem 
eigenen journalistischen Anspruch genügen, 
einen »ersten Anschein« zu überwinden, kos-
tet jedoch mehr Zeit, Rechercheaufwand und 
Überzeugungskraft als das Mitschwimmen im 
Mainstream. Je ausgedünnter und überlasteter 
die Redaktionen sind, desto größer ist die Gefahr 
einer einheitlichen, an wenigen Leitmedien orien-
tierten Berichterstattung.  �Q

Bild und Spiegel leiteten die 
Wende ein. Wer wollte jetzt noch 

ein Rührstück über Hartz IV-
Empfänger machen?

Thomas G. Becker 
ist Rechtsanwalt, 

freier Journalist und 
Referent in Essen.
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»Lampedusa hat    

Signor Gatti, wann sind Sie auf den Gedanken 
gekommen, sich in das Flüchtlingslager auf der 
Insel Lampedusa einzuschleusen?
Fabrizio Gatti:  Ich hatte im Januar 2005 den 
alten Film »Papillon« mit Steve McQueen ge sehen. 

Steve McQueen springt dort von einer Klippe ins 
Meer, um aus dem Cayenna-Gefängnis zu fliehen. 
Und mir wurde klar, dass ich von einer Klippe 
springen müsse, um gerettet zu werden und in ein 
Gefängnis hineinzukommen – in das Auffanglager 

Lampedusa. 
Ich wollte schon seit zwei Jahren hinein. 

Die Behörden erlaubten weder Journalisten 
noch Anwälten, das Lager zu besuchen, 
Parlamentsmitglieder mussten sich vor-
her anmelden. Im März 2005 verbot die 
Regierung einer UNHCR-Delegation, das 
Lager zu betreten, weil kurz vorher mas-
senhaft Flüchtlinge aus Libyen angekom-
men waren. Die Delegation durfte erst 
hinein, als alle diese Immigranten wieder 
nach Libyen abgeschoben worden waren. 

Undercover-Recherchen sind ethisch 
und rechtlich heikel. Haben Sie vorher 
versucht, auf anderen Wegen an die 
Informationen zu kommen?
Fabrizio Gatti:  Ich hatte Anwälte und 
Abgeordnete interviewt, denen der Zutritt 
verweigert worden war, sowie Flüchtlinge, 
die drin gewesen waren. Es gab keine 
Alternative für mich. Das war ein Fall von 
Zensur an der Quelle des Geschehens.

Was meinte die Chefredakteurin Ihres 
Magazins L’Espresso dazu?
Fabrizio Gatti:   Sie unterstützte mei-
nen Plan, aber sie wollte alle Risiken 
kennen. Das größte Risiko war für mich, 
von Lampedusa nach Libyen deportiert 
zu werden. Ein italienischer Journalist 

In Wallraff-Manier enthüllte der italienische Journalist Fabrizio 
Gatti die menschenunwürdigen Zustände im Flüchtlingslager 
Lampedusa. Mit Message sprach er über sein Rollenspiel, die 
Vorbereitung in der heimischen Garage und die Nachwirkungen.

Für seine Lampedusa-
Enthüllung, die das linke, 

römische Wochen magazin 
L’Espresso im Oktober 2005 
veröffentlichte, erhält Gatti 
den »Preis für die Freiheit 
und Zukunft der Medien« 
der Leipziger Medien stiftung. 
Überreicht wird ihm der 
Preis am 27. April in Leipzig. 
(Näheres siehe Beilage der 
gemeinnützigen Medien  stiftung 
der Sparkasse Leipzig.)

Der 40-jährige Fabrizio Gatti ist auf das Thema Migration 
spezialisiert und hat die Undercover-Methode schon mehrfach 
benutzt: 1999 zog er mit Kosovo-Flüchtlingen von Italien in die 
Schweiz; als Rumäne schmuggelte er sich 2000 in ein Mailänder 
Ausländergefängnis; 2003 fuhr er mit einem Flüchtlingstreck 
vom Senegal durch die Sahara bis nach Libyen.
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     mich verändert«
kann dort als Spion ins Gefängnis kommen. Und 
die libysche Regierung war ohnehin nicht gut auf 
mich zu sprechen, weil ich schon zweimal illegal 
im Süden Libyens gewesen war und geschrieben 
hatte, wie 106 Flüchtlinge nach ihrer Deportation 
aus Lampedusa in der Wüste gestorben sind. 

Ich plante für den Fall, dass ich in einem 
Flugzeug nach Libyen abgeschoben würde – was 
ich am Sonnenstand hätte erkennen müssen, die 
Polizei teilt das Reiseziel ja üblicherweise nicht 
mit –, dem Flugkapitän meine Identität zu offen-
baren und ihn um humanitären Beistand zu bit-
ten. Die Chefredakteurin hat dem Plan vertraut 
und schließlich gesagt: »Na gut, dann geh, und 
viel Glück.«

Wie haben Sie sich auf die Rolle des kurdischen 
Flüchtlings Bilal Ibrahim el Habib vorbereitet? 
Sprechen Sie Kurdisch?
Fabrizio Gatti:   Ich spreche kein Wort Kurdisch 
und auch nur 20 Wörter Arabisch. Also sagte ich 
allen, dass ich nur Englisch sprechen möchte, weil 
Arabisch die Sprache der Besatzer meiner Heimat 
Kurdistan sei. Ich musste außerdem so tun, als 
ob ich kein Wort Italienisch verstehe. Das war 
schon schwierig, denn manchmal hörte ich lustige 
Sachen und musste ein Lachen unterdrücken. 

Ich hatte kurz geschorenes Haar und einen zwei 
Monate alten Bart. Ich erfand eine Biografie: Mein 
Vater ist Kurde und meine Mutter aus Bosnien, 
sie trafen sich in Deutschland und heirateten dort, 
dann kamen sie nach Kurdistan zurück, wo ich 
geboren wurde. Nun wollte ich nach Deutschland, 
um Arbeit zu suchen. Das größte Problem war 
meine blasse Haut. Ich ging nicht als Flüchtling 
aus Schwarzafrika oder Maghreb durch, deshalb 
nahm ich Kurdistan und die bosnische Mutter. 

Wie sind Sie in das Lager hineingekommen?
Fabrizio Gatti:  Es wäre zu gefährlich gewesen, 
in Afrika auf ein Flüchtlingsschiff zu steigen, weil 
viele Schiffe untergehen – und das Ziel für einen 
Journalisten muss es sein, zurückzukommen und 
die Geschichte zu schreiben. 

Deshalb sprang ich nachts von einer Klippe am 
Ufer von Lampedusa. Ich hatte eine Schwimmweste 
an, die ich vorher in einem Supermarkt gekauft und 
in meiner Garage mit Motoröl beschmutzt hatte. 
Nach viereinhalb Stunden wurde ich aus dem 
Meer gefischt und 
der Militärpolizei 
übergeben. Der 
erzählte ich, dass 
ich mit einem 
Frachtschiff in die 
Nähe der Insel 
gebracht worden 
und dann in einem kleinen Beiboot weitergerudert 
sei, das aber gesunken sei. Zur Stütze dieser Version 
hatte ich in meiner Garage auf die Schwimmweste 
die arabischen Worte »As-surur thalatha« gepin-
selt, das heißt »Die Freude-3«. Man hielt es für 
den Namen des Beibootes.

Sie waren acht Tage im Lager. Hegte nie jemand 
Zweifel an Ihrer Identität?
Fabrizio Gatti: Gleich am ersten Tag gab es eine 
kritische Situation: Als ich bat, dass man Englisch 
mit mir sprechen möge, meinte ein Militärpolizist 
zu seinen Kollegen, dass ich ein amerikanischer 

»Ich spreche kein Wort Kurdisch 
und auch nur 20 Wörter Arabisch. 
Also sagte ich allen, dass ich nur 
Englisch sprechen möchte.«

Nach acht Tagen im Auffanglager 
Lampedusa wird Bilal Ibrahim 
el Habib alias Fabrizio Gatti 
(rechts) auf eine Fähre nach Sizilien 
gebracht.
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Journalist von CNN sein könnte, der sich in das 
Lager einschleichen will. Zum Glück glaubten ihm 
die anderen nicht.

Es gab dann vier Vernehmungen, und bei einer 
wurde es gefährlich: Man fand meine Fingerabdrücke 
in einer Polizei-Datenbank. Die stammten aus 
dem Mailänder Gefängnis, in das ich mich 2000 
als rumänischer Flüchtling eingeschlichen hatte. 

Zum Glück gab 
es aber in dieser 
Datenbank kei-
ne Verbindung 
zwi schen meiner 
rumänischen Iden-
tität und dem 
Journalisten Gatti, 
obwohl mein Be -

richt damals großes Aufsehen erregt und zur 
Schließung des Gefängnisses geführt hat.

Die Militärpolizisten waren dadurch aber miss -
trauisch geworden und dachten nun, ich sei 
Rumäne. Sie zogen eine Übersetzerin aus Marokko 
hinzu, die klären sollte, ob ich Kurde oder Rumäne 
sei. Sie befragte mich auf Arabisch. Ich antwortete, 
so gut ich konnte, und wenn ich die Frage nicht 
verstand, antwortete ich nur »Insh’Allah«, das 
heißt auf Arabisch »So Gott will«, und breitete 
dazu die Arme aus. Am Ende sagte die marokka-
nische Dame den Militärpolizisten, sie sei sicher, 
dass ich Kurde aus dem Irak sei, und ich würde 
sehr gut Arabisch sprechen. 

Das Problem dabei ist: Diese Dame entscheidet 
anhand ihrer Akzentkenntnis, wo die Flüchtlinge 

herkommen und somit darüber, wohin sie im Fall 
der Deportation zurückgeschickt werden. Sie kön-
nen sich vorstellen, was bei den Deportationen 
alles schief läuft!

Wie haben Sie die Zustände im Lager erlebt?
Fabrizio Gatti:  Es gab Gewalt und 
Demütigungen von Seiten der Militärpolizisten. 
Manche Flüchtlinge wurden geschlagen, andere 
wurden gezwungen, sich Pornoszenen auf 
Handy-Displays anzuschauen. Die hygienischen 
Bedingungen waren katastrophal: Ich und andere 
wurden gezwungen, in Pfützen aus Urin und Kot 
zu sitzen, die aus den verdreckten Toiletten von 
nackten Füßen und Schuhen überallhin getragen 
wurden. In unserer großen Zelle war auch ein 
Mann eingesperrt, der Krätze hatte und sich nicht 
hinsetzen konnte, weil seine Haut wund war, aber 
die Polizisten zwangen ihn zum Hinsetzen.

Ich schlief zwei Nächte draußen, und da dort ein 
feuchtes Klima herrscht, war ich beim Aufwachen 
nass wie ein Fisch. Tagsüber war es extrem heiß, 
da hat man die Wahl: Entweder draußen sein 
ohne Schatten – oder in einer der extrem heißen 
Blechbaracken.

Wie viele Flüchtlinge waren mit Ihnen im Camp, 
und für wie viele ist es ausgelegt?
Fabrizio Gatti:  Das Lager ist für 190 Insassen 
gebaut. An dem Tag, an dem ich dort ein traf, 
waren etwa 450 Immigranten da, am Tag darauf 
nur noch 150, weil die meisten schon depor tiert 
worden waren, nach Libyen und in ein anderes 

italienisches Flüchtlingslager. An den 
folgenden Tagen erhöhte sich die Zahl 
auf mehr als 1.200.

Konnten Sie Notizen machen?
Fabrizio Gatti:  Ich hatte keinen Stift 
zum Schreiben. Im Lager waren Stifte 
verboten, weil man sie als Messer 
benutzen könnte, wie sie sagten. Ich 
musste mir alles einprägen.

Wie kamen Sie aus dem Lager wieder 
heraus?
Fabrizio Gatti:  Ich hatte Glück, 
dass ich nicht mit einem Flugzeug 
nach Libyen transportiert wurde. Ich 

»Wir wurden gezwungen, in Urin 
und Kot zu sitzen, der von nackten 

Füßen aus den verdreckten Toiletten 
überallhin getragen wurde.«

Am 13. Oktober 2005 
veröffentlichte das Magazin 

L’Espresso das Tagebuch seines 
Reporters Gatti und löste damit 

europaweite Empörung aus.
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kam auch nicht in ein anderes italienisches Lager 
– was wiederum eine interessante Folgerecherche 
gewesen wäre. Man brachte mich nach acht 
Tagen, am 30. September 2005, zusammen mit 
anderen auf eine Fähre, die nach Sizilien fuhr. Dort 
wurden wir freigelassen mit der Auflage, innerhalb 
von fünf Tagen Italien und die EU zu verlassen.

Ihr Bericht erschien dann am 13. Oktober. Wie hat 
L’Espresso das Problem der Bebilderung gelöst?
Fabrizio Gatti:  Ein Fotograf war beauftragt, 
Bilder des Lagers von außen zu machen, dabei soll-
te er ein rotes Hemd tragen. Er wusste nichts von 
mir. Ich wusste aber, dass er am Sonntagnachmittag 
in einem roten Hemd dort sein würde, und hielt 
mich zu der Zeit am Stacheldrahtzaun auf, so dass 
er Bilder von mir machte. Als ich auf die Fähre nach 
Sizilien stieg, waren routinemäßig drei Fotografen 
da, die Bilder für die Tagesnachrichten schossen. 
Wir suchten dann in der Redaktion deren Fotos 
heraus.

Die Veröffentlichung hat viel Staub aufgewirbelt: 
Es gab Untersuchungen im Innenministerium, 
eine Anhörung vor dem EU-Parlament und 
mehrere Verfahren des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte. Sind Sie mit der Wirkung 
zufrieden?
Fabrizio Gatti:  Der Innenminister hat 
angekündigt, das Lager auf Lampedusa zu 
schließen, sobald ein neues eingerichtet ist. Er hat 
auch UNHCR-Mitarbeitern erlaubt, sich ständig 
im Lager aufzuhalten – das halte ich für die wirk-
samste Maßnahme gegen die Misshandlungen 
dort. Aber das Problem existiert noch in anderen 
Lagern in Italien. Die dürfen von Anwälten und 
Journalisten immer noch nicht betreten werden. 

Haben Sie selbst Probleme mit der Justiz be-
kommen?
Fabrizio Gatti:  Es läuft eine Untersuchung 
gegen mich wegen Angabe falscher Personalien. 
Wegen desselben Delikts war ich schon nach 
meiner Recherche in dem Mailänder Auffanglager 
zu 20 Tagen Gefängnis verurteilt worden, aber 
das Berufungsgericht hat dieses Urteil im letzten 
Dezember aufgehoben. Es schätzte die Bedeutung 
der Recherche höher ein. Daher mache ich mir 
auch jetzt keine allzu großen Sorgen. 

Hat Sie das Erlebnis verändert? 
Fabrizio Gatti:  Ich hatte schon bei früheren 
Recherchen erschütternde Erlebnisse. Während der 
Reise durch die Wüste verlor ich einen Freund, den 
ich dort kennenlernte, Dennis Phils aus Nigeria. Er 
ist verdurstet. Aber ich hatte nicht erwartet, dass 
Italiener andere Menschen schlagen würden, die 
sich in einer extrem schwachen Position befinden. 
Das hat mir gezeigt, dass unter der Bedingung 
von Isolation alles passieren kann, auch in einer 
Demokratie.

Lampedusa und all die Erlebnisse unter den 
Flüchtlingen haben mich definitiv verändert. 
Durch die Wüste 
nach Europa zu 
gehen, ist nicht 
nur eine Reise 
durch den Raum, 
sondern auch in 
dein Gehirn, deine 
Gedanken, dein 
Selbst vertrauen. 
Immi gration unter diesen Be dingungen von Gewalt 
und Ernied rigung ist ein Gefängnis. Selbst wenn 
du sicher in Europa ankommst – wenn du ein ille-
galer Einwanderer bist, kannst du dein Leben lang 
in diesem Gefängnis sein. 

Ich schreibe gerade ein Buch über diese 
Erfahrungen und hoffe, dass ich dort diese 
Veränderungen in der Persönlichkeit aufzeigen 
kann. Für tausende Menschen ist dieser Prozess 
der Veränderung total gewesen: Sie haben ihr 
Leben verloren und sind nun kleine Sandkörner in 
der Wüste oder Fischfutter im Mittelmeer.

Kennen Sie Günter Wallraff? Oder haben Sie 
andere Vorbilder für Ihre Arbeit? 
Fabrizio Gatti:  Ich habe in ein meiner Schulzeit  
»Ich, Ali« gelesen, aber ich kenne Günter Wallraff 
nicht persönlich. Es gibt in Italien auch keine 
Tradition von Undercover-Recherche, und ich 
habe eigentlich kein Vorbild im Journalismus. 
Meine Vorbilder sind die Menschen, über die ich 
schreibe. Während meiner Recherchen musste ich 
mich zwangsläufig in die Lage von Immigranten 
versetzen, habe ihren Alltag miterlebt und war 
denselben Risiken ausgesetzt. Dabei habe ich 
erkannt, dass diese Männer, Frauen und Kinder, 
die ich getroffen habe, wahre Helden sind. �Q

»Durch die Wüste nach Europa 
zu gehen, ist nicht nur eine Reise 
durch den Raum, sondern auch in 
dein Gehirn, deine Gedanken.«

Die Fragen stellte 
Uwe Krüger.
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          Leitbild    
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   in der Kritik

W
ie Recht hatte doch der gute alte 
Bert Brecht. »Erst das Fressen, dann 
die Moral« – eine wahrlich treffli-
che Schlagzeile für die in unserer 

Branche geführte aktuelle und bisweilen sehr 
absurde Debatte über den neuen Medienkodex des 
Netzwerks Recherche. Da werden die Autoren als 
»alte etablierte Säcke mit garantiertem öffentlich-
rechtlichen Rentenanspruch« geehrt, von hungern-
den und darbenden Journalisten ist die Rede, die 
aus sozialer Notlage sich der PR-Industrie verkau-
fen müssen: Kurz und schlecht: Der Medienkodex 
sei naiv, weltfremd und ein Luxusanspruch, der 
nicht zu erfüllen sei.

Nun gut, der Meinung kann man natürlich 
sein. Und dann noch einen draufzusetzen nach 
dem Motto, der ganze Kodex sei völlig überflüs-
sig, auch dies kann man meinen. Nur was zeigt 
diese Attitüde? Hier soll ein Berufsbild zertrüm-
mert werden, das ohnehin schon im Laufe der 
letzten Jahrzehnte arg in Verruf geraten ist. Neben 
Politikern, Großbankern und Bodenspekulanten 
rangieren wir inzwischen im letzten Drittel der 
öffentlichen Ansehensskala. 

Magna Charta des seriösen Journalismus
Da ist es doch wohl die Mühe wert gewesen, eine 
Debatte über unser professionelles Selbstverständnis 
zu führen und gewissermaßen eine Magna Charta 
des seriösen Journalismus in allen Sparten zu ent-
werfen. Nicht mehr und nicht weniger hat das 
Netzwerk beabsichtigt. Selbst dem nach unserer 
Meinung zu eng gefassten »Pressekodex« des 
Deutschen Presserats soll keineswegs Konkurrenz 
gemacht werden, zumal der Medienkodex keiner-
lei Sanktionsbestimmungen hat. Hier geht es ein-

zig und allein um die Rückbesinnung auf zeitlos 
richtige und wichtige Grundwerte, die auch allen 
technologischen Entwicklungen standhalten.

Dies kommt bereits in der Präambel zum 
Ausdruck: »Neue Technologien und zunehmender 
ökonomischer Druck gefährden den Journalismus. 
Um seine Qualität und Unabhängigkeit zu sichern, 
setzt sich das Netzwerk Recherche für dieses 
Leitbild ein.«

Leitbild und Orientierung 
Wohlgemerkt Leitbild soll der Kodex sein, also ein 
Orientierungsrahmen für die tägliche Arbeit. In der 
internen Debatte ist lange über dieses Wort gestrit-
ten worden, auch und gerade vor der unsäglichen 
Diskussion um die deutsche Leitkultur. Es setzte 
sich schließlich die Auffassung durch, dass »unsere 
zehn Gebote« nicht mehr und nicht weniger als 
Leitplanken sein sollen, die als Orientierungshilfe 
dienen können. Wer daraus, wie es teilweise 
öffentlich diskutiert wird, ein zu enges moralisches 
Korsett für eine Berufsgruppe konstruieren will, 
hat irgendetwas missverstanden. 

Es war uns auch wichtig, gerade am Anfang 
des Kodex deutlich zu machen, dass eine freie 
Berichterstattung als Grundlage jeder offenen 
Demokratie nur unter Berücksichtigung von 
Menschenwürde und Beachtung der jeweili-
gen Persönlichkeitsrechte zu geschehen hat. 
»Journalisten berichten unabhängig, sorgfäl-
tig, umfassend und wahrhaftig. Sie achten die 
Menschenwürde und Persönlichkeitsrechte.«

Mit der Formulierung, dass bei der Bericht-
erstattung »Sicherheit vor Schnelligkeit« geht, soll-
te dem Umstand Rechnung getragen werden, dass 
der zunehmende Trend zur Beschleunigung, auch 

Die zehn Gebote des Netzwerks Recherche sind rigoros und  
apodiktisch. Deshalb muss man sie nicht ablehnen: Die Latte 
kann zur Orientierung ruhig hoch hängen. Eine Verteidigung.

VON RAINER BURCHARDT
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Verleger und Intendanten sind auf-
gefordert, die Recherchekapazität 
in ihren Häusern zu erhöhen. Der 

NDR hat es bereits wahr gemacht.

Rainer Burchardt ist 
Vorstandsmitglied 

von »Netzwerk 
Recherche«. Er war 
Chefredakteur des 
Deutschlandfunks 
und arbeitet heute 
als freier Publizist 

und Medien-
wissenschaftler.

unter oft nur virtuellem Konkurrenzdruck, eine 
Gefahr für den Qualitätsjournalismus darstellt. 
Insofern sind auch Verleger und Intendanten auf-
gefordert, die Recherche kapazität in ihren Häusern 
zu erweitern. Als geradezu vorbildlich ist in diesem 

Zusammenhang 
der Norddeutsche 
Rundfunk zu 
nen nen, der in -
z wischen die von 
Intendant Jobst 
Plog beim Netz-
werk-Jahres treffen 
2005 an   ge   kündigte 

Recher cheredaktion eingerichtet hat.
Gerade deren Arbeit ist unabdingbar verknüpft 

mit dem im Kodex erhobenen Informantenschutz 
zur nach haltigen Sicher heit der Quelle, aber 
auch zu deren weiterer Verfüg barkeit. Dass dazu 
auch die bedingungs lose Inanspruch nahme des 
Zeugnisverweigerungsrechts gehört, versteht 
sich von allein. Staatlichen Zugriffen, etwa mit 
Durchsuchungen der Redaktionsräume oder von 
Wohnungen, ist entgegenzutreten. 

Stinkbombe in der Höhle des Löwen
Der wohl umstrittenste Passus ist Artikel 5. Kurz 
und knapp lautet er: »Journalisten machen keine 
PR.« Das wirkte wie eine Stinkbombe in der Höhle 
des Löwen. Ein Riesenaufschrei von Empörung, 
Zurückweisung und Protest war die Folge – das 
alles übrigens ein ziemlich maßstabgetreues 
Spiegelbild der internen Netzwerk-Diskussion 
über die PR-Frage. Letztlich aber setzte sich die 
knappe und  – zugegeben – ziemlich apodiktische 
Formulierung durch. Motto: Wenn schon berufs-
ethische Grundsätze, dann klar und unmissver-
ständlich.

Es ist ja wahr, dass es hier um einen Grauzonen-
bereich geht; es ist ja wahr, dass viele Kolleginnen 
und Kollegen ihr Zubrot brauchen. Aber gerade 
weil dies so ist, und das hat viel mit schlechter 
Bezahlung und ausbeuterischen Zeitverträgen zu 
tun, von Outsourcing ganz zu schweigen, muss 
von uns selbst dieses Signal nach innen wie nach 
außen gesetzt werden, auch mit dem Ziel, die 
soziale Absicherung der Medienmenschen zu 
verbessern. Die PR-Wirtschaft darf nicht gewisser-
maßen die Mutter Teresa unserer Branche wer-

den. Wer die PR-Nähe der Journaille akzeptiert, 
trägt zur Manifestierung der Verhunzung unseres 
Berufsbildes bei.

Heißes Eisen: Vergünstigungen
Dasselbe gilt übrigens auch und gerade für die ziem-
lich fragwürdigen Praktiken bei Journalistenrabatt 
und anderen direkten Zuwendungen. Artikel 6: 
»Journalisten verzichten auf jegliche Vorteilsnahme 
und Vergünstigung.« Den Autoren des Leitbildes ist 
natürlich klar, dass auch diese Forderung nahezu 
übermenschliche Ansprüche stellt. Und dennoch: 
Auch wenn nach wie vor Leute bei Rot über die 
Straße gehen, soll man deshalb auf Ampelanlagen 
verzichten?! Es ist ganz einfach nötig, das letztlich 
Unbotmäßige der Annahme von Vergünstigungen 
darzustellen. Auch wenn Autoren keineswegs 
beabsichtigen, »Dankeschön-Artikel« zu liefern 
– nur allzu schnell gerät man in die Bredouille, 
wenn ein kritischer Bericht über die »big spender« 
gefragt sein könnte. Funktioniert dann nicht doch 
das kleine Unbehagen nach dem Motto, dass man 
sich undankbar fühlt?

Es bleibt das eherne Gesetz: Wer nichts nimmt, 
kann es jedem geben.

Nicht unumstritten ist auch und gerade 
angesichts des zunehmenden »Verfeaturens« 
die geforderte strikte Trennung von Fakten und 
Meinungen. Letztlich gehört dies, allen modi-
schen Unarten zum Trotz, zu den Grundarten des 
Qualitätsjournalismus. Dass auch hier die Grenzen 
fließend sein können, ist uns bewusst, doch als 
Leitplanke kann dies hilfreich auf kurvenreichen 
Strecken sein.

Dass ständige Kontrolle und Fortbildung der 
eigenen Fähigkeiten zum Berufsbild des Journa-
lismus gehören, ist genauso unumstritten wie zu 
wenig befolgt. Hier gibt es noch eine Menge zu 
tun, gerade für etablierte Kolleginnen und Kollegen 
ist dies ein wichtiger Leitsatz.

Und schließlich erhebt der Kodex den An -
spruch an die Verantwortlichen in den Me dien -
unternehmen, bei der Umsetzung dieses Leit-
bildes behilflich und konstruktiv zu sein. Die 
innere und äußere Redaktionsfreiheit soll vor 
allem von Redaktionsausschüssen, Be  schwerde- 
und Ombudsstellen gesichert werden. Nur so 
ist auf Dauer eine nachhaltig kritische Medien-
berichterstattung zu gewährleisten. �Q
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SCHAFFT TRANSPARENZ – UND VIELE KODIZES!
Die Gebote des Netzwerks Recherche sind nicht die letzten            
und auch nicht die allein geltenden. Eine Gegenrede. 

Die öffentliche Diskussion um den Einfluss von PR 
auf Journalismus ist überfällig, aber sie läuft in die 
falsche Richtung. Hier unabhängiger Journalismus, 

dort interessengeleitete PR: Wie sich Thomas Leif und 
das Netzwerk Recherche inszenieren, das ist genauso vor -
gestrig und absurd wie die Einebnung aller Unterschiede 
zwischen PR und Journalismus, weil wir doch alle als 
»Content Provider« in Kommunikationsberufen tätig sind 
und kaum ein freier Journalist ohne Zubrot aus der PR-
Branche seinen Lebensunterhalt bestreiten kann. 

Journalismus ohne PR ist undenkbar
Richtig ist vielmehr, dass Journalismus ohne PR längst 
undenkbar geworden ist und dass PR ohne funktio-
nierenden Journalismus an Wirksamkeit erheblich 
einbüßen würde. Und dass es auf beiden Seiten bril-
lante Kommunikatoren und Schwachköpfe, aber auch 
hochanständige Profis und schwarze Schafe gibt. Und 
dass nicht nur PR-Leute, sondern auch Journalisten und 
Medienunternehmen Eigeninteressen haben können, die 
wenig mit dem Gemeinwohl zu tun haben, auch wenn alle 
Beteiligten sich gern darauf berufen, um ihre Interessen 
durchzusetzen. 

Freuen wir uns also über den Diskussionsanstoß des 
Netzwerks Recherche – und halten Folgendes fest:  
�Q Es ist nachvollziehbar, dass ein Klub investigativer 
Journalisten PR und journalistische Arbeit für unvereinbar 
hält und in seinem Ethik-Kodex die beiden Berufsgruppen 
stärker gegeneinander abgrenzt, als das andere tun.
�Q Es lohnt sich nicht, über den einen Ethik-Kodex zu stre-
iten. Je mehr wir davon haben und je näher sie am einzel-
nen Journalisten »dran« sind und damit Verbindlichkeit 
beanspruchen können, desto besser. Am besten, jede 
Redaktion, jede Berufsgruppe, jeder Journalisten- und 
Verlegerverband hat einen eigenen Kodex – und macht ihn 
öffentlich, damit jedermann täglich neu überprüfen kann, 
ob sich die jeweiligen Mitglieder daran halten.

Journalismus und Medien in unserer Gesellschaft sind 
längst von PR-Zulieferungen strukturell abhängig. Beide 
Seiten sind aufeinander angewiesen. Diese Abhängigkeit ist 
vermutlich irreversibel, und zwar aus einem ganz simplen 
ökonomischen Grund: Wir alle, die meisten Journalisten 

eingeschlossen, sind nicht bereit, für Information so viel 
Geld auszugeben, wie sie uns wert sein sollte. Eine 
Qualitätszeitung kostet immer noch weniger als eine 
Tasse Cappuccino bei Starbuck‘s. Deshalb geht es mit 
der Medienbranche bergab, wenn die Werbeeinkünfte 
schrumpfen oder gar die werbetreibende Wirtschaft auf die 
Idee kommen sollte, ihre Budgets umzuschichten und statt 
für Werbung vermehrt Geld für PR auszugeben.

Umgekehrt ist es den Unternehmen, Institutionen 
und auch vielen Einzelnen offenbar sehr viel mehr wert, 
öffentliche Aufmerksamkeit auf sich zu lenken und sie so 
zu steuern, dass sie dabei »bella figura« machen. Deshalb 
floriert die PR-Branche. 

Was Not tut, ist Aufklärung: Würden Journalisten 
Transparenz darüber herstellen, wie sehr sie am Tropf der 
PR hängen, würde der Journalismus an Glaubwürdigkeit 
gewinnen und der Einfluss von PR sichtbarer werden. 
Zur Transparenz gehört aber auch, dass die Publika eine 
Chance haben zu erfahren, für wen ein Journalist PR 
macht, von wem er Honorare erhält und von wem er sich 
zu Reisen einladen lässt. 

Netzwerk-Kodex nicht alltagstauglich
Mehr Aufmerksamkeit verdiente deshalb Punkt 6 im 
Medienkodex des Netzwerks Recherche: »Journalisten 
verzichten auf jegliche Vorteilsnahme und Vergünstigung.« 
Aber auch dieses hehre Prinzip scheint mir zu sehr aus 
der Perspektive öffentlich-rechtlicher Redaktionsbeamter 
zu Papier gebracht, die finanziell abgesichert und nahezu 
unkündbar sind. Und Papier ist bekanntlich geduldig. 
Gelebt wird auch dies dagegen noch nicht einmal bei ARD 
und ZDF. 

Der Netzwerk-Kodex ist also nicht alltagstauglich. 
Noch nicht einmal Grundsatz Nr. 8 wird im deutschen 
Sprachraum gepflegt: »Journalisten verpflichten sich (...), 
wenn nötig, umgehend zur Korrektur.« Dabei ließe sich 
durch die freiwillige Korrektur von Berichterstattungs-
fehlern nahezu ohne zusätzlichen Aufwand journalistische 
Glaubwürdigkeit beim Publikum zurückgewinnen.  
 

Stephan Russ-Mohl ist Journalistik-Professor an der 
Universität in Lugano und Beiratsmitglied von Message.
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Folgenreicher    

A
m 14. Dezember des vergangenen Jahres 
zappelte bei einigen Sportjournalisten 
eine E-Mail mit brisantem Betreff im 
Post eingang: »Gemeinsamer Austritt aus 

dem VDS« stand da. Absender: Jens Wein reich, 
Sportchef der Berliner Zeitung und Wächter preis-
träger des Jahres 2005. In einer knapp zwei seiti-
gen Mail begründete er den Schritt zum Austritt. 

»Sonst habe ich immer nur gemeckert«, sagt 
Weinreich, der mit seinen Zeilen eine rege Dis-
kussion anstieß, die zu nächst per elektronischer 
Post geführt wurde. Etliche E-Mails sammelten 
sich an – mit dem Ergeb nis, dass Weinreich 
gemeinsam mit weiteren Kollegen das »sport-
netzwerk« als Alternative initiierte. Im Januar 
schließlich er klärten er und 23 namhafte Kollegen 
wie angekündigt per offenen Brief den Abschied 
vom Verband Deutscher Sportjournalisten (VDS), 
dem Berufsverband der hauptberuflich tätigen 
Sportjournalisten. 

»Der Austritt aus dem VDS ist ein Zeichen 
des Protestes, wenn man so will auch ein Hilfe-
schrei«, erklärt Weinreich. Die Kritik des Sport-
netz werks am 3.500 Mit glieder starken Berufs -
verband ist grund legend. In dem offenen Brief 
formulierten die Sportnetzwerker: »Auf der 
Vorstandsebene des VDS können wir nur eine 
unzureichende Bereitschaft erkennen, sich mit 
fundamentalen Fragestellungen in unserem 
Berufs  stand auseinanderzusetzen. So negiert der 
VDS die mittlerweile kaum noch überbrückbaren 
Gegensätze zwischen großen Teilen der Print-
journalisten auf der einen und weiten Teilen der 
TV- und Radiokollegen auf der anderen Seite. Das 
Abdriften des Sportjournalismus in das reine Unter-
haltungsressort und der Rückgang kritischer, dis-

tanzierter Berichterstattung werden anstandslos 
hingenommen. Dass sich manche Kollegen statt 
von den Mindeststandards an ihre journalistische 
Arbeit eher von PR-Gesichtspunkten leiten lassen, 
ist besorgniserregend.«

Harsche Kritik am Verband
Diesem Trend soll das Sportnetzwerk entgegen-
wirken. Die Internetseite www.sportnetzwerk.org 
– Zugriffs zahlen von mehr als 50.000 seit Januar 
2006 – und ein Newsletter (gut 500 Abonnenten) 
infor mier en darüber, was die ungefähr drei Dutzend 
Enga   gierten auf die Beine stellen. »Wir wollen Pro-
jekte durchziehen und zeigen, dass ein anderer 
Sportjournalismus möglich ist, der gehaltvoll 
ist«, nennt Weinreich als Ziel. Ein Projekt ist die 
»Schriftenreihe sportnetzwerk«, deren erstes Buch 
den Arbeitstitel »Korruption im Sport« trägt und 
am 20. Mai erscheinen soll. Angestrebt werden 
außer dem verschiedene Workshops und Seminare, 
die neben handwerklichen auch fachspezifische 
Fähig keiten vermitteln sollen.

Die Reflexion über den Beruf ist eine wei-
tere tragende Säule. Dazu gehören für die 
Sportnetzwerker neben gesellschaftspolitischen 
Fra gen auch Fragen, die den Berufsstand an den 
Grundfesten berühren. »Sport journalisten sollten 
keine Promoter und Verkäufer sein; sie sitzen nicht 
mit den Objekten ihrer Berichterstattung in einem 
Boot«, hieß es im offenen Brief. Daran angeschlos-
sen die erneute Kritik am VDS, dass die scharfe 
Trennung nicht von allen verfolgt würde. »Eine 
Mehrzahl der Mitglieder sieht die Probleme, die 
wir erkennen, nicht«, sagt Weinreich und erklärt: 
»Wenn das so ist, dann muss ich sagen: Das ist 
nicht mehr mein Verband«. 

Auch abseits der großen Arenen sorgen Sportjournalisten für 
Spannung: Reporter traten aus ihrem Verband aus, gründeten ein 
Sportnetzwerk und stießen damit eine lebhafte Diskussion an.

VON THOMAS BERTZ 
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 Austritt
Das sieht der Präsident des VDS Erich Laaser 

eigentlich ähnlich: »Wenn ich in einem Verein 
– etwa einem Golfclub – bin und es mir da 
nicht gefällt, dann rede ich doch mit dem Präsi-
denten oder ich trete einfach aus«, sagt der Fern-
sehjournalist. Aber: Man verkünde den Austritt 
nicht in der Zeitung. »Die Art und Weise, wie 
das Netzwerk ins Leben gerufen wurde und die 
Aggressivität, mit der gegenüber dem VDS auf-
getreten worden ist, kann ich nicht gutheißen«, 
kritisiert Laaser Message gegenüber.

Diese Meinung hätten auch die Delegierten 
der 21 VDS-Regionalverbände auf der Jahreshaupt-
versammlung am 20. März in München ver-
treten, so Laaser. Sie begrüßten das Netzwerk 
aller dings auch als Chance, sich kritisch mit dem 
Sport journalismus auseinanderzusetzen. 

Laaser war es wichtig, das Thema weit oben 
auf die Tagesordnung der Versammlung zu 
setzen. Denn schließlich hätten sich im VDS 
bislang erst wenige mit dem Thema beschäftigt. 
Artikel auf den Medienseiten der überregiona-
len Tageszeitungen oder in den Sportteilen über 
die Gründung des Sportnetzwerks sind für den 
VDS-Präsidenten Insider-Ge schichten, aber kein 
Massenthema. »Viele Sportjournalisten hatten 
bis Januar, als das Thema im Sportjournalist 
veröffentlicht wurde, nichts davon mitbekom-
men«, so Laaser. Eine Position, die von Weinreich 
nicht geteilt wird. Im Gästebuch und im Forum 
der Internetseite werde schon seit langem 
angeregt diskutiert. 

Interner Denkanstoß hat gefehlt
Im Verbandsmagazin Der Sportjournalist – vom 
Sportnetzwerk mit herber Kritik versehen – fand 
Laaser auch lobende Worte für die Netzwerker: 
»Die Initiative hat einen wichtigen Denkanstoß 
für unser Berufs- und Erscheinungsbild geliefert.« 
Schade sei, dass die Dis kus sion über die Rolle 
des Sportjournalisten nicht unter dem Dach des 
Berufsverbandes geführt werde. 

Laaser kritisiert Message gegenüber, dass nie das 
Gespräch mit dem Vorstand gesucht wurde, um so 

die Thematik in die Gremien des VDS zu tragen. 
Seine Erklärung für eine fehlende Dis kus sions freude 
innerhalb des VDS: »Die Arbeitsbedingungen für 
Journalisten sind in den letz ten Jahren schwieriger 
geworden. Deshalb fehlt vielen im Alltag oft die 
Zeit, sich mit den be rufsstandlichen Problemen 
auseinanderzusetzen.« Im Verband habe ein Anstoß 
zur Debatte, etwa aus den  Regionalverbänden wie 
jetzt durch das Sportnetzwerk, schlicht gefehlt, so 
der VDS-Präsident.

Auch dies ist eine Position, die von Jens 
Weinreich nicht geteilt wird: »Diskussionen sind 
über Jahre geführt worden.« Doch sie seien frucht-
los geblieben. Auch den Vorschlag des Vorsitzenden 
der Deutschen Sport hilfe und Mitglied des VDS, 
Hans Wilhelm Gäb, auf demokratischem Wege 
die Mehrheit im Verband zu erlangen und so eine 
Diskussion zu entfachen, hält der Sportchef der 
Berliner Zeitung für nicht zu verwirklichen. »Ich 
argumentiere: Da ist nichts zu verändern.«

Offizieller Austritt 
Aus dem VDS ausgetreten ist Weinreich am 31. 
März,  zwei Monate nach dem offenen Brief.  
Auch die anderen Brief unterzeichner werden 
dies wohl noch tun. »Ich führe keine Strich lis-
te«, sagt Weinreich dazu. Währenddessen legt 
VDS-Chef Laaser Wert darauf, dass bis zur Ver-
bands sitzung erst sieben Journalisten wegen des 
Sportnetzwerkes ausgetreten sind. Außerdem 
be tont er, eine Mitarbeit im Netzwerk sei durchaus 
mit der Mitgliedschaft im VDS vereinbar.

Wie sich das Sportnetzwerk entwickeln wird, 
das lässt Initiator Weinreich bewusst offen: »Die 
Zukunft muss sich von alleine klären.« Ob als 
loser Verbund mit Kontakten oder als eingetrage-
ner Verein – die Netzwerker wollen immer dem 
Selbstverständnis der Sportjournalisten nachge-
hen, kritisch bleiben und Projekte anbieten. Ob 
das Konzept aufgeht, entscheiden schließlich 
die Sportjournalisten selber. Oder wie es Jens 
Weinreich ausdrückt: »Wir können durchaus 
Schiffbruch erleiden, aber dann haben wir es 
wenigstens versucht.« �Q

Thomas Bertz ist 
Journalistikstudent 
an der Universität 
Leipzig.
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Nicht gelogen,     

M 
edien sind zur Wahrheit verpflich-
tet. Wer diese Pflicht missachtet, 
muss mit gravierenden juristischen 
Konsequenzen rechnen, insbeson-

dere wenn dies leichtfertig oder gar vorsätzlich 
geschieht. Manchmal ergibt sich die Unwahrheit 
einer Berichterstattung aber nicht aus dem, was 
mitgeteilt wird, sondern aus dem, was nicht 
geschrieben wird. 

Wenn der Leser zum Beispiel erfährt, dass eine 
Wohnungsbaugesellschaft einen Wohnblock verfal-
len lässt und Mieter ihre Balkons nicht mehr ohne 
Absturzgefahr betreten können, wird der Leser 
glauben, die Wohnungsgesellschaft vernachlässige 
ihre Instandhaltungs- und Verkehrssicherungspflich-
ten in gröblicher Weise, obwohl sie die Mieten 
einstreicht. Wenn der Leser jedoch zugleich 
erfährt, dass die Wohnungsgesellschaft ein millio-
nenschweres Modernisierungsprogramm aufgelegt 
hat, ein Nachbarblock bereits saniert ist und die 
Instandsetzung der Balkons, die Gegenstand des 
Berichts sind, in wenigen Wochen beginnt, wird 
sich der Leser eine andere Meinung zum Vorgang 
bilden. 

Dieses Beispiel zeigt, dass aus der Wahrheitspflicht 
auch ein Anspruch auf Vollständigkeit folgt. Schon 
bei der Recherche müssen be- und entlastende 
Fakten zusammengetragen werden, Betroffene 
und Informanten von beiden Seiten angehört 
werden. Das Ergebnis muss im Beitrag auch 
berücksichtigt werden, wenn die unvollständige 
Berichterstattung über die Thematik ein schiefes 
Bild der Sachlage zeichnen würde. 

Bisher war es trotzdem für die Betroffenen 
schwierig, mit juristischen Mitteln gegen sol-
che unvollständigen Berichte anzugehen. Viele 

Gerichte gingen davon aus, dass man den Medien 
nicht vorschreiben darf, in welchem Umfang über 
ein Thema berichtet wird. Eine neue Tendenz der 
Rechtsprechung führt jedoch zu einer Änderung 
der Rechtslage. Jedenfalls dann, wenn bekannte 
Tatsachen bewusst weggelassen werden, muss 
mit erfolgreichen Klagen gerechnet werden. 
Gleiches gilt, wenn leicht ermittelbare entlasten-
de Tatsachen absichtlich nicht recherchiert und 
mitgeteilt werden, um die skandalträchtige Story 
nicht kaputt zu machen. 

Katholische Kirche klagte
Ende 2005 hat der Bundesgerichtshof (BGH) über 
einen solchen Fall entschieden und geurteilt, dass 
eine bewusst unvollständige Berichterstattung 
einen Unterlassungsanspruch rechtfertigt. Grund-
lage dieser Entscheidung war ein jahrelang vor 
Kölner Gerichten ausgetragener Rechtsstreit des 
dortigen katholischen Erzbistums und dessen 
Kardinal Meisner gegen einen Bonner Journalisten. 
Dieser hatte im Jahre 1996 über die Abtreibung 
einer Minderjährigen berichtet, die angeblich von 
einem Pfarrer geschwängert worden sein sollte. 

In den Beiträgen würde der Vorwurf erhoben, 
das Erzbistum hätte die Abtreibung verhindern und 
den Pfarrer, der das Mädchen erpresst haben soll, 
aus dem Amt entfernen können. Beides sei aber 
nicht geschehen. Hintergrund dieser Behauptung 
war die Tatsache, dass sich eine Informantin an 
die Kirche gewandt hatte, als das Mädchen in 
der zehnten Woche schwanger war. In einem 
Untertitel hieß es in dem Beitrag dazu unter ande-
rem: »Ein Priester schwängerte eine Minderjährige 
– die katholische Kirche wartete – bis nach der 
Abtreibung«.

Der Journalist ist nicht nur zur Wahrheit verpflichtet, sondern auch 
zur Vollständigkeit. Verschweigt er relevante Informationen zu 
seinem Thema, kann er sich vor Gericht wiederfinden.

VON ENDRESS WANCKEL
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    nur weggelassen
Das OLG Köln verbot die Berichterstattung, weil 

nicht klargestellt worden sei, dass dem Erzbistum 
weder der Name des betroffenen Mädchens noch 
der des Pfarrers bekannt gewesen sei und es daher 
tatsächlich keine Möglichkeit zu einem Eingreifen 
gegeben habe (OLG Köln NJW-RR 1998, 1175). 
Das Gericht hielt dem Journalisten dabei vor, ver-
schwiegen zu haben, dass sogar versucht worden 
sei, den Namen des Pfarrers und der betroffenen 
Minderjährigen zu ermitteln, eine entsprechen-
de Rückfrage bei der Informantin jedoch ohne 
Antwort geblieben sei. Das Verschweigen wesent-
licher Umstände und damit die unvollständige 
Darstellung des Sachverhaltes begründe eine ver-
deckte Tatsachenbehauptung, die dadurch unrich-
tig sei. 

Verdeckte Aussage zwischen den Zeilen
Gegen dieses Urteil ging der Bonner Jour   -
n   alist zunächst erfolgreich vor dem Bundes-
verfassungsgericht vor. Im Zuge seiner Verfas-
sungsbeschwerde wurden die Urteile aufgehoben, 
weil die Gerichte die Bedeutung und Tragweite 
der Meinungsfreiheit nicht hinreichend berück-
sichtigt hätten (BVerfG NJW 2004, 1942). Statt 
einer endgültigen Entscheidung wurde die Sache 
aber zur erneuten Verhandlung an die Zivilgerichte 
zurückverwiesen. Der Erfolg des Journalisten 
war nur ein Etappensieg, denn das OLG verur-
teilte ihn daraufhin trotz der mahnenden Worte 
des Verfassungsgerichts erneut mit nur leichten 
Einschränkungen. Er habe die Berichterstattung 
zu unterlassen, solange er dabei nicht klarstelle, 
dass weder der Name des betroffenen Mädchens 
noch der des Pfarrers bekannt gewesen sei, weil 
diese Informationen von der Informantin nicht 
mitgeteilt worden seien.  

Der Bundesgerichtshof bestätigte Ende 2005 
diese Auffassung des OLG Köln (Urteil vom 
22.11.2005, Az. VI ZR 204/04). Bei dem, »was 
zwischen den Zeilen steht«, handele es sich um 
verdeckte Aussagen im presserechtlichen Sinne. 
Bei ihnen sei zu unterscheiden zwischen der 
zulässigen Mitteilung einzelner Fakten, aus denen 

der Leser eigene Schlüsse ziehen kann, und der 
echten »verdeckten« Aussage, mit der ein Autor 
durch das Zusammenspiel offener Äußerungen 
eine zusätzliche Sachaussage macht oder sie 
dem Leser als unausweichliche Schlussfolgerung 
nahelegt. Das Verschweigen von Tatsachen sei 
bei Letzteren dann unzulässig, wenn bei unbefan-
genen Durchschnittslesern dadurch ein falscher 
Eindruck entstehen kann. 

Dies sei zum Beispiel der Fall, wenn nahelie-
genderweise davon auszugehen ist, dass aus meh-
reren Tatsachen eine bestimmte ehrverletzende 
Schlussfolgerung 
ge  zogen wird, die 
jedoch nicht nahe-
liegend gewesen 
wäre, wenn die 
verschwiegenen 
Tat    sachen ebenfalls 
mitgeteilt worden 
wären. Im konkre-
ten Fall kam der BGH zu der Überzeugung, dass 
das Verschweigen der Tatsache, dass die Namen 
des Pfarrers und des Mädchens nicht mitgeteilt 
worden waren, geeignet ist, den Vorwurf des ver-
späteten Handelns oder der Untätigkeit zu begrün-
den, während die Leser mit dieser Information 
zu anderen Erkenntnissen über das Verhalten der 
Kirche in dieser Angelegenheit gelangt wären. 

Auf Vollständigkeit achten
Um Verurteilungen zu entgehen, müssen 
Journalisten also zukünftig ihre journalistische 
Sorgfaltspflicht auch hinsichtlich der Vollständigkeit 
ihrer Beiträge ernst nehmen. Dazu zählt neben 
einer umfassenden Recherche auch die vollstän-
dige Mitteilung der gewonnenen Informationen 
– selbst wenn eine Geschichte dadurch weni-
ger spektakulär wird oder der publizistische 
»Aufhänger« verloren geht. Dies gilt für alle 
Sparten der Medienberichterstattung: Wenn über 
einen Prominenten in einer Unterhaltungspostille 
behauptet wird, er sei ein großer Charmeur und 
Lebemann und bereits in kurzer Zeit zum dritten 

Ein Pfarrer schwängerte eine 
Minderjährige, die Kirche ließ ihn 
im Amt. Ein Skandal? Kaum: Die 
Kirche wusste nicht, wer es war.
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Mal verheiratet, ohne wahrheitsgemäß hinzuzufü-
gen, dass die erste Frau bei einem Verkehrsunfall 
verstorben ist und die zweite an einer Krankheit, 
zeichnet dies ebenso ein verzerrtes Bild wie die 
Behauptung, ein Unternehmen habe im Bereich 
seines wichtigsten Produktes einen gravierenden  
Umsatzrückgang von 80 Prozent hinnehmen müs-
sen, ohne zugleich mitzuteilen, dass das verbes-
serte Nachfolgeprodukt längst am Markt ist und 
reißenden Absatz findet. 

Einen weiteren Fall unvollständiger Bericht-
erstattung hat der Bundesgerichtshof bereits im 
Jahre 2003 entschieden (Urteil vom 25.11.2003, 

Az. VI ZR 226/02; 
AfP 2004, 56). Dort 
ging es um einen 
Beitrag in der ZDF-
Sendung WISO. 
Unter dem Titel 
»Klinik Monopoly« 
wurde über einen 
Krankenhausdi rek-

 tor berichtet. In dem Beitrag wurde über angeb-
liche wirtschaftliche Fehlentscheidungen des 
Direktors und über die Konsequenzen seines vor-
zeitigen Ausscheidens aus dieser Position berich-
tet. Unter anderem seien 4,8 Millionen DM an 
eine Firma gezahlt worden, ohne dass dafür eine 
wirtschaftliche Leistung erbracht worden sei. 
Tatsächlich hatte die Firma für den Millionenbetrag 
ein Computerprogramm entwickelt und geliefert, 
welches aber nach seiner Übergabe nicht mehr 
entsprechend eingesetzt werden konnte. 

Vorenthaltener Fakt muss relevant sein
In der Beurteilung des Falls waren sich die 
Gerichte nicht einig. Das Berufungsgericht hielt 
die vorenthaltene Information, dass wenigstens 
ein unbrauchbares Computerprogramm gelie-
fert worden sei, für bedeutsam und sah deshalb 
die Persönlichkeitsrechte des Klägers verletzt. 
Der BGH meinte hingegen, die Formulierung 
»keine wirtschaftliche Leistung« sei nicht als 
Tatsachenbehauptung, sondern als Bewertung 
und Meinungsäußerung zu verstehen. Auch wenn 
die Leser die vollständige Information, dass zwar 
eine Leistung erbracht worden sei, aber eine  
unbrauchbare, erhalten hätten, hätte sich in der 
Einschätzung des Vorgangs seitens der WISO-

Zuschauer nichts geändert. Die Formulierung sei 
deshalb eine zulässige Meinungsäußerung.

Dass solche Fälle nicht immer zu Gunsten der 
Medien entschieden werden, zeigt ein anderer Fall, 
der ebenfalls im Jahre 2003 entschieden wurde, 
allerdings vom Bundesverfassungsgericht (Urteil 
vom 16.07.2003, Az. 1 BvR 1172/99; NJW 2004, 
277). Das Wirtschaftsmagazin Capital hatte unter 
der Überschrift »Marsch in den Untergang« einen 
kritischen Beitrag über die Gewerkschaft Nahrung-
Genuss-Gaststätten (NGG) veröffentlicht. Im 
Inhaltsverzeichnis hieß es: »Gewerkschaftsskandal: 
Von Arbeitgebern geschmiert und vor der Pleite: 
Die NGG«. Aus dem Haupttext des Beitrags ver-
boten das Landgericht und das Oberlandesgericht 
mehrere Passagen: 

»Die DGB-Gewerkschaft Nahrung-Genuss-
Gaststätten hat sich jahrelang von den Arbeitgebern 
finanzieren lassen.«

»Wegen rechtswidriger Finanzierungspraktiken 
steht die Existenz der Gewerkschaft auf dem 
Spiel.«

»Die NGG hat sich demnach jahrelang von 
Arbeitgebern korrumpieren lassen.« 

»Von Arbeitgebern geschmiert und vor der 
Pleite: Die NGG.«

Der Verlag wehrte sich mit einer Verfassungs-
beschwerde, die jedoch erfolglos blieb. Die Karls-
ruher Verfassungsrichter entschieden, dass das 
Erfordernis journalistischer Aufbereitung keine 
Entstellungen rechtfertigt. Da unstreitig keine 
Zahlungen an die NGG geflossen waren, sondern 
nur an den rechtlich selbstständigen gemeinnützi-
gen Verein »Bildung und Beruf«, liege eine falsche 
Tatsachenbehauptung vor. Diese sei zwar im wei-
teren Verlauf des Artikels etwas relativiert worden. 
Gleichwohl seien derartige krasse Abwertungen 
nicht vom Grundrecht der Meinungsäußerung 
gedeckt, wenn nicht nachweislich wahre Tatsachen 
zugrunde liegen. 

Falschmeldungen ohne Folgen
Nur in äußerst seltenen Fällen bleiben Falschmel-
dungen ohne juristische Konsequenzen, wenn der 
Betroffene zu Gericht geht. Dann handelt es sich 
um so genannte »wertneutrale Falschmeldungen«. 
Unwahre Informationen, die weder das sozia-
le Ansehen noch den Ruf oder die Ehre eines 
Menschen oder eines Unternehmens beinträchti-

Heiratet ein Promi innerhalb kurzer 
Zeit zum dritten Mal, sollte man 

es nicht verschweigen, wenn seine 
früheren Frauen verunglückt sind.
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gen, stellen nach einzelnen Gerichtsentscheidungen 
keine Persönlichkeitsrechtsverletzung dar. 

Das OLG Köln hat zum Beispiel 2005 zu 
einem Artikel im Handelsblatt (»Der Fotosammler 
im Tabakmantel«) entschieden, dass eine kleine 
Ungenauigkeit in der Formulierung unbedeutend 
ist (Urteil vom 28.05.2005, Az. 15 U 9/05; AfP 
2005, 287). Der Artikel setzt sich kritisch mit 
dem Börsengang einer AG auseinander. Darin 
wurde auch behauptet, der Kläger habe für die 
AG auf einer Vernissage bei Jil Sander in Hamburg 
Werbung gemacht. Tatsächlich hatte der Kläger 
auch für die AG Werbung gemacht, allerdings nicht 
bei einer Vernissage, die in Räumlichkeiten von Jil 
Sander abgehalten wurde. Richtigerweise hätte es 
somit heißen müssen »auf einer Vernissage von Jil 
Sander«. Dieser sprachliche Fehler sei zwar eine 
unwahre Tatsachenbehauptung. Die Abweichung 
von der Wahrheit sei aber von so geringem 
Gewicht, dass dadurch keine Persönlichkeitsrechte 
verletzt werden. 

Urlaubsort und Automarke
Solche Fälle werden jedoch auch in Zukunft die 
absolute Ausnahme bleiben. Falsche Behaup-
tungen sind fast immer geeignet, die öffentliche 
Wahrnehmung einer Person zu verfälschen – und 
damit Persönlichkeitsrechte zu verletzen. Denn 
schon die Angabe, wo jemand seinen Urlaub 
verbringt oder welches Auto er fährt, zeichnet 
ein bestimmtes Charakter- oder Lebensbild einer 
Person, dessen Entstellung der Betroffene nicht 
hinnehmen muss. 

Um presserechtlich unbedeutende wertneutra-
le Tatsachenbehauptungen handelt es sich somit 
nur dann, wenn durch die Falschmeldung in den 
Köpfen der Leser kein falscher Eindruck entstehen 
kann. Denkbar ist dies zum Beispiel, wenn behaup-
tet wird, eine Vereinigung habe ihre Jahrestagung 
in Frankfurt abgehalten, während sie tatsächlich 
in Wiesbaden tagte, oder ein Unternehmen habe 
unter Verstoß gegen ein Embargo eine große Partie 
Weizen verkauft, während es sich tatsächlich um 
Roggen gehandelt hat.

Vorsicht auch bei Bewertungen
Dass auch bei der Formulierung von Bewertungen 
(Meinungsäußerungen) höchste Sorgfalt geboten 
ist, zeigt eine aktuelle Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts in Sachen Manfred Stolpe (Urteil 
vom 25.10.2005, Az. 1 BvR 1696/98; NJW 2006, 
207). Stolpe hatte zunächst erfolglos gegen einen 
Berliner Rechtsanwalt geklagt, der in einer ZDF-
Sendung geäußert hatte:

»Die Tatsache, dass Herr Stolpe, wie wir alle 
wissen, IM-Sekretär, über 20 Jahre lang im Dienste 
des Staatssicherheitsdienstes tätig, dass der die 
Chance erhält, 1999 hier in Berlin, auch über 
Berlin Ministerpräsident zu werden, das heißt, 
dass ich sein Landeskind werde, zusammen mit 
anderen, das verursacht mir doch erhebliche 
Kopfschmerzen.«

Stolpe wandte sich gegen die Behauptung, er sei 
über 20 Jahre im Dienste der Stasi tätig gewesen. 
Die erste Instanz 
wies die Klage 
Stolpes ab. Das 
Oberlandesgericht 
verbot die Passage 
und wurde aber 
wiederum vom 
Bundesgerichtshof 
aufgehoben. Ei ne
Verfassungsbeschwerde Stolpes vor dem Bundes-
verfassungsgericht war erfolgreich. In einer äußerst 
innovativen Entscheidung urteilte Karlsruhe, 
dass mehrdeutige Meinungsäußerungen auch 
dann verboten werden können, wenn sie in 
einer Auslegungsvariante rechtlich zulässig sind. 
Schließlich habe es der Äußernde in der Hand, 
zukünftig eine präzisere Formulierung zu wählen, 
die die Unklarheiten beseitigt. 

Auch wenn dieser Grundsatz in einem äuße-
rungsrechtlichen Streit zwischen zwei Personen 
aufgestellt wurde, lässt er sich auf das Presserecht 
übertragen. Zukünftig können Journalisten nicht 
mehr uneingeschränkt darauf hoffen, dass bei 
mehrdeutigen Formulierungen, die in einer 
Deutungsvariante das Persönlichkeitsrecht von 
Menschen verletzen, im Zweifel immer zu 
Gunsten der Presse- und Meinungsfreiheit ent-
schieden wird. Die Grundlagen von negativen 
Bewertungen müssen bewiesen werden können. 
Wenn solche Beweise nicht vorliegen, muss eine 
klare Formulierung gewählt werden, die zwar 
wertend und kritisch sein darf, aber weder als 
Tatsachenbehauptung verstanden werden kann 
noch entsprechende andere Deutungen zulässt. �Q

Manfred Stolpe wehrte sich gegen 
die Behauptung, er hätte 20 Jahre 
lang in Stasi-Diensten gestanden. 
Karlsruhe gab ihm Recht.

Dr. Endress 
Wanckel ist 
Rechtsanwalt in 
der Hamburger 
Medienkanzlei 
Frömming & 
Partner.
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Religion muss      

D
ie Welt hatte am 1. Februar 2006 den 
Streit um die Mohammed-Karikaturen 
ausführlich dargestellt und auch mehre-
re der in Dänemark erstmals publizier-

ten Karikaturen veröffentlicht, die unter Muslimen 
weltweit zum Teil scharfe Kritik ausgelöst hatten. 
Auf der Titelseite wurde unter der Überschrift 
»Protest gegen Mohammed-Bilder erfolgreich« 
eine  Zeichnung des Propheten mit angezündeter 
Zündschnur in der Kopfbedeckung abgebildet. 
Unter der Überschrift »Verschärfte Konflikte um 
Mohammed-Karikatur« wurden im Innern des 
Blattes weitere vier Karikaturen aus Dänemark 
gezeigt, eine davon in Großformat. 

»Frühmittelalterlicher Räuberfürst«
Schließlich setzte sich ein Kommentar unter der 
Überschrift »Heiliger Zorn« mit der Thematik 
auseinander. Chefredakteur Roger Köppel stellte 
darin die Frage, wie satirefähig der Islam sei. Man 
solle den Fall nicht zum Kulturkampf stilisieren, 
schrieb er. Schließlich gebe es tatsächlich eine 
Schamschwelle satirischer Verhunzung, welche in 
Religionsfragen nicht überschritten werden sollte. 
Der von den Moslems angelegte Maßstab überfor-
dere die offene Gesellschaft. Es gebe im Westen 
kein Recht auf Satireverschonung. 

Gerade das Christentum, so Köppel weiter, 
sei zum Gegenstand mitleidloser Kritik gewor-
den, zum Objekt satirischer Zerlegung. Die 
Möglichkeit, selbst das Allerheiligste zu verspot-
ten, sei ein Traditionskern unserer Kultur, ein Beleg 
für gesunde Instinkte der Respektlosigkeit. In dem 
Kommentar werden die muslimischen Proteste als 
»heuchlerisch« und der Prophet Mohammed als 
»frühmittelalterlicher Räuberfürst« bezeichnet.

Zu den Veröffentlichungen in der Welt gin-
gen beim Deutschen Presserat 45 textidentische 
Einzelbeschwerden sowie weitere vier individuell 
abgefasste Beschwerden ein. Die Beschwerdeführer 
bezeichneten die Art und Weise der Darstellung 
des Propheten als beleidigend und verletzend. Die 
Darstellung Mohammeds mit einer Bombe in der 
Kopfbedeckung suggeriere einen Zusammenhang 
von Islam und Terrorismus. Die großformatige 
Wiedergabe einer Karikatur im Blattinnern sei nicht 
mehr mit der Dokumentationspflicht zu erklären. 
Mit dem Nachdruck der umstrittenen Karikaturen 
zu diesem Zeitpunkt sei die Beleidigung einer reli-
giösen Minderheit bewusst in Kauf genommen 
worden. 

Schließlich sei die Bezeichnung des Propheten 
als »frühmittelalterlicher Räuberfürst« für Muslime 
besonders kränkend. Die Karikaturen und der 
Kommentar verletzten die Menschenwürde, dis-
kriminierten nationale und religiöse Minderheiten 
und zerstörten den sozialen Frieden. Diese 
Berichterstattung könne nicht mehr mit der 
Meinungsfreiheit begründet werden. Jedes Recht 
habe seine Pflichten.

Köppel: Nachdruck gerechtfertigt
Chefredakteur Roger Köppel erklärte in seiner 
Stellungnahme, die Welt habe nicht religiöse 
Symbole lächerlich gemacht oder sie herabgesetzt, 
sie habe die Glaubenswahrheit des Islam weder 
verfälscht noch verunglimpft. Ihre Beiträge seien 
nach Form und Inhalt publizistisch veranlasst 
und gerechtfertigt. Dies schließe den Nachdruck 
der fünf Karikaturen, über die seit Wochen welt-
weit diskutiert werde, ein. Gerade angesichts der 
Dimension des Konflikts sei eine umfassende jour-

Der Nachdruck der Mohammed-Karikaturen in der Welt wurde 
vom Deutschen Presserat verhandelt. Sein Befund: Chefredakteur 
Roger Köppel ist nicht zu weit gegangen.

VON HORST SCHILLING
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   Kritik ertragen
nalistische Bearbeitung dieses Themas, einschließ-
lich der kritischen Bewertung, unabdingbar. Dass 
nicht nur eine gesteigerte Informationspflicht 
bestehe, sondern gleichzeitig Rücksicht gegenüber 
den religiösen Empfindungen gläubiger Muslime 
zu nehmen sei, sei seiner Redaktion bewusst. Der 
Ausgewogenheit ihrer Berichterstattung habe nicht 
zuletzt ein Interview Rechnung getragen, in dem 
ein Repräsentant der islamischen Minderheit in 
Deutschland umfassend zu Wort gekommen sei. 

Die weltweit aufgeheizte Diskussion berge 
die Gefahr, durch falsche oder überzogene 
Rücksichtnahme der Öffentlichkeit Informationen 
über Missstände vorzuenthalten und damit die 
Informations- und Meinungsfreiheit auszuhebeln, 
so Köppel weiter. Das sei vor allem auch des-
halb zu befürchten, weil Gewaltanwendung und 
Drohungen mit Gewalt den Konflikt begleiteten 

und schürten. Der Abdruck der Zeichnungen sei 
als Meinungsäußerung zulässig und im Rahmen 
der Kunstfreiheit gerechtfertigt. 

Zugleich berufe sich die Zeitung auf das Recht, 
mit den Abbildungen zu dokumentieren, was den 
Konflikt, über den sie berichte, ausgelöst habe. 
Der Abdruck sei weiterhin erforderlich, um den 
Lesern die Möglichkeit zu eröffnen, sich ein Urteil 
über die Relation zwischen Anlass und dem zwi-
schenzeitlichen Ausmaß der Proteste bilden zu 
können. Der bloße Hinweis auf die Existenz der 
Karikaturen hätte diesen Zweck nicht erfüllt. 

Der Bewertung Mohammeds als »frühmittelal-
terlicher Räuberfürst« liege ein sachlicher Bezug 
zugrunde, betonte Roger Köppel. Historisch sei 
überliefert, dass der Prophet zunächst vor allem ein 
Feldherr gewesen sei, der Eroberungszüge veranlasst 
und selbst geführt habe. In diesem Zusammenhang 

Die Welt vom 1. Februar 
2006: Auf dem Titel der 
Prophet mit der Bombe im 
Turban, auf Seite 5 weitere 
Karikaturen aus Dänemark.
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von einem »Räuberfürsten« zu sprechen, sei 
eine sprachliche Zuspitzung, die im Rahmen der 
Meinungsfreiheit erlaubt sein müsse. Mit »frühmit-
telalterlich« werde eine beschreibende und relati-
vierende Präzisierung hinzugefügt. Religion müsse 
Kritik ertragen. Dass es eine Schamschwelle satiri-

scher Verhunzung 
gebe, die in Reli-
gions fragen nicht 
überschritten wer-
den sollte, habe 
die Zeitung in 
ihrem Kommentar 
versichert. Die 
Welt habe diese 

Schwelle nicht übertreten. Der Vorwurf eines 
Beschwer de  führers, die Ver öf  fentlichung stö   re den 
sozialen Frie den und gefährde den »in terreli giö sen 
Dialog« dra ma tisch, verkenne die Funktion einer 
Aus einander setzung mit geistigen Mitteln. 

Der Presse rat wies alle Be schwerden über die 
Darstellung des Kari katurenstreits in der Welt als 
unbegründet zurück. Nach seiner Überzeugung 
verletzt die angegriffene Veröffentlichung in Wort 
und Bild nicht die im Pressekodex gezogenen 
Grenzen. Die bildlichen Darstellungen griffen das 
zeitgeschichtlich aktuelle Thema »religiös begrün-
dete Gewalt« mit den für Karikaturen typischen 
Mitteln auf. Dabei würden weder die Religions-
ge meinschaft noch ihr Stifter und ih re Mitglieder 
geschmäht oder all gemein herabgesetzt. Auch 
Religions gemeinschaften und ihre Mitglieder 
müssten Kritik – auch scharfe – ertragen. Die 
Beschwerdekammer des Presserats betonte, dass 
es Grenzen für Satire und Karikaturen gebe. Diese 
seien allerdings weit zu ziehen. Im vorliegenden 
Fall werde diese Grenze nicht überschritten.

Im Vorfeld dieser Entscheidung hatte der 
Presserat auf den Vorschlag des EU-Innen- und 
Rechtskommissars Franco Frattini reagiert, in 
einem Verhaltenskodex für Journalisten sollten 
religiöse Gefühle besser geschützt werden. Im 
Zusammenhang mit dem Karikaturenstreit sei es 
wichtig, über die Verantwortung der Presse, aber 
auch über die Pressefreiheit zu reden. Ein euro-
päischer Pressekodex müsse jedoch nicht eigens 
erarbeitet werden. Der Deutsche Presserat habe 
einen Kodex, in dem es auch eine Regelung zum 
Umgang mit religiösen Gefühlen gebe, erklär-

te dazu Dr. Ilka Desgranges, die Sprecherin des 
Deutschen Presserats. Zwischen der in Ziffer 10 
der Publizistischen Grundsätze enthaltenen ethi-
schen Regel und der Pressefreiheit sei jeweils 
vor Veröffentlichung von Karikaturen, wie der 
jetzt heftig diskutierten, abzuwägen. Im Übrigen 
existierten europaweit dem Deutschen Presserat 
vergleichbare Einrichtungen der Selbstregulierung 
mit entsprechen Verhaltenskodizes.

Bild bildete Mohammed schon 2001 ab
Mit einer Abbildung des Propheten hatte sich der 
Presserat schon einmal befasst. In der Bild-Zeitung 
vom 25. September 2001 hatte Peter Scholl-
Latour die Frage beantwortet, ob Mohammed 
ein gütiger Prophet sei. Dem Beitrag war eine 
Holzschnittzeichnung Mohammeds beigestellt. 

Der Generalkoordinator der Türkischen Vereine 
in Deutschland, Irfan Dinc, beklagte daraufhin 
beim Deutschen Presserat, dass in den Quellen 
der islamischen Religion kein Bild des Propheten 
existiere. Die Muslime würden mit Wut und Zorn 
reagieren, wenn irgendwo ein Bild gezeigt werde, 
auf dem angeblich der Begründer ihrer Religion 
dargestellt sei. Gerade in einer Zeit, in der wegen 
der traurigen Ereignisse in den USA die Stimmung 
sehr angeheizt sei, hielten die Koordinierungsräte 
von über 1.000 Mitgliedsvereinen in Deutschland 
es für unverantwortlich, ein Bild von Mohammed 
zu drucken. Dies würde nur jenen Kreisen nut-
zen, die einen offenen Konflikt zwischen den 
Religionen wünschten.

Die Rechtsabteilung des Springer-Verlages  
hielt dem entgegen, dass die veröffentlichte 
Zeichnung des Propheten als Bildnis im Rahmen 
eines Beitrages einer deutschen Zeitung nicht den 
Regeln des Islam  unterworfen sei. Generell treffe 
es auch nicht zu, dass niemals in der Geschichte 
des Islam Abbildungen des Propheten aufgetaucht 
seien. Einem Gutachten von Dr. Hans-Peter 
Raddatz, Autor des Buches »Von Gott zu Allah?« 
und Co-Autor der »Encyclopedia of Islam«, könne 
man entnehmen, dass figurale Darstellungen 
einschließlich der des Propheten vor allem auch 
Eingang in die Buchkunst gefunden hätten. Darin 
seien sie bis ins 12. Jahrhundert gepflegt worden. 
Auch die Quellen des Islam enthielten keine kla-
ren Anweisungen, dass Prophetenbilder generell 
verboten seien. 

Die Beschwerdekammer des 
Presserates meinte, die Grenzen 

für Satire und Karikaturen 
seien weit zu ziehen. 
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Im Grundsatz könne es allerdings unabhängig 
von der gutachterlichen Stellungnahme nicht ange-
hen, dass es nicht zum Islam gehörenden Personen 
verboten sei, in ihrem geistigen und religiösen 
Raum Abbildungen des Propheten Mohammed zu 
zeigen, und sie sich damit Regeln einer anderen 
Religion unterwerfen müssten. Hinzu komme, 
dass es der abendländischen Kultur eigen sei, 
religiöse Figuren einschließlich der Gottvaterfigur 
bildhaft darzustellen. 

Der Presserat befand, die Zeichnung des 
Propheten Mohammed sei nicht zu beanstanden, 
da dadurch weder der Islam noch seine Gründer 
lächerlich gemacht würden. Die Rechtsabteilung 
des Verlages habe in ihrer Stellungnahme glaub-
haft versichert, dass durchaus verschiedene 
Darstellungen des Propheten existierten. Diese 
dürften dann auch veröffentlicht werden, wenn sie 
nicht dazu geeignet seien, das religiöse Empfinden 
von Moslems zu verletzen. Dies sei im vorliegen-
den Fall gegeben.

Die Verletzung religiöser Empfindungen ist in 
der Spruchpraxis des Presserats bislang nur ein 
Randthema. Seit dem Neubeginn der Freiwilligen 

Selbstkontrolle der Printmedien im Jahre 1985 
wurden insgesamt 21 Veröffentlichungen geprüft, 
die nach Ansicht der Beschwerdeführer religiöse 
Gefühle verletzten. Sieben Beschwerden hielt der 
Presserat für begründet, 14 Beschwerden wies er 
als unbegründet zurück. 

»Gut abgehangen am Kreuz«
1991 wurde die taz gerügt, die am 18. April 
1987 unter Verwendung von Bibelzitaten über 
Menschenopfer und Kannibalismus berichtet 
und bezüglich des Osterfestes die Formulierung 
»Gut abgehangen am Kreuz ist er allgegenwärtig« 
gebraucht hatte. Die Verbindung des Kreuztodes 
mit Kannibalismus sei nicht nur ein Verstoß gegen 
den guten Geschmack, sondern verletze durch die 
Umkehrung der Glaubensaussage ins Gegenteil 
das religiöse Empfinden der Christen, begründete 
der Presserat seine Entscheidung. 

1994 rügte er Neues Deutschland. Das 
Blatt hatte sich am 14. Oktober 1993 unter der 
Überschrift »Der Jesus-Trick« mit der Person eines 
ehemaligen Kandidaten für das Amt des deut-
schen Bundespräsidenten auseinandergesetzt. Im 

Auch Christen mussten 
schon Verballhornungen 
ihrer Heiligtümer hinnehmen: 
Titelseite der taz vom 11. 
August 1995. Vom Presserat 
gab‘s eine Missbilligung.
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Text fanden sich Formulierungen wie »...sollte für 
den Posten des Jesus ehrenhalber nominiert wer-
den; die Mixtur aus Frechheit und Wehleidigkeit 
prädestiniert ihn dafür... Hätt‘ Maria abgetrieben, 
wär‘ uns das erspart geblieben.« 

Eine Missbilligung gab es für die taz, die am 
11. August 1995 unter der Überschrift »Kruzifix! 
Bayern ohne Balkensepp« Reaktionen auf ein Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zu den Kreuzen 
in bayerischen Klassenzimmern veröffentlicht 
hat te. Nach Über zeugung des Pres se  rats  wurde 
durch die Bezeichnung »Balkensepp« das Kreuz 
als Kernsymbol des christlichen Glaubens der 
Lächerlichkeit preisgegeben. In einem Beitrag zum 
selben Thema zeigte eine Satirezeitschrift auf ihrer 
Titelseite den gekreuzigten Jesus als Halter einer 
Toilettenpapier rolle und fragte in der Schlagzeile: 
»Nach dem Kru zifix-Urteil: Spielt Jesus noch 

eine Rolle?« Der 
Presserat sah in der 
Schmähung des 
Kreuzes das religiö-
se Empfinden gläu-
biger Christen ver-
letzt, verzichtete 
aber auf eine Maß-

nahme und würdigte damit die Auffassung, dass 
gewichtige Argumente auch für eine Zulässigkeit 
der Veröffentlichung im Rahmen der Satirefreiheit 
sprechen.

Mit einem Hinweis bedachte der Presserat 
1995 eine Tageszeitung, die einen Streit um 
die Aufstellung einer Madonnenfigur in einer 
Bistumsstadt glossiert hatte. Der Text gipfelte 
in der Forderung an die Himmelskönigin, dem 
Streit ein schnelles Ende zu bereiten: »Durch 
ein Wunder zum Beispiel. Wie wär’s mit einer 
unbefleckten Empfängnis – oder mal wieder mit 
einer Erscheinung?« Die unbefleckte Empfängnis 
Marias zähle zum Kernbestand des Glaubens der 
Katholiken, stellte der Presserat fest. Hier werde 
eine über die geschützte Religionsfreiheit ebenfalls 
geschützte Glaubenswahrheit der Lächerlichkeit 
preisgegeben. 

Unter der Überschrift »Glotzen bis zum 
Halleluja« witzelte eine Tageszeitung über 
einen geplanten Fernsehsender der Kirche. Der 
Presserat hielt die satirische Betrachtung mög-
licher Programmteile mit einer Ausnahme für 

presseethisch zulässig. Der biblische Erotikstreifen 
»Marias magische Muschi« verletze wesentlich das 
religiöse Empfinden von Leserinnen und Lesern. 
Die Zeitung erhielt einen Hinweis.

Der Papst und die Nackten
1998 illustrierte ein Foto von Papst Johannes Paul 
II. das Titelblatt eines Nachrichtenmagazins. Der 
Papst stützte sich auf einen Bischofsstab, der die 
Plastik einer barbusigen Frau enthielt, die ihre 
Arme wie bei einer Kreuzigungsszene weit ausein-
ander breitete. Die Bildmontage war mit dem Text 
versehen: »Kulturkampf um Sex und Abtreibung 
– Das Kreuz mit dem Papst – Wojtylas letztes 
Gefecht«. 

Der Presserat hielt die Darstellung für noch zuläs-
sig. Die in der Titelgeschichte des Magazins vertre-
tene Ansicht, der Papst habe mit seiner Anweisung, 
aus der staatlichen Schwangerschaftsberatung 
auszusteigen, bedürftige Frauen im Stich gelas-
sen, bilde die Grundlage der Titeldarstellung. 
Die Assoziation einer nur dürftig verhüllten Frau 
mit der Kreuzigungsszene könne man als äußerst 
geschmacklos ansehen. Gleichwohl sei nicht von 
der Hand zu weisen, dass die Darstellung die von 
der Redaktion vertretene Position zwar plakativ 
und zugespitzt, aber auch anschaulich umsetze.

Einen Freispruch gab es auch für eine 
Regionalzeitung, die 1992 in ihrer Silvesterausgabe 
eine Fotomontage veröffentlicht hatte, die den 
Papst mit einer barbusigen Frau zeigte. In der 
Unterzeile hieß es: »Ein neuer Katechismus fürs 
neue Jahr: Vater sein ist nicht schwer, Vater wer-
den dagegen sehr.« Der Presserat sah den Papst, die 
junge Frau und den dazugehörigen Text in einem 
derart absurden Zusammenhang dargestellt, dass 
hierin nur ein Stilmittel erkannt werden könne, 
mit dessen Hilfe das Thema auf die Spitze getrie-
ben werden sollte. 

1988 leitete eine Tageszeitung eine Bilderserie, 
welche die Geburt Christi karikierte, mit der 
Frage ein, wie eine Frau ohne Geschlechtsverkehr 
schwanger werden könne. Die Antwort lautete: 
»Eine verirrte konföderierte Gewehrkugel durch-
schlug den Hoden eines Unionssoldaten und 
bohrte sich in den Eierstock einer 18-jährigen 
jungen Dame, die zu dieser Zeit  dreißig  Meter 
von ihm entfernt stand.« Man möge über die 
Qualität der Karikatur streiten und die Frage des 

Das Kreuz als Kernsymbol des 
christlichen Glaubens wurde durch 

die Bezeichnung »Balkensepp« der 
Lächerlichkeit preisgegeben.
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guten Geschmacks stellen, erklärte der Presserat. 
Bei allem Verständnis für die Empörung des 
Beschwerdeführers reiche dies alles jedoch nicht 
aus, um eine Verletzung des religiösen Empfindens 
festzustellen.

1994 berichtete eine Frauenzeitschrift über die 
Ausstellung eines bekannten Fotografen und ver-
öffentlichte in diesem Zusammenhang ein Foto, 
das eine Kunststudentin, lediglich mit einem Tuch 
bekleidet, am Kreuz zeigte. Ein Schild am Kreuz 
trug die Aufschrift »Verarschung, Verwirrung, 
Verheißung«. Der Presserat kam zu dem Schluss, 
dass diese Darstellung eines ungewöhnlichen und 
herausragenden Projekts von der künstlerischen 
Freiheit gedeckt sei. Die Darstellung sei historisch 
nachvollziehbar, da zur Zeit der römischen Kaiser 
Frauen häufig unbekleidet gekreuzigt worden 
seien.

Abendmahl mit Bier
Im Jahr 1997 illustrierte eine Zeitschrift einen 
Artikel über die Bierwerbung mit dem Foto 
eines Gemäldes, das Jesus und seine Jünger beim 
Abendmahl zeigt. Das Bild wurde dahingehend 
verändert, dass alle Personen jeweils ein Glas Bier 
vor sich haben. Der Presserat meinte, durch die 
Bildmanipulation würden Inhalte des religiösen 
Glaubens nicht lächerlich gemacht und damit auch 
das religiöse Empfinden nicht wesentlich verletzt.   

2002 veröffentlichte eine Zeitschrift unter der 
Überschrift »Silvester-Party: Alles aus dem Internet« 
eine mit halbnackten weiblichen Models nach-
gestellte Szene des letzten Abendmahls Christi. 
Dem Foto waren Hinweise auf verschiedene 
Homepages beigestellt, auf denen Dienstleistungen 
und Produkte angeboten wurden. Allein die 
Tatsache, dass sich halbnackte weibliche Models 
um die Tafel gruppieren, meinte der Presserat, 
ergebe keine blasphemische oder pornografische 
Darstellung der Abendmahl-Szene.

Entscheidungen im Sinne von Ziffer 10 treffe er 
immer in dem Bewusstsein, dass in solchen Fällen 
eine sorgfältige Abwägung zu erfolgen habe, bei der 
neben der Achtung religiöser Überzeugungen und 
Empfindungen auch die berechtigten Interessen 
der Presse gewahrt werden müssten, bestimmte 
Inhalte kundzutun und zu verdeutlichen, bekun-
dete der Presserat in einem dieser Fälle. Dass es 
dabei auch Grenzen gebe, sei ihm stets bewusst.  

In all den Fällen, in denen er Beschwerden über 
Veröffentlichungen mit religiösen Bezügen als 
unbegründet zurückgewiesen hat, respektierte 
der Presserat die Wesensmerkmale von Satire 
und Karikatur. Beide bedürften insofern beson-
derer Beurteilung, als sie bewusst ein Spott- und 
Zerrbild der Wirklichkeit vermittelten. Die Satire 
übertreibe, gebe 
den Gedanken, 
die sie ausdrü-
cken wolle, einen 
scheinbaren Inhalt, 
der über das wirk-
lich Gemeinte hin-
ausgehe. Die mit 
der Satire ausge-
drückte Kritik sei hinzunehmen, selbst wenn sie 
objektiv verfehlt, geschmacklos  oder banal sei. 
Über Geschmacksfragen allerdings entscheide der 
Presserat nicht.

Nicht Ziffer 10, sondern Ziffer 12 des 
Pressekodex stand zur Diskussion, als sich der 
Presserat 1997 mit einer Karikatur befasste, die 
unter der Überschrift »Schöne Bescherung« im 
Dezemberheft einer Zeitschrift erschienen war. 
Die Veröffentlichung zeigte den Besuch der hei-
ligen drei Könige im Stall von Bethlehem: Maria 
und Josef sind verzweifelt – das Kind ist ein 
Mädchen. Einer der drei Könige führt per Handy 
ein Telefonat und sagt: »Zuerst die gute Nachricht: 
Es ist weiß. Und jetzt die schlechte:...« 

Die Rechtsabteilung des Verlages erklärte dazu, 
der Cartoon werfe gerade zur Weihnachtszeit 
die berechtigte Frage auf: Was würde es für das 
Christentum bedeuten, wenn Christus kein Junge, 
sondern ein Mädchen, wenn seine Hautfarbe 
nicht weiß, sondern schwarz gewesen wäre? 
Beides seien Fragen, die auch von der modernen 
Theologie gestellt und diskutiert würden. 

Der Presserat sah in der Zeichnung ein 
Beispiel für eine gelungene Satire. In ihr werde 
die ganze Absurdität deutlich, welche die 
Diskussion über Hautfarbe beziehungsweise 
Geschlechtszugehörigkeit beinhalte. Rassismus 
und Diskriminierung seien so überspitzt darge-
stellt, dass jedem Betrachter drastisch vor Augen 
geführt werde, wie menschenverachtend es sei, 
jemanden nach seiner Hautfarbe oder seinem 
Geschlecht zu beurteilen. �Q

Eine Karikatur griff die Frage auf: 
Was, wenn Jesus ein Mädchen 
gewesen wäre? Der Presserat hielt 
es für gelungene Satire.

Horst Schilling, 
ehemaliger 
Chefredakteur der 
Rhein-Zeitung, 
verfolgt regelmä-
ßig die Sitzungen 
des Deutschen 
Presserates, dem er 
12 Jahre angehörte.
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        E INE SCHLAGZEILE, DIE SCHOCKTE

Die Süddeutsche Zeitung berichtete von einem 
Schock auf dem Boulevard. In der Zeit polemi-
sierte Michael Naumann, die Presse könne die 

Ereignisse schon einmal vorweg nehmen – in einer Art 
appellativer Schweinefantasie. Und die taz fragte: »Wird 
Kai Diekmann geköpft?« Die Schelte der Kollegen war 
an die Bild-Zeitung gerichtet, die in ihrer Ausgabe vom 
30. November 2005 die Frage gestellt hatte: »Deutsche 
Geisel – Wird sie geköpft?« Die Schlagzeile war kombi-
niert mit einer Porträtaufnahme von Susanne Osthoff, 
der zu diesem Zeitpunkt noch im Irak gefangen gehalte-
nen deutschen Archäologin.  

»Schamgrenzen zertrampelt«
Beim Deutschen Presserat hagelte es daraufhin ganze 
32 Beschwerden mit insgesamt 46 Unterschriften 
– so viel wie nie zuvor. Die Beschwerdeführer bean-
standeten Missachtung der Menschenwürde, Mangel 
an Pietät und Mitgefühl, unmenschlichen Zynismus, 
reißerische Manier oder geschmacklose und scham-
lose Sensationsgier. »Wir sind dank Bild zu einer 
eiskalten Gesellschaft geworden«, hieß es in einer 
der Beschwerden. Man habe beinahe das Gefühl, bei 
einem lustigen Wettspiel dabei zu sein: »Die Spannung 
steigt: Wird sie geköpft oder wird sie es nicht?«, schrieb 
eine Leserin. Ein Ehepaar bekundete, ihm fehlten die 
Worte über diese niederschmetternde Art, mit der 
Schamgrenzen zertrampelt würden. Man habe mit 
dieser Überschrift lediglich die Gelegenheit genutzt, die 
besonders grausame Tötungsart des Köpfens zu erwäh-
nen und über diesen Gruseleffekt die Sensationslust der 
Leserinnen und Leser zu bedienen, stellte ein anderer 
Beschwerdeführer fest. 

Der Diözesanrat des Erzbistums München und 
Freising erklärte, die Schlagzeile wolle effekthascherisch 
unter bewusster Missachtung der Menschenwürde 
die Auflage steigern. Statt der Sorge um das Wohl der 

Entführten Ausdruck zu geben, werde mit sprachlicher 
Brutalität Schicksal gespielt. Kinder und Jugendliche 
könnten allein durch das Lesen der überaus aufdringli-
chen Schlagzeile in ihrer entwicklungsbedingt beschränk-
ten Weltkenntnis eine schwere psychische Belastung 
erfahren, befürchtete eine Beschwerdeführerin.

Die Frage wirke durch ihre zentral positionierte und 
im Verhältnis zum restlichen Artikel unausgewogen 
überdimensionale Darstellung nicht mehr wie eine 
reine Vermutung, sondern eher wie eine wahrschein-
liche Annahme, die auf soliden Informationen zu 
basieren scheine, meinte ein Beschwerdeführer. Und 
ein anderer glaubte, dass mit dieser Formulierung die 
Köpfung schon vorweggenommen werde. Ein weiterer 
Bild-Leser war der Ansicht, die Kombination des Titels 
mit einem Foto des Kopfes der Entführten entspreche 
in ihrer Qualität einem Splatter-Video, bei dem sich 
dessen perverse Betrachter an wirklich vor der Kamera 
begangenen Grausamkeiten aufgeilen.

Springer: Realität ist brutal
Bild habe eine Frage formuliert und keine Tatsache 
behauptet, kommentierte der Springer-Verlag die Flut 
der Beschwerden. Aus rechtlicher Sicht stünden Fragen 
grundsätzlich unter dem Schutz der Meinungsfreiheit, 
insbesondere, wenn Anhaltspunkte vorlägen, die jeweils 
konkrete Frage zu stellen, zitierte der Verlag das Bundes-
verfassungsgericht. Die Frage stehe im Zusammenhang 
mit der brutalen Realität von Krieg und Gewalt, in 
deren Rahmen die Entführung Susanne Osthoffs gesche-
hen sei. Sie sei als echte Frage formuliert und nicht 
suggestiv. Daran änderten auch Form und Aufmachung 
nichts. Die Formulierung der Frage entspreche der 
Wirklichkeit, die ganz real im Irak herrsche. Dass sich 
Susanne Osthoff konkret in der Gefahr befunden habe, 
entführt und geköpft zu werden, habe sie selbst in 
mehreren öffentlichen Äußerungen bestätigt. 

Bild fragte, ob Susanne Osthoff geköpft werde. Der Presserat 
sah darin keine unangemessen sensationelle Darstellung.            
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Die Darstellung verletze nicht die Menschenwürde, 
weder die der Entführten noch die der Angehörigen, 
und beeinträchtige auch nicht die gesellschaftliche 
Werteordnung allgemein, indem sie das Thema »dro-
hender Tod« unangemessen behandele. Zweck der 
Veröffentlichung sei weder Kommerzialisierung noch 
Herabwürdigung der Betroffenen zum Objekt. Die 
Darstellung sei auch nicht »schlechterdings unerträg-
lich«. Sie sei allerdings grausam und unangenehm, weil 
ihr eine brutale Realität zugrunde liege. Sie verletze 
aber nicht schon deshalb die Menschenwürde, weil sie 
zur Beschreibung einer brutalen Wahrheit diene. Der 
Presserat habe aus Anlass der Beslan-Berichte zu Recht 
festgestellt, dass die Berichterstattung über grausame 
Realitäten zu den Aufgaben der Presse gehöre. 

Verkaufszahlen nicht höher
Der Verlag widersprach der Unterstellung vieler 
Beschwerdeführer, die Zeitung habe mit der Aufmachung 
nur eine Auflagensteigerung verfolgt. Wie sich aus der 
Verkaufsauswertung der 47. bis 50. Woche 2005 
ergebe, seien die Verkaufszahlen bei Schlagzeilen über 
Verbrechen in der Regel schlechter als andere. Dies 
sei auch bei der Osthoff-Schlagzeile der Fall gewesen. 
Persönlichkeitsrechte von Susanne Osthoff seien offen-
kundig nicht verletzt worden. Sie sei durch dieses die 
Öffentlichkeit bewegende Ereignis, mit dem sich auch 
Politiker auf höchster Ebene befasst hätten, unstreitig 
zu einer Person der Zeitgeschichte geworden. 

Der Verlag wies auch den Vorwurf einer unange-
messen sensationellen Darstellung zurück. Gerichte bil-
ligten der Presse bei der Gestaltung von Überschriften, 
die nur schlagwortartig den Inhalt eines Artikels 
wiedergäben, einen besonderen Freiraum zu. Nicht 
allein die Überschrift entscheide, ob presseethische 
Grundsätze verletzt seien. Auch die darunter stehen-
de Berichterstattung müsse berücksichtigt werden. 
Die Darstellung in Bild sei von einem öffentlichen 
Informationsinteresse gedeckt und gehe nicht da-
rüber hinaus. Das Maß an Allgemeininteresse, aus 
Kriegsgebieten und über Terrorakte authentisch zu 
berichten, könne nicht hoch genug eingeschätzt wer-
den. Angesichts beinahe täglich eingehender Meldungen 

über Entführungen und bestialische Morde an Entführ-
ten, insbesondere durch Kopfabschlagen, wäre eine 
weniger deutliche Darstellung eher eine Verharmlosung 
der Gefahr, in der sich die entführte Deutsche tatsäch-
lich befunden habe. 

Der Presserat sah in der Veröffentlichung weder die 
Würde des Opfers verletzt noch die Situation, in der sich 
die Geisel zum Zeitpunkt der Veröffentlichung befand, 
als unangemessen sensationell dargestellt. Er wies 
daher alle Beschwerden als unbegründet zurück. Das 
Gremium äußerte Verständnis für die von Emotionen 
geprägten Beweggründe der Beschwerdeführer, hielt 
jedoch die Schlagzeile für presseethisch vertretbar, da 
Susanne Osthoff sich am Erscheinungstag der Zeitung  
eindeutig in Lebensgefahr befunden habe. In diesem 
Falle habe auch die Frage, ob sie »geköpft« werde, 
gestellt werden können, da auf diese grausame Art und 
Weise im Irak bereits mehrere Entführte hingerichtet 
worden seien. Die Zeitung habe hier mit sprachlichen 
Mitteln eine reale Gefahr aufgezeigt. Auch grausame 
Realitäten zu schildern und darüber zu berichten, gehö-
re zu den Aufgaben der Presse.

Horst Schilling             

Bild-Titel vom 30. November 2005: So viele Beschwerden 
waren beim Presserat noch nie eingegangen.
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Fast unerträglich

Von Menschen, die einmal vor Gericht 
gestanden und verurteilt oder freigespro-
chen wurden, bekommt der Journalist oft 

zu hören: »Die bedingte Strafe oder Buße wäre  
ja hinzunehmen. Aber die ‚soziale Strafe’, durch 
die Medien geschleppt worden zu sein, war fast 
unerträglich – für mich, für das Geschäft, für die 
Familie«. Ähnliches gilt für trauernde Privatleute, 
die am Rande von Katastrophen unvermutet in das 
Scheinwerferlicht  der Medien geraten sind.

Deshalb ist der Grundsatz der meisten 
Presseräte streng: Journalisten und Journalistinnen 
veröffentlichen grundsätzlich keine identifizie-
renden Angaben über jemand vor Gericht, die 
ihn für Dritte – außerhalb des familiären oder 
sozial/beruflichen Umfelds – erkennbar machen 
(www.presserat.ch, Schweizer Journalistenkodex, 
Richtlinie 7.6.). 

Grundsätzlich gilt bei der Namensveröffentli-
chung durch Polizei oder Behörde, dass Medien-
leute die Voraussetzungen für eine publizierte 
Identifikation prüfen müssen – auch, wenn ein 
Polizeisprecher den Namen eines Verhafteten in 
einem Pressegespräch zu Unrecht bekannt gibt. 

Ausnahmen von der Regel
Ausnahmen von der Regel liegen in folgenden fünf 
Fällen vor:  
�Q��Wenn ein öffentliches Interesse besteht. 
Beispiel: Ein wegen Lockvogelangeboten in U-Haft 
sitzender mutmaßlicher Wirtschaftskrimineller 
setzt seine unlautere Tätigkeit dank Zelltelefon aus 
der Gefängniszelle fort. 
�Q��Wenn die Person eine politisch/gesellschaftlich 
wichtige öffentliche Position einnimmt und das 
Berichtsthema damit zusammenhängt. Beispiel: 

Der Präsident einer Strafkammer hat unzählige 
Autofahrer wegen angetrunkenen Zustands dras-
tisch bestraft. Jetzt wird er, rückfällig, in angetrun-
kenem Zustand am Steuer erwischt.
�Q��Wenn der Genannte bereits »allgemein 
bekannt« war, was ab und zu der Fall ist, wenn 
die Boulevardpresse ihn gejagt hat. Vorsicht: 
Das reicht nicht. Es sind Medien, die den Mann 
bekannt gemacht haben. Ein Wort zur Unsitte, 
den richtigen Vornamen und dann die Initiale des 
Nachnamens sowie den Wohnort anzugeben: Issa 
M., Rüschlikon. Das rückt einer Identifizierung 
schon sehr nahe! Der Vorname trägt meist kaum 
zur Authentizität des Textes bei. Besser ist es, die 
Person zu umschreiben: Die Freundin des wegen 
Kinderschändung Verdächtigten, ... sie hat ihm bei 
der Beschaffung von Opfern geholfen. 
�Q��Wenn die vor Gericht stehende Person in die 
Namensnennung eingewilligt hat. Beispiel: Der 
Angeklagte bittet vor dem Gerichtsgebäude ihn 
eskortierende Polizisten, einige Worte in die hinge-
haltenen Kameras sagen zu dürfen. 
�Q��Wenn Verwechslungen mit anderen ver-
hindert werden müssen; allerdings sind es 
meist Journalisten, die die Verwechslungsgefahr 
vorschieben, um Namen nennen zu dürfen. 
Beispiel: Der Vizepräsident eines erstinstanzlichen 
Gerichts wurde wegen angeblicher Belästigung 
einer Lehrtochter verhaftet. Tags darauf gibt der 
Staatsanwalt den Namen mit der Begründung 
bekannt, dass elf Vizepräsidenten sich beschwert 
hätten. Einen Tag später stellt sich heraus, dass die 
Lehrtochter den Zwischenfall erfunden hatte.

Diese Regeln gelten analog für Privatpersonen 
überhaupt – auch außerhalb von laufenden
 weiter auf Seite 98

Zum Schutz der Privatsphäre ist die Identifizierung von Privat-
personen nicht nur vor Gericht ein heißes Eisen. Dafür traf der 
Presserat 2005 drei Grundsatzentscheidungen.

VON PETER STUDER
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Während des ersten weltweiten Tumults um die 
dänischen Mohammed-Karikaturen Mitte Februar 
erreichten zahlreiche Fragen den Presserat: Würde 

er es für unethisch halten, einzelne dänische Karikaturen nach-
zudrucken? 

Der Präsident gab Interviews. Das vierköpfige Präsidium 
publizierte eine kurze Mitteilung: Es sei publizistisch unbefriedi-
gend, über einen Kulturkonflikt dieser Dimension zu schreiben, 
ohne einen oder mehrere Belege abzubilden. Medienethisch 
müsse es zumindest erlaubt sein, Berichte über den Konflikt 
entsprechend zu illustrieren. 

Die Mitteilung stieß auf geteiltes Echo. In Leitartikeln auf der 
Frontseite distanzierten sich die Neue Zürcher Zeitung und der 
Zürcher Tages-Anzeiger – die beiden einflussreichsten Blätter 
der Deutschschweiz – vom Presserat. Ob man denn von der 
Pressefreiheit immer und rücksichtslos Gebrauch machen müsse? 
(NZZ). Mit dem Argument könne man alles und jedes publizie-
ren; das wolle doch auch der Presserat nicht (TA). Im angloame-
rikanischen Medienraum habe kein Blatt eine Abbildung als Beleg 
für nötig befunden (beide). Auch das Schweizer Fernsehen zeigte 
nichts: In religiösen Fragen sei besondere Zurückhaltung geboten. 
Andere – die NZZ am Sonntag und die Weltwoche zum Beispiel 
– bildeten Belege in unterschiedlicher Zahl und Größe ab.  

Auch wenn keine Beschwerde vorlag, vertiefte der Presserat 
das Thema in einer achtseitigen Stellungnahme, die er am am 28. 
März publizierte. Im Innern des Presserats mussten »altliberale« 
und »kommunitarische« Ansichten unter einen Hut gebracht 
werden. Erstere beriefen sich vor allem auf westeuropäisches 
Freiheitsdenken. Letztere betonten den Respekt vor religiösen 
Minderheiten. 

Zunächst wandte sich das Gremium dem Nachdruck der 
Karikaturen in Schweizer Medien zu, denn es beschränkt 
seinen Rügebereich seit jeher auf helvetische Eigengewächse. 
Der Presserat erkannte eine Normenkollision: Medienfreiheit 
kann bedeuten, Informationen auch dann zu publizieren, wenn 
sie einen Teil des Publikums provozieren. Gleichzeitig gelten 
Menschenwürde und Diskriminierungsschutz. Berichte über 
öffentlich interessierende Ereignisse sind ethisch (wie übrigens 
auch im Recht) grundsätzlich zulässig. Bei besonders heiklen 
Berichten und Bildern kann die Normenabwägung dazu führen, 
dass die Redaktion sich distanziert. Das schafft oft schon die 
journalistische Form – so das Prinzip des Gerichtsberichts. Und: 
Keine der Belegkarikaturen in der Schweiz erschien ohne analy-
sierende Begleittexte.

Ist der Nachdruck von Mohammed-Karikaturen abzuleh-
nen, weil er die geschützte Minderheit der rund 300.000 
Muslime in der Schweiz »diskriminiert«? Das Verbot diskri-
minierender Anspielungen soll nicht ausdehnend interpretiert 
werden, jedenfalls dann nicht, wenn sie sich  nicht mit einem 
verletzenden Unwerturteil verbinden.  Folglich sind  Schweizer 
Medien nicht von vornherein an ein Verbot der Abbildung des 
Propheten gebunden. Auch der Islam und die hier lebenden 
gläubigen Muslime müssen sich wie das Christentum und die 
Christen Karikaturen und erst recht Berichte über Karikaturen 
gefallen lassen. Das ergibt sich aus der Entwicklung der west-
europäischen Rechts- und Medienkultur seit der französischen 
Menschenrechtserklärung von 1789. Anders mag es sich im 
islamischen Kulturbereich verhalten, wo »das Sakrale« meist 
mit ungebrochener Kraft Recht und Gesellschaft dominiert. 

Natürlich kann die Verantwortung gebieten, nicht alles 
auszukosten, was Blasphemieverbote gerade noch zulassen.  
Immerhin sei angemerkt, dass keineswegs alle 12 in Dänemark 
geschaffenen Karikaturen ihre Ironie auf Mohammed richten: 
Eine greift direkt die dänische Redaktion an; einige die miss-
bräuchliche Inanspruchnahme Mohammeds durch gewalt-
tätige Fundamentalisten. Aus dem mitgelieferten Kontext ist 
jeweils abzulesen, ob diese Interpretation stichhaltig ist – oder 
eine, die den Islam an sich mit Terrorismus gleichsetzt.

In jahrelanger Praxis hat der Presserat eine Reihe von 
Karikaturregeln herausdestilliert: Inhaltlich sind Karikaturen 
zu einem wahren Faktenkern verpflichtet. Satire soll ver-
zerren, darf schmerzen, ist aber kein Freipass für Lügen. In 
der Form muss ein Weg gefunden werden zwischen Laxheit 
(dem Risiko von unerträglichen Verunglimpfungen) und 
lähmender Rücksichtnahme (die religiöse Satire unterdrückt). 
»Pragmatische Toleranz heute« heißt, absolute islamische 
Bildverbote weder zu verstehen noch zu billigen, aber »um 
des friedlichen Zusammenlebens willen« nicht grundlos und 
frivol mit ihnen zu experimentieren (so der Historiker Thomas 
Maissen).

Abschließend stellt der Presserat fest, die Abbildung 
von Mohammed-Karikaturen als Beleg sei zulässig gewesen, 
soweit sie verhältnismäßig erfolgte und das Thema jour-
nalistisch präsentierte. Den Maßstab für Zulässigkeit und 
Schranke von religiöser Satire setzten demokratisch aufge-
schlossene Zeitgenossen – und nicht empfindsame einzelne 
Glaubensangehörige   

(www.presserat.ch, Stellungnahme 11/2006). 

MOHAMMED-KARIKATUREN: FREIHEIT KONTRA RESPEKT 
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Justiz- oder Verwaltungsverfahren (Presserat, 
Stellungnahme 46/2005). Mit drei Fällen hat 
der Schweizer Presserat sich beschäftigt und 
Grundsatzentscheidungen gefällt.   

Grundsatzentscheidung 1
Gibt es eine Pflicht zur Namensnennung  (Presserat, 
Stellungnahme 25/2005)?

Die Basler Zeitung  berichtete mehrfach 
über den Strafprozess gegen eine 60-jährige 
Gynäkologin. Sie hatte ein Hochfrequenzgerät bei 
der Entfernung einer Gebärmutter falsch gehand-
habt und verursachte den Tod der Patientin. 
Das Gericht bestrafte die Ärztin mit einer 
Gefängnisstrafe (18 Monate) und verhängte ein 
fünfjähriges Operationsverbot. Die Zeitung nann-
te den Namen der Ärztin nicht. 

Sechs Tage später publizierte das Blatt die 
Nummer der Hotline einer NGO, der Patientenstelle 
Basel. Nochmals zehn Tage später berichtete die 
Zeitung, alle bisherigen Patientinnen seien amtlich 
benachrichtigt worden. 

Eine Beschwerde warf der Basler Zeitung  vor, 
den Namen der Ärztin verschwiegen zu haben: 
300 Patientinnen hätten die Hotline bemüht; ande-
re Gynäkologinnen seien wegen Verwechslungen 
zu Unrecht verdächtigt worden. 

Der Presserat gestand dem Beschwerdeführer 
zu, dass hier mehrere Ausnahmen vom Namens–
nennungsverbot vorlägen. Die Zeitung war befugt, 
die Gynäkologin zu identifizieren.  

Jedoch lasse sich aus dieser Ermächtigung im 
Umkehrschluss noch keine Pflicht ableiten. »Wer 
die Abzweigung vom Namensnennungsverbot 
verweigert, bewegt sich noch immer auf der 
Straße der Haupttugend« – also des Schutzes der 
Privatsphäre mit dem Ziel, die Bestrafte reso-
zialisieren zu können. Indem die Zeitung die 
Nummer der Hotline publizierte, wo der Name 
der Ärztin zu erfahren war,  genügte sie der 
Informationspflicht.

Grundsatzentscheidung 2
Bei Ärzten/Apothekern ist die Namensnennung 
erlaubt (Presserat, Stellungnahme 7/2005). 

Unter dem Titel »Illegale Dornacher 
Hormonsalbe« berichtete die Basler Zeitung über 
einen Verwaltungsstrafprozess im Nachbarkanton. 
Dabei nannte sie mehrmals den Namen des ver-

urteilten Apothekers. Prozessthema war, dass der 
Apotheker eine selbst hergestellte Kosmetiksalbe 
an Ärzte geliefert und vertrieben hatte, die als 
Heilmittel amtlich nicht zugelassen war.  

Der Apotheker beschwerte sich. Die Namens–
nennung sei nach dem Journalistenkodex unange-
bracht. Die Zeitung habe ihn vor der Publikation 
nicht angehört (Richtlinien. 7.6., 3.8.). 

Der Presserat bestätigte, dass ein Apotheker 
keine formelle Amtsfunktion wahrnehme. Jedoch  
handle es sich um einen zulassungspflichtigen 
Beruf im staatlichen Monopolbereich. Nehme der  
Genannte eine selbstständige oder leitende Stellung 
im Gesundheitswesen ein, sei die Namensnennung 
– übrigens auch bei Ärzten – gerechtfertigt.  

Jedoch sei bei reiner Berichterstattung über 
Justizverfahren keine Anhörung des Betroffenen 
erforderlich. Und: Der Reporter habe alles ver-
sucht, die Argumente des Bestraften in Gänze 
wiederzugeben. 

Grundsatzentscheidung 3
Trotz Todesanzeige dürfen Angehörige von 
Unglücksopfern nicht genannt werden (Presserat, 
Stellungnahme 46/2005).

Das Boulevard-Blatt Blick rapportierte sachlich 
über den Autounfall einer schweizerisch-türki-
schen Reisegesellschaft in der Türkei. Darin hieß 
es, »D.« und seine Frau seien gestorben. Eine 
namentlich genannte Tochter des Ehepaars D. sei 
»Präsidentin der kantonalen SP und engagierte 
Sozialarbeiterin«.  

Die Tochter beschwerte sich: Sie – Präsidentin 
einer kleinen SP-Lokalsektion – sei als Angehörige 
zu Unrecht identifiziert worden. Die Blick-
Redaktion beharrte darauf, der spektakuläre Unfall 
mit zahlreichen Schweizer und türkisch-schweize-
rischen Opfern »verlasse die strikte Privatsphäre 
der Hinterbliebenen«. 

Dem schloss sich der Presserat nicht an. Die 
Tochter arbeite zwar in der kleinen Ortssektion 
einer Partei und habe auf einer Parlamentsliste 
gestanden. Aber zwischen ihrem (bescheidenen) 
Prominenzwert und dem Unglück bestehe kein 
Zusammenhang. Mit der Veröffentlichung einer 
Todesanzeige hätten die Angehörigen – entgegen 
der Redaktionsmeinung – keineswegs in eine 
wesentlich weitergehende Berichterstattung im 
redaktionellen Teil mit Namen eingewilligt. �Q

Dr. Peter Studer ist 
seit 2001 Präsident 

des Schweizer 
Presserates.
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REGISSEUR IM SPRACHTHEATER

Mit E. A. Rauter starb ein großer Kämpfer für den besseren Ausdruck.

 

So richtig ärgern konnte sich Ernst 
Alexander Rauter über zweierlei: Wenn 
ihn eine Situation an seine Heimzeit 

erinnerte, vor allem aber, wenn jemand acht-
los mit der Sprache umging. Am 8. März 
versiegte sein Ärger für immer. Der Autor, 
Journalist und Journalistenlehrer starb in 
einem Münchner Krankenhaus, in das er nach 
einer unbedeutenden Sturzverletzung einge-
liefert worden war. Nach Komplikationen gab 
sein Körper im 77. Jahr auf.

 »Das Leben vergeht wie Funken«, gab ihm 
sein Vater im österreichischen Gurktal mit auf 
den Weg, als seine Mutter dem kleinen Bub 
»vor dem Kennenlernen wegstarb« und er 
seine Odyssee begann bei Pflegeeltern und 
in Erziehungsheimen, zwischen Kinderarbeit 
auf einem Bergbauernhof, Pflastermalen in Spanien und Aufbegehren 
gegen Gesellschaft, Kapitalismus und die Gleichgültigkeit. Da ihn die 
Schule »beim Lernen behinderte«, lernte er vom Leben. Erste Kontakte 
mit der Sprache machte er im Erziehungsheim, wo er in der Setzerei 
arbeiten durfte. Und hier infizierte sich Ernst Alexander unheilbar. 
»Ich lernte, Wörter haben ein Leben«, schreibt er darüber in seiner 
Autobiografie »Leben buchstabieren«, die sein letztes Buch werden 
sollte. Das letzte in einer langen Reihe. 

Waren es zu Beginn gesellschaftskritische Kampfschriften wie 
»Vom Faustkeil zur Fabrik« oder »Wie eine Meinung in einem Kopf 
entsteht«, so bildeten seine Sprachbücher den Abschluss. Daneben 
schrieb er ein Buch über die Folter, mehrere Theaterstücke, mach-
te Kabarett im Berlin der 60er Jahre, demonstrierte mit der APO 
gemeinsam mit Joschka Fischer und Rudi Dutschke und stillte seinen 
Wissensdurst bei Reisen durch Europa und durch Bücher, von denen er 
mehr als 6.000 sammelte. Seine Kontakte nutzte er auch für journalis-
tische Texte, fuhr für Reportagen in die Sowjetunion und bereiste Baja 
California. Eine zweite Heimat fand er für viele Jahre auf Mallorca. 
Und auch dort war es die Sprache, die ihm Zugang verschaffte. Er 
lernte Spanisch, indem er Deutschunterricht gab. Ein Mallorca-Buch 
zeugt von seiner genauen Beobachtungsgabe und der Lust am präzisen 
Formulieren ohne überflüssige Wörter. 

Dialekte und Sprache faszinierten ihn. »Ich bin ein Sprachgast«, 
erklärte er, und es machte ihm Spaß, von seinem bundesdeutschen 
Idiom plötzlich bei Seminaren in Österreich in uriges Kärntnerisch 
zu verfallen, um seine Herkunft zu beweisen. Genauso gut konnte 
er andere Dialekte nachmachen. Die Überraschung genoss er ebenso 

wie die Bewunderung – der meist weibli-
chen Teilnehmer. Die Suche nach Liebe und 
Anerkennung bewegte ihn als kleines Kind 
wie als alternder Dozent und Publizist. Diese 
Suche wurde auch nicht gestillt durch seine 
Kinder, zu denen er keinen Kontakt hatte, 
oder durch die Bewunderung der Frauen. 
Höchstens seine Lebensfreundin, seine Frau, 
schien ein ruhender Pol für ihn.

Mit Akribie und Elan konnte er bei einem 
Glas Rotwein, am liebsten Trollinger, von 
seinen Lieblingsthemen erzählen. Neben der 
Sprache waren das die Alpen und ihr ständiges 
Wachstum durch die Kontinentalverschiebung, 
sein Zwang, Messer zu schleifen oder der 
Tick, immer und überall Uhren zu haben, 
meist mehrere gleichzeitig. 

Seine eigentliche Berufung war aber die des Sprachlehrers, oder 
genauer: des Sprachbesessenen. Neben Vorträgen und Workshops 
in Journalistenschulen in Deutschland und Österreich kämpfte er 
mit seiner Kolumne in dieser Zeitschrift und auf der Homepage der 
Österreichischen Medienakademie gegen die Gedankenlosigkeit der 
Schreiber. »Ein überflüssiges Wort ist nicht überflüssig, sondern 
falsch«, lehrte er. 

Eine seiner Hauptthesen galt der Gewalt der Wörter. Zum einen 
dann, wenn sie richtig eingesetzt werden, zum anderen aber auch, 
wenn, wie er sagte, »die Texte sich selbst schreiben, den Autor nur 
benutzen, um auf das Papier zu kommen«. Darunter verstand Rauter 
die Zähigkeit, mit der schlechte Formulierungen in der Vorlage sich 
durch den Schreiber in den neuen Text schmuggeln. Dementsprechend 
gnadenlos beurteilte er Journalisten, die ihre Texte gedankenlos mit 
Füllwörtern zerstören oder protzige Formulierungen verwenden und 
»Wörter vor die Wirklichkeit stellen«. »Jeder Autor sollte seine Texte 
in Stein meißeln, überflüssige Wörter würden da verschwinden.« Er 
selbst drehte oft tagelang an einem Satz, strich weg und kämpfte um 
den besseren, genaueren Ausdruck. Dazu brauchte er Ruhe und seinen 
eigenen Rhythmus des Lebens.

Die letzten Jahre arbeitete er immer wieder an seiner Autobiografie, 
durchlebte manche Phasen wieder und näherte sich der Gegenwart. 
Den zweiten Teil wollte E. A. Rauter nun beginnen, doch nach »Leben 
buchstabieren« war sein Leben ausbuchstabiert. 

Meinrad Rahofer ist Geschäftsführer 
des Kuratoriums für Journalistenausbildung 

der Österreichischen Medienakademie in Salzburg.
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1.Rados, Antonia: Gucci gegen Allah. Der 
Kampf um den neuen Nahen Osten. 

München: Heyne, 2005, 350 S., 19,90 Euro. 
Als Kabul fällt, sitzt sie im Hotel in Islamabad 
vor dem Fernseher, überzeugt, den Beruf verfehlt 
zu haben: Als Reporterin ist sie nicht direkt am 
Kriegsschauplatz. 

Dieser professionelle Reflex scheint gerade in 
diesem Fall wohl ein wenig kokett: Es gibt kaum 
ein Krisengebiet, aus dessen Zentrum die ausge-
zeichnete RTL-Fernsehreporterin Antonia Rados 
nicht von vorderster Frontlinie und unter Einsatz 
ihres Lebens berichtete. 

»Gucci gegen Allah« – eine covergerecht 
vereinfachende Zuspitzung der These von der 
Unvereinbarkeit der Kulturen – verarbeitet 
die Ergebnisse ihrer Recherchen, Gespräche, 
Erlebnisse und Beobachtungen im Nahen Osten 
seit September 2001. Der Längsschnitt über fast 4 
Jahre zeigt den Wandel der Region, zeigt ihre dra-
matischen Veränderungen, die nach 9/11 durch 
Besatzungsmächte und einseitige Globalisierung 
hervorgerufen wurden. 

Rados’ Interesse gilt besonders dem Leben 
der Menschen. Davon und darüber erzählt sie 
respektvoll, behutsam und selbst in größter Gefahr 
unspektakulär.

Die TV-Reporterin nutzt die Möglichkeiten des 
flexiblen Mediums Buch für Analyse, Kontexte 
und Hintergrund. Sie beherrscht den erzähleri-
schen Wechsel von erklärender zu erlebender 
Perspektive, vom Politischen zum Persönlichen 
und beweist damit, wie eindrucksvoll und infor-
mativ Krisenjournalismus mit Abstand sein kann.

2.Willemsen, Roger: Hier spricht 
Guantánamo. Roger Willemsen inter-

viewt Ex-Häftlinge. Frankfurt/Main: Verlag 
Zweitausendeins, 2006, 237 S., 12,90 Euro. 
Guantánamo steht für physische und psychische 
Folter im umstrittenen US-Gefangenenlager auf 
Kuba. Für Verschleppungen und Inhaftierungen 
ohne ordentliche Gerichtsverhandlung. 

Dennoch bleiben Medienberichte vage und 
unkonkret. TV-Bilder zeigen das Lager aus großer 
Entfernung. In den Nachrichtenframes entsteht 
das Bild eines symbolischen Ortes der Sühne. 
»Über Guantánamo ist alles gesagt. Bis auf das, 
was die Häftlinge zu sagen hätten.« 

So beginnt der Publizist und Amnesty-
International-Sonderbotschafter Roger Willemsen 
sein Buch, um in der Folge fünf der 264 entlasse-
nen Häftlinge zu Wort kommen zu lassen. Diese 
berichten genau und detailliert, ohne Aggression, 
Empörung oder Klage über ihr Leben im Lager. 

Willemsen erweist sich als sehr zurückhalten-
der Fragesteller; die Interviews sind unkommen-
tiert und kaum bearbeitet veröffentlicht. Manche 
Aussage hat er nachrecherchiert, ein systemati-
scher Faktencheck erfolgte nicht. 

»Unsere Arbeit im Irak war eine unsichere, willkürliche Angelegenheit, die vom 
Wohlwollen des Informationsministeriums abhing. Sie wurde dadurch erleichtert, 
dass Saddams Staatsapparat funktionierte wie die Mafia. Es herrschte zwar Furcht 
vor dem obersten Boss, aber wer konnte, verfolgte seine eigenen Interessen und 
bereicherte sich so sehr wie nur möglich. Das ging so weit, dass innerhalb des 
Ministeriums Leute, die mit uns Reportern zu tun hatten, regelmäßig ausgetauscht 
wurden. Immer dann, wenn der Minister glaubte, der Konsul in der jordanischen 
Botschaft in Amman, wo unsere Visa ausgestellt wurden, hätte bereits genug für 
Reporter-Visa kassiert, wurde dieser zurückberufen. Natürlich musste er einen 
Anteil seiner Einnahmen an den Minister abliefern. So aber bekam ich gegen ein 
Honorar, das wir an den jeweiligen Konsul zahlten, immer wieder ein Visum.«    
     (Rados, Antonia: Gucci gegen Allah. Der Kampf um den neuen Nahen Osten.)

Top-Ten-Buch      
In jedem Quartal stellt Message die besten Bücher aus der Feder 
von Journalisten vor – ein Projekt des Instituts für Publizistik- und 
Kommunikationswissenschaften der Universität Wien.
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Dieses Buch ist vom Bemühen um Kom–
munikationsgerechtigkeit getragen, es erfüllt die 
Forderung »audiatur et altera pars« und schafft 
damit Aufklärung. 

Und manchmal passt es: Wenn jemand so 
anspruchsvoll schreibt, journalistisch denkt und 
handelt, dann ist man einem Glücksfall dieser sel-
tenen Gattung begegnet.  

3.Hutter, Andreas: Rasierklingen im 
Kopf. Ernst Spitz – Literat, Journalist, 

Aufklärer. Wien: Mandelbaum Verlag, 2006, 
302 Seiten, 19,90 EUR. 
Das vom kleinen Wiener Mandelbaum-Verlag wun-
derbar gestaltete Bändchen verbindet Monografie, 
Biografie und Lesebuch. Es ist eine Entdeckung 
aus dem Kanon Journalismus. Dabei fanden wir 
Ernst Spitz, ein zu Unrecht vergessener österrei-
chischer Journalist (1902 – 22.6.1940 »Auf der 
Flucht aus Buchenwald erschossen«). 

1924 wurde Spitz als unfreiwilliger teilnehmen-
der Beobachter bei einer Gefängnisstrafe(!) durch 
eine Serie von Reportagen berühmt. Titel als Buch 
(Umschlag John Heartfield!): Du gehst vorbei. 
Berichte über die Verhältnisse in österreichischen 
Gefängnissen. (Berlin, Wien 1924).

Andreas Hutter, Publizistikwissenschaftler und 
Tageszeitungsredakteur, legte vor Jahren eine 
Billy-Wilder-Biografie vor. Und eben dieser war 
als Billie S. Wilder der Kollege von Ernst Spitz in 
»Die Stunde des Emmerich Békessy«. Lebendiger 
wurde der Revolverjournalismus der 20er Jahre in 
Wien (und Berlin) noch nicht näher gebracht. 

Unser Spezialtipp: Fremdsprachiger 
Journalismus in der Übersetzung 
Ryszard Kapuscinski: Meine Reisen mit 
Herodot. »Die Andere Bibliothek«. Über-
setzt von Martin Pollack. Frankfurt: Eich-
born Verlag 2005, 360 Seiten, 24,90 Euro.
Diesmal geht RK weit zurück in die Geschichte, 
wenngleich seine Deutungen und Dokumentationen 

zu dem griechischen Historiker Herodot, der 500 
Jahre v. Chr. lebte, in den Beginn seiner eigenen 
journalistischen Karriere verwoben sind. 

So erfährt man viel aus der Autobiografie des 
künftigen Weltjournalisten und freut sich daran, 
hier in der Antike einen Vollblutjournalisten zu 
entdecken. Die wissenschaftlichen Gräzisten wer-
den das möglicherweise weniger amüsant finden. 

Wem Journalismus als Phänomen mit histori-
schem Hintergrund wichtig erscheint, der wird 
die Beweisführungen und Interpretationen die-
ses Buches mit Gewinn studieren. Und RK das 
Kompliment machen, dass er auf anmaßende oder 
erzwungen wirkende Modernisierungsversuche 
intellektuell souverän verzichtet hat.

PLATZ 4 BIS 10
4. Koch, Egmont R.: Atomwaffen für Al-Quaida. »Dr. 
No« und das Netzwerk des Terrors. Berlin: Aufbau-
Verlag, 2005, 348 Seiten, 19,90 Euro.

5. Opoczynski, Michael: Die Blutsauger der Nation. 
Wie ein entfesselter Kapitalismus uns ruiniert. 
München: Droemer, 2005, 270 Seiten, 6,90 Euro.

6. Herles, Wolfgang: Dann wählt mal schön. Wie 
wir unsere Demokratie ruinieren. München: Piper 
Verlag, 235 Seiten, 18,40 Euro.

7. Zimmer, Dieter E.: Sprache in Zeiten ihrer 
Unverbesserlichkeit. Hamburg: Hoffmann & Campe, 
2005, 368 Seiten, 23 Euro.

8. Verenkotte, Clemens: Das Ende der friedlichen 
Gesellschaft. Deutschlands Illusionen im globalen 
Krieg. München: Droemer, 2005, 336 Seiten, 19,90 
Euro. 

9. Sommer, Theo: 1945. Die Biografie eines Jahres. 
Reinbek: Rowohlt Verlag, 2005, 285 Seiten, 17,90 
Euro.

10. Bertram, Jürgen: Mattscheibe. Das Ende der 
Fernsehkultur. Frankfurt am Main: Fischer TB, 
2006, 240 Seiten, 8,95 Euro.

Zusammengestellt 
von Prof. Dr. 
Hannes Haas 
und Prof. Dr. 
Wolfgang R. 
Langenbucher.

Wolfgang R. 
Langenbucher ist 
Beiratsmitglied 
von Message.

   journalismus
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Berufsfeldforschung
DIE FRAUEN SIND
ANGEKOMMEN
Johanna Schwenk: Berufsfeld Journalismus. 
Aktuelle Befunde zur beruflichen Situation 
und Karriere von Frauen und Männern 
im Journalismus. München 2006, Verlag 
Reinhard Fischer. 308 Seiten, 20 Euro.

VON MICHAEL HALLER

Die Liste der Klagen über die Benachteiligung 
von Frauen im Journalistenberuf ist lang: 
Oft werden sie abgeschoben in so genann-

te Frauenressorts; oft müssen sie subalterne Tätig-
keiten ausüben und meist bleibt ihnen der Auf stieg 
in die Führungsetage verwehrt. Zudem haben 
Frauen die Doppelbelastung als Mütter zu tragen, 
aber werden schlechter bezahlt als ihre männli-
chen Kollegen. Stimmt das alles noch?

Die Medienwissenschaftlerin Johanna Schwenk 
ist dieser Frage nachgegangen. Mit Hilfe der 
Berufs verbände djv und dju und deren Mitglieder-
Zeitschriften sowie der Intranetseiten einiger 
Dritter Fernsehprogramme und dem Internetportal 
JoNet.org verbreitete sie 2003 einen Fragebogen 
zur Berufstätigkeit. Immerhin 1.128 der zurück-
gesandten Fragebogen konnte Frau Schwenk 
auswerten. Auch wenn mit diesem Verfahren 
keine Repräsentativität möglich war – der Anteil 
der Rundfunkjournalisten beispielsweise ist zu 
hoch, derjenige der Tageszeitungsjournalisten zu 
gering –, so sind die Befunde doch in verschiede-
ner Hinsicht aufschlussreich.

Augenfällig ist der Angleichungsprozess 
zwischen beiden Geschlechtern in Bezug auf 
Kompetenzen und Tätigkeitsfelder: Männer 
wie Frauen verfü gen inzwischen über dieselbe 
Professionalität und üben etwa dieselben Tätig-
keiten mit derselben Zufriedenheit aus. Ein 
Ranking der Über einstimmung zwischen Ressort-
zugehörigkeit und Wunschressort zeigt auf den 
Plätzen 1 bis 3 zwi schen den Geschlechtern Über-
ein stimmung (Feuilleton, Politik, Wissenschaft). 
Dass relativ mehr Männer in den Ressorts Sport, 
Wirtschaft, Technik tätig sind und mehr Frauen 
in den Ressorts Soziales/Familie, Ratgeber 
und Feuilleton, korreliert jedenfalls nicht mit 
Unzufriedenheit. Dort, wo Unterschiede beste-

hen, bleiben sie innerhalb der mit der Stich proben-
ziehung verbundenen Unschärfe.

Markante Unterschiede ermittelte Johanna 
Schwenk indessen bei der beruflichen Stellung 
und beim Einkommen. Nach wie vor dominieren 
Männer die Führungsetagen. Und nach wie vor 
beziehen die Männer für gleiche Tätigkeiten höhe-
re Gehälter. Während man Letzteres als skandalös 
bezeichnen muss, ist Ersteres schwieriger zu deu-
ten. Denn die auf den Karrierewunsch wie auch auf 
Beförderung gerichteten Antworten zeigen, dass 
die weiblichen Journalisten sich subjektiv kaum 
benachteiligt sehen und ihre Aufstiegschancen 
bis zur Ebene Chefredaktion als mindestens eben-
so aussichtsreich einstufen wie ihre männlichen 
Kollegen. Nicht zuletzt dieser Befund signalisiert, 
dass in der Redaktion, nicht aber beim Arbeitgeber 
die Gleichberechtigung vollzogen ist.

Drei Mängel schränken den Informationswert 
dieses Buches leider ein: Erstens die statistisch 
un zu reichende Datenanalyse (keine Signifikanzen, 
keine zusätzliche Gewichtung, um die Stichprobe 
zu entzerren); zweitens ein an Wiederholungen 
und auch an Fehlern überreicher Text; drittens 
for muliert die Autorin Interpretationen und 
Folgerungen, die eher den in der Genderforschung 
gängigen Klischees als den selbst erhobenen 
Befunden folgen, Motto: Es kann nicht sein, was 
nicht sein soll.

Lehrbuch
ORIENTIERUNG FÜR
MODERNE BÄNKELSÄNGER
Udo Branahl: Justizberichterstattung. Eine 
Einführung. Wiesbaden 2005, VS Verlag 
für Sozialwissenschaften. 348 Seiten, 29,90 
Euro.

VON GISELA FRIEDRICHSEN

Justiz und Medien haben ein sperriges Verhältnis 
zueinander. Das liegt vor allem daran, dass 
die Justiz ihre Aufgaben möglichst ungestört 

und unbeeinflusst von außen erledigen will, die 
Medien – und deren Konsumenten – aber bren-
nend daran interessiert sind zu erfahren, was 
andere Menschen einander alles antun, welche 
Sanktionen des Staates drohen, überhaupt: was 
erlaubt ist und was nicht. Das wussten die Bänkel-
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sänger des späten Mittelalters schon, die auf 
Märkten und Messen Geschichten über das Recht 
und die Verstöße dagegen vortrugen und vor 
Nachahmung warnten mit Szenen auf Brettern, 
den so genannten Bänkeln, gemalt. 

Nicht viel anderes tut heute die Justizbericht-
erstattung. Reportagen über Gerichtsverfahren 
finden großen Zuspruch in den Medien, denn 
die Justiz hat nach wie vor einen hohen Unter-
haltungswert, weil sie Sensationen und vor allem 
Emotionen liefert. Nur: Für nicht einschlägig vor-
gebildete Journalisten ist schwer zu durchschau-
en, was sich in der Justiz tatsächlich abspielt, wie 
Entscheidungen zu werten und welche Aufgaben 
die einzelnen Gerichtsbarkeiten nach welchen 
Regeln bearbeiten. Informationen sind oft nur müh-
sam zu bekommen oder werden nur dem zuteil, der 
genau weiß, an wen er sich mit welchem Anliegen 
wann am besten wendet. Justizpressesprecher wis-
sen leider nicht immer Bescheid, Richter scheuen 
häufig, nachdem sie schlechte Erfahrungen mit 
Journalisten gemacht haben, den Kontakt zur 
Presse – und Staatsanwälte haben das Spiel auf 
der Klaviatur der Medien längst geschäftstüchtigen 
Anwälten abgeschaut, was die Verlässlichkeit ihrer 
Mitteilungen inzwischen erheblich einschränkt.

Gerade der unerfahrene junge Journalist, der 
sich mit der Justiz beschäftigt, gerät also leicht 
in Gefahr, manipuliert zu werden. Umso begrü-
ßenswerter ist es daher, dass nun ein kompaktes 
Lehrbuch und Nachschlagewerk zum Thema 
»Justiz berichterstattung« vorliegt, das dem unkun-
digen Anfänger Wege weist im Umgang mit der 
Justiz, aber auch dem Routinier die alltägliche Arbeit 
erleichtert. Das fängt beim handlichen Format an 
und reicht über die informative Gliederung, die 
kurzgefassten, präzisen Einzel beiträge bis hin zu 
Tabellen, die einen raschen Überblick ermöglichen 
etwa über die durch schnittliche Verfahrensdauer 
vor den unter schiedlichen Gerichten, über die 
Zahl von Straftaten, Verdächtigen, Inhaftierten 
und deren Rückfälligkeit.

Autor Udo Branahl, Jurist und Medienrechtler am 
Institut für Journalistik an der Universität Dortmund, 
ist es gelungen, den spezifischen Er fordernissen 
des journalistischen Alltags Rechnung zu tragen. 
Er beschäftigt sich nicht nur mit den Aufgaben, 
der Organisation und den Verfahrensarten der 
Justiz, sondern er geht auch ausführlich auf die 

Informationsbeschaffung, auf mögliche Formen 
und Inhalte und vor allem die rechtlichen und 
ethischen Grenzen der Justizberichterstattung ein. 
Ein Blick in sein neues Lehrbuch erspart manch 
umständliche Recherche und bewahrt zumindest 
vor den gröbsten Fehlern. Wer das journalistische 
Handwerk beherrscht, wird auch von den zahlrei-
chen Quellenangaben und erläuternden Fußnoten 
dankbar Gebrauch machen.

Gisela Friedrichsen ist Gerichts -
reporterin beim Spiegel.

Recht
FÜR JURISTEN PFLICHT,
FÜR JOURNALISTEN NICHT
Matthias Rossi: Informationsfreiheits gesetz. 
Handkommentar. Baden-Baden 2006, 
Nomos. 267 Seiten, 58 Euro.

VON MANFRED REDELFS

Seit dem 1. Januar gilt für alle öffentlichen 
Stellen des Bundes das Informationsfreiheits-
gesetz (IFG), das mehr Verwaltungstrans-

parenz schafft: Jeder Bürger kann Infor mationen 
der Verwaltung einsehen oder Auskunft begehren, 
un abhängig von persönlicher Betroffenheit oder 
einem sonstigen berechtigten Interesse.

Allerdings ist das IFG restriktiver ausgefallen 
als von seinen Befürwortern erhofft. Es krankt 
an der Fülle der Ausnahmen vom Grundsatz der 
Transparenz und verzichtet auf längst etablierte 
rechtliche Standards wie der Festschreibung einer 
verbindlichen Antwortfrist. Auch die Unschärfe 
mancher Regelungen geht auf den politischen 
Konflikt zurück, denn die Verwaltung wollte ein 
Gesetz, das sie im Zweifelsfall zu ihren Gunsten 
auslegen kann. Der Anspruch, der eigentlich an ein 
Transparenzgesetz gestellt werden müsste, dass es 
nämlich auch in sich transparent und für Laien ver-
ständlich ist, wird somit leider nicht erfüllt. 

Unter diesen Umständen ist es aus der Per-
spektive eines Antragstellers besonders wichtig, 
über den Gesetzestext hinaus Orientierungspunkte 
zu haben, was er von der neuen Bestimmung 
erwarten darf und wie er sie am besten nutzt. 
Der Handkommentar von Matthias Rossi ist der 
erste umfassende Rechtskommentar, der zum 
IFG vorgelegt wurde. Rossi hat beim Verwaltungs-
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wissen schaftler Michael Kloepfer, einem Experten 
für Informationsrecht, über das Informationsfreih
eitsrecht habilitiert, ist also als profunder Kenner 
der Materie ausgewiesen. Inhaltlich folgt der 
Autor weitgehend der Linie, Ausnahmen vom 
Transparenzgebot eng auszulegen und damit das 
Grundanliegen des Gesetzes zu stützen. 

Lediglich beim umkämpften Thema der Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse argumentiert er auffal-
lend vorsichtig, wobei man ihm zu Gute halten 
muss, dass das Gesetz ihm hier auch keine faire 
Chance lässt. Der Handkommentar, der in klassi-
scher Weise dem Gesetzesaufbau folgt, ermöglicht 
es dem Nutzer, schnell die Bedeutung einzelner 
Paragrafen nachzuschlagen. Wer allerdings eine 
unkomplizierte und griffige Anleitung zum Gesetz 
sucht, wird auf eine Geduldsprobe gestellt, denn 
ein Gesetzeskommentar ist eben kein Leitfaden 
für Antragsteller, sondern wendet sich eher an ein 
juristisches Fachpublikum. Die juristische Dik tion 
durchzieht auch die Erläuterungen zu den Einzel-
bestimmungen. Das ist dem Werk nicht vorzuwer-
fen, aber potenzielle Käufer, die sich der Materie 
als Laien nähern, sollten darauf gefasst sein. 

Aus der Perspektive von Journalisten, die das 
IFG für Recherchen nutzen wollen, kommt er -
schwerend hinzu, dass sich aus ihrer Warte immer 
die Frage stellt, ob sie sich bei einem be  stimmten 
Informationsinteresse besser auf den Aus kunfts-
anspruch nach den Landespressegesetzen oder 
nach dem IFG berufen. Diese vergleichende Sicht-
weise einer bestimmten Berufsgruppe kann der 
Handkommentar naturgemäß nicht einnehmen. 

Abhilfe könnte hier eine Handreichung schaf-
fen, die zur Zeit von dem Bündnis aus Deutschem 
Journalistenverband, Deutscher Journalisten-Union, 
Netzwerk Recherche, Humanistischer Union und 
Transparency International vorbereitet wird, das 
sich nachdrücklich für das IFG stark gemacht 
hatte. Solange eine speziell auf Journalisten zuge-
schnittene Kommentierung noch nicht vorliegt, 
hilft die Veröffentlichung von Rossi all denen wei-
ter, die bereit sind, sich etwas gründlicher in den 
Gesetzestext und seine Erläuterungen einzulesen. 
Verlagsjuristen und andere Fachleute werden an 
diesem Kommentar ohnehin nicht vorbeikommen. 

Dr. Manfred Redelfs leitet die Recherche-
Abteilung bei Greenpeace und ist IFG-Experte 

des Netzwerks Recherche.

Italien
GEBURTSTAG 
EINES LEITMEDIUMS
Angelo Agostini: La Repubblica. Un‘idea 
dell‘Italia (1976-2006). Bologna 2005, Il 
Mulino. 170 Seiten, 11 Euro.

VON CRISTINA ELIA

Die zweitgrößte Tageszeitung Italiens, La 
Repubblica, feierte Anfang 2006 ihren 
30. Geburtstag. Aus diesem Anlass hat 

ihr der Publizistikwissenschaftler Angelo Agostini 
ein Buch gewidmet, in dem er zu klären versucht, 
warum gerade diese Zeitung so prägend auf den 
Journalismus in Italien gewirkt hat. Agostini arbei-
tet verschiedene Besonderheiten des Blattes heraus, 
unterstreicht aber vor allem, dass La Repubblica 
dem italienischen Journalismus seine eigenen 
Konzepte übergestülpt habe – insbesondere eine 
Blattstruktur, die sehr stark auf Themenseiten bzw. 
-strecken ausgerichtet ist: Die ersten 16 Seiten sind 
jeweils nur drei oder vier Tagesthemen gewidmet 

– Themen, die auf diese Weise zum Problemaufriss 
und auch zur Tagesagenda werden, also weit 
mehr sind als bloße Nachrichten. 

Italienische Zeitungen registrieren so nicht nur 
das Geschehen, sondern behaupten sich täglich 
neu als Agendasetter. Dieses Modell der »tema-
tizzazione« werde zwar einerseits oftmals zum 
Korsett und werfe Fragen auf – zum Beispiel, ob 
für andere wichtige Themen noch genügend Platz 
bleibe, so Agostini. Das Repubblica-Konzept habe 
aber so viel Erfolg gehabt, dass es seither alle ande-
ren Zeitungen nachahmten. Es sei schlichtweg 
»zum einzig denkbaren Modus geworden, wie 
man sich in Italien eine Tageszeitung vorstellt«. 

Agostini zeichnet ein positives Bild über die 
Entwicklung von La Repubblica, die politisch 
zwar eindeutig Farbe bekennt, in Italien aber 
trotzdem eine wichtige Rolle als Innovator spielt: 
Aus seiner Sicht war und ist La Repubblica von 
ihrem Beginn an so etwas wie die »Werkstatt der 
Identität, oder vielleicht besser, der Identitäten der 
italienischen Linken«. Diese Identität, die »ihrer 
selbst stets unsicher« sei, werde von der Zeitung 
»konstruiert«, und zwar »nicht nur politisch, son-
dern auch kulturell und auf Lebensstile bezogen«. 
Mit den Worten des derzeitigen Chefredakteurs 
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Ezio Mauro ergebe sich diese Identität »nicht als 
Antwort auf die Frage: ‚Wem fühlst du dich zuge-
hörig?’«, sondern eher auf die viel allgemeinere 
Frage: »Wer bist du?«

Das Buch setzt zwar gewisse Vorkenntnisse der 
politischen und medialen Begebenheiten Italiens 
voraus, ist aber niemals trocken, sondern in einer 
äußerst flüssigen Sprache geschrieben. Der Autor 
beendet sein Werk, indem er den Blick auf den 
ganzen Printmediensektor ausweitet und mehr 
als einmal die Frage nach der aktuellen Rolle der 
Printmedien aufwirft.

Cristina Elia ist wissenschaftliche 
Mitabeiterin am European Journalism 

Observatory in Lugano.

Medienfreiheit
KOSTEN UND 
NUTZEN DER ZENSUR
Gerald Hosp: Medienökonomik. 
Medienkonzentration, Zensur und soziale 
Kosten des Journalismus. Konstanz 2005, 
UVK. 362 Seiten, 34 Euro.

VON SUSANNE FENGLER

Seit einiger Zeit gewinnt die ökonomische Per-
spektive in der Forschung zum Journalismus 
an Bedeutung. Wissenschaftler diskutie-

ren beispielsweise darüber, ob sich nicht auch 
Journalisten letztendlich wie »Kaufleute« ver-
halten: Wenn sie abwägen, ob sie ihre knappe 
Ressource Zeit in ein Thema investieren sollen. 
Wenn sie Grenzkosten und Grenznutzen einer 
Recherche berechnen. Und wenn sie den »Ertrag« 
überschlagen, welchen sie sich – beispielsweise 
in Form von Quoten – oder Auflagensteigerung 
von einer Story versprechen.

Journalismusforscher, die Anleihen bei der 
Wirt schaftswissenschaft machen, kratzen aber 
nicht nur am hehren Idealbild des rasenden 
Reporters, der ausschließlich das Wohl des 
Publikums im Kopf hat – sie kommen zugleich 
zu spannenden neuen Perspektiven auf aktuelle 
Mediendebatten. Anregungen dieser Art finden 
sich auch in dem Band »Medienökonomik«, den 
Gerhard Hosp, zuvor Wirtschaftswissenschaftl
er an der Universität Fribourg und inzwischen 
Mitarbeiter der Neuen Zürcher Zeitung, kürzlich 

vorgelegt hat. Hosp diskutiert aus ökonomischer 
Sicht über Medienkonzentration, Medienzensur 
und das Verhältnis von PR und Journalismus.

Beispiel Zensur: Anders als viele feurige Kom-
men tatoren in der Tagespresse begnügt sich 
Hosp nicht damit, Eingriffe in die Medienfreiheit 
rundweg zu verdammen. Er wagt vielmehr das 
Gedankenexperiment, nüchtern gegeneinan-
der aufzurechnen, welche »Kosten« eigentlich 
durch die Zensur der Presse anfallen und wel-
che »Erträge« sich die Zensoren hiervon erhoffen. 
Illustriert wird dies nicht nur am Beispiel auto-
kratischer Regimes, sondern auch anhand von 
Selbstzensur in demokratischen Gesellschaften. 
So beobachtet Hosp in den USA für den Beginn 
der beiden Golfkriege eine hohe Bereitschaft der 
Bürger, eine Zensur der Kriegsberichterstattung 
zu unterstützen – und dies nicht nur, um dem 
Feind wichtige strategische Informationen vorzu-
enthalten, sondern auch und vor allem, um die 
»psychologischen Kosten« zu minimieren, die 
anfallen, wenn mögliche Gräuel taten der eigenen 
Armee bekannt werden. 

Indem Hosp die einschlägige Forschung resü-
miert, wirft er spannende Fragen von ungebroche-
ner Aktualität auf – man denke beispielsweise an 
die auch in den USA vielfach beklagte Selbstzensur 
der amerikanischen Medien, die auf die zweite 
Welle von Folter-Fotos aus dem Gefängnis Abu 
Ghraib mit größter Zurückhaltung reagierten. 

Beispiel Medienkonzentration: Hat die 
Abnahme von Wettbewerb auf dem Zeitungsmarkt 
in der Tat Qualitätseinbußen zur Folge gehabt? 
Hosp be leuchtet auch diese seit langem hitzig 
geführte Debatte aus ökonomischer Sicht von einer 
neuen Seite: Am Beispiel der Schweiz weist er 
nach, dass die Verarmung der Zeitungslandschaft 
auch dazu geführt hat, dass im Schnitt immer 
weniger Zeit in die Zeitungslektüre investiert 
wird – je geringer die Vielfalt, desto unzufriede-
ner also der Medienkonsument. 

Hosp bietet eine anregende, wenn auch nicht 
einfache Lektüre – und macht zugleich Lust da rauf, 
durch die »Brille« der Wirtschaftswissenschaft 
einen neuen Blick auf altbekannte Mediendebatten 
zu werfen.

Dr. Susanne Fengler ist Oberassistentin 
am Institut für Publizistikwissenschaft und 

Medienforschung der Universität Zürich.
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International
VOM WETTBEWERB 
AUF DEM MEDIENGLOBUS
Insa Sjurts: Strategien in der Medienbranche. 
Grundlagen und Fallbeispiele. Wiesbaden 
2005, Verlag Dr. Th. Gabler, 3., überarb. u. 
erw. Auflage. 523 Seiten, 46,90 Euro.

VON CONSTANZE FARDA

Zeitungen, Zeitschriften, Hörfunk, Fernsehen 
und das Internet werden als Medienteilmärkte 
in »Strategien der Medienbranche« behandelt. 

Darüber hinaus beschäftigt sich Insa Sjurts auch 
mit Cross-Media-Strategien und den Strategien der 
größten Medienunternehmen der Welt, also der 
Walt Disney Company, Viacom Inc., Vivendi Uni-
versal, Time Warner, News Corporation Ltd. und der 
Bertelsmann AG. Allein diese Aufzählung verdeut-
licht den hohen Anspruch des Buches, der durch-
aus als umfassend bezeichnet werden kann. Umso 
erfreulicher ist es, dass es der Autorin gelingt, diesen 
Anspruch auf nur (!) gut 500 Seiten einzulösen.

Der Blickwinkel ist überwiegend betriebswirt-
schaftlich. Die nationalen und internationalen 
Strate gien der einzelnen Unternehmen werden 
rück blickend betrachtet bzw. rekonstruiert, aber 
keine Rezepte für Strategien in der Medienbranche 
geliefert, was vielleicht der Titel vermuten lässt. 
Die volkswirtschaftliche Perspektive bindet die 
Autorin im Rahmen einer Tendenzabschätzung der 
Wirkungen von Wettbewerbsprozessen ein. Ein 
Unterfangen, auf welches viele andere Autoren 
zumeist mit der Begründung mangelnder Daten 
verzichten. 

Trotz dieser wirtschaftswissenschaftlichen 
Perspektive liest sich das Buch sehr flüssig, der 
Stil ist klar und prägnant, verzichtet aber nicht 
auf Fachbegriffe. Es beinhaltet eine Vielzahl von 
nützlichen Daten und Fakten zu den behandelten 
Medienunternehmen. Die Autorin bezieht sich 
auf die wesentlichen Aktivitäten der einzelnen 
Wettbewerber, ohne jedoch den Eindruck zu hin-
terlassen, dass grundsätzliche Informationen fehlen. 
In diesem Sinn kann das Buch als Nachschlagewerk 
verstanden werden, was durch den systemati-
schen und identischen Aufbau der einzelnen 
Kapitel unterstützt wird. Dieser Aufbau eröffnet 
auch einen Vergleich über die verschiedenen 

Medienteilmärkte hinweg. Zusammenfassungen 
und teilweise sehr aufwendig gestaltete Grafiken 
runden die praktische Handhabe des Buches ab. 
Die Sprache ist klar, der Aufbau übersichtlich, der 
Inhalt ist umfassend und informativ. Und es ver-
kürzt die Recherche über Medienunternehmen 
ungemein.

 Dr. Constanze Farda vertritt die Professur für 
Wirtschaftskommunikation an der Fach hoch-
schule für Technik und Wirtschaft in Berlin.

Lehrbuch
GANZ NAH AN 
DER FERNSEHPRAXIS
Martin Ordolff: Fernsehjournalismus. 
Konstanz 2005, UVK. 412 Seiten, 29,90 
Euro.

VON SEBASTIAN KÖHLER

Arbeitswelten und Berufsbilder von Fernseh-
journalisten ändern sich derzeit vergleichs-
weise grundlegend. Sinnvoll also, dass 

Martin Ordolff und der UVK-Verlag es unternom-
men haben, dem Klassiker aus dem List-Verlag 
»Fern  seh-Journalismus« von Gerhard Schult und 
Axel Buchholz eine Alternative zur Seite zu 
stellen. Ordolff ist erfahrener ZDF-Journalist und 
auch in der Journalistenausbildung seit langem 
bewährt. Wer als Journalist vor allem lernen will, 
wie im Fern sehjournalismus erfolgreich produziert 
wird, kommt mit dem Buch sehr weitgehend auf 
seine Kosten. Eher nicht hingegen diejenigen, die 
auch wissen möchten, warum so oder so gearbei-
tet wird und inwiefern bzw. wie es auch anders 
ginge. Denn Ordolff erhebt ausdrücklich keinen 
»wissenschaftlichen Anspruch« (S. 12), reflektiert 
oder historisiert daher kaum. 

Andererseits sind auch technische Details, 
Design fragen oder Kostenkalkulationen nicht 
Schwerpunkt dieses Bandes. Stattdessen kon-
zentrieren sich Ordolff und seine Mitstreitenden 
(darunter auch bekannte wie Bettina Warken, 
Stefan Wachtel oder Bodo Witzke) auf einen 
umfassenden Überblick über das Handwerk der 
Fernsehjournalisten. Auf nicht mehr und auf nicht 
weniger: »ganz nah an der Praxis« (S. 13) und 
mit vielen, zum Teil schon sehr detaillierten Tipps 
für den Arbeitsalltag. Und diesen Anspruch lösen 
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sie auch überzeugend ein, vor allem hinsichtlich 
Breite und Aktualität.

Allerdings: Die qualitätsrelevanten »Sach zwänge« 
(z.B. S. 32) hätten schon näher bestimmt werden 
können. Tendenziell geht es zu sehr um erfolgrei-
ches Produzieren im Sinne von Marktgängigkeit 
(z.B. S. 138, 155, 166, 242) als beispielsweise um 
gelingende gesellschaftliche Kommunikation. An 
einigen Stellen ist die Schreibweise zu dicht am 
Alltag orientiert (»Leute ablenken«, S. 19, Material 
»ab spielen«, S. 159), an anderen wiederum zu 
sehr auf die Praxis in den öffentlich-rechtlichen 
Anstalten fokussiert (z.B. S.173, 181). Ärgerlich ist 
es, wenn Co-Autor Halim Hosny richtig äußert, dass 
Konflikte von Menschen gemacht werden, er aber 
zehn Zeilen später naturalisierend vom »Ausbruch 
des Krieges« schreibt (S. 213). Gelegentlich hätte 
nicht nur an jener Stelle das Lektorat sorgfältiger 
sein dürfen, selbst wenn sich die meisten diesbe-
züglichen Fehler im Fernsehen wahrscheinlich 
»versenden« würden. Auch insofern bleibt das 
Buch »ganz nah an der Praxis«.

 Dr. Sebastian Köhler leitet die Lehr redak tion 
Fernsehen der Journalistisk am 

Leipziger Institut für 
Kommunik a tions- und Medienwissenschaft.

Lehrbuch 
BADEN GEHEN
IM REGELWERK
Markus Reiter: Überschrift, Vorspann, 
Bildunterschrift. Konstanz 2006, UVK. 138 
Seiten, 19,90 Euro.

VON CHRISTIAN BLEHER

Die Überschrift steht über den Dingen, von 
denen sie kündet. Vom Buch mit dem Titel 
»Überschrift, Vorspann, Bildunterschrift« 

lässt sich das nicht durchweg behaupten. Zwar 
verspricht der Klappentext, Autor Reiter erläute-
re »knapp und verständlich die Regeln für gute 
Überschriften, Vorspänne und Bildunterschriften«. 
Und tatsächlich beginnt das Werk verständlich 
mit der groben Unter scheidung in nachrichtli-
che und zeitschriftenartige Aufmachungen und 
erläutert, warum Blattmacher mit der Ressource 
Aufmerksamkeit achtsam umgehen sollten 
(»Küchenzuruf«/ »Aufmerksamkeitstrichter«). 

Doch je feiner die Kategorien in der Folge wer-
den, desto wilder gebärdet es sich als Regel-Werk. 
Regeln sind nicht an sich verkehrt. Dass sie in 
diesem Fall zuweilen verunsichern, liegt an ihrer 
Masse – und der dürftigen Trennschärfe. 

Da sprudelt und schäumt es nur so im Regel-Zuber 
vor »zehn Regeln für die Sprache in der Überschrift«, 
»sechs Regeln für Zeitschriftenvorspänne«, »fünf 
Typen von Vorspännen«, »zwölf Regeln für Bild-
unterschriften, »fünf Regeln zur BU«, »vier Stolper-
fallen beim Vorspann« – und der Sinn geht baden. 
Im Kapitel »Die Bildunterschrift« lautet Regel 2: 
»Die Text-Bild-Schere vermeiden.« Stimmt. Fragt 
sich nur, warum später im Kapitel »Schmuckbilder« 
unter Regel 4 schon wieder steht: »Bild-Text-Schere 
vermeiden!« Diesmal in umgekehrter Reihenfolge 
und mit Ausrufezeichen. Angesichts fragwürdiger 
und bisweilen gar widersprüchlicher Erklärungen, 
Beispiele und Zuordnungen gerät der Ton erstaun-
lich schnittig. Regel 5 im Kapitel »Überschrift«, 
schnarrt den Leser an: »Infinitive sind verboten.« 
Wo Regel 3 soeben noch kumpelhaft geraunt hatte: 
»Der Verzicht auf Verben ist erlaubt.«

Die Grafik des Buches vermeidet die gröbs-
ten Fehler des in dieser Hinsicht chaotischen 
Überschriften-Werks von Esslinger/Schneider (List, 
1993), die ein Verwirrspiel mit Typen, Schrift graden, 
Kursivierungen, Fettungen und dergleichen geboten 
hatten. Die Orientierung fällt allerdings auch auf 
diesen 138 Seiten nicht immer leicht. Auch sprach-
liche Unschärfen (»Der Satz ist zwar im Passiv ...«) 
mindern den Lesespaß, ebenso die allzu häufigen 
Grammatikfehler: »Dieses Buch ist voller Regeln, 
Hinweisen und Verboten«, steht im selbstkriti-
schen Schlusswort. Regelrecht verwirrend wird es, 
wenn unter dem knappen Verweis auf die Tempora 
Perfekt und Imperfekt verwechselt werden. Für den 
Semantik-Freund bedenklich auch pauschalisieren-
de Spiegelstrichsätze: »Auf Adjektive möglichst ver-
zichten. Die Sätze werden dadurch schlanker und 
verständlicher.« Viel zu kurz kommen die Hinweise 
zum kreativen Erarbeiten einer Aufmachung. 

Genießbar ist das Buch, sobald der Autor den 
Helm des Sprachfeldwebels absetzt, etwa wenn 
er schräge Überschriften in passende verwandelt 

– und derlei Metamorphosen pointiert erklärt.
Christian Bleher ist freier Journalist und lehrt 
u.a. an der Deutschen Journalistenschule und 

der Akademie der Bayerischen Presse.
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Einen Schlag mit   

A
ls Charles de Gaulle Regierungschef 
wurde, 1958, bekam er die geheime, 
drei Seiten lange Liste der von seinen 
Amtsvorgängern honorierten Journalisten 

zu sehen mit der Bemerkung: Ähnliche Listen 
würden in fast allen Ministerien geführt, und 
natürlich auch im Elysée-Palast, in den de Gaulle 
dann als Staatspräsident einzog.

Nicht nur diese Intimität der Beziehungen 
zwischen Staat und Medien hat die französischen 
Journalisten zur Sanftmut erzogen, auch eine 
ökonomische Leine: Bis 1967 legte die Regierung 
den Einzelverkaufspreis der französischen Tages-
zeitungen fest.

Höfliche Formel
Vor allem aber wurde journalistischer Kampfgeist 
von einem spezifisch französischen Drang 
zum phi   losophierenden Es                       say, zur literarischen 

Exposition eines 
möglichst geschlif-
fen schreiben den, 
möglichst be  rühmten 
Au tors gebremst, in 
des sen entrückter 
Ge  dankenwelt ba  na -
le Fakten eine un      ter -
geordnete Rolle spiel-
ten. 

Vorbild für sol-
cherart gepflegten 
Journalismus des poli-
tischen Salons war 
jahrzehntelang der 
gefeierte Romancier 
und feurige de Gaulle-

Anbeter Francois Mauriac, dessen berühmte »Bloc 
Notes« erst im konservativen Figaro, dann im lin-
ken Express die elitären Pariser Geister in Wallung 
brachten. Kritik verkleidete sich da üblicherweise 
mit der höflichen Formel: »On peut se demander, 
si ...« (Man kann sich fragen, ob ...)

Was Wunder, dass auf diesem Boden der inves-
tigative Journalismus angelsächsischer Prägung 
lange Zeit außer kleinformatig im satirischen Le 
Canard Enchaîné keine Chance hatte. Ihn ent-
deckte erst Jacques Derogy (1925 – 1997). Der war 
von Blättern mit so aufrührerischen Namen wie 
Franc Tireur und Libération zur Wochenzeitschrift 
Express gestoßen, dessen Herausgeber Jean-
Jacques Servan-Schreiber sein Medium inzwi-
schen zum Kampfblatt gegen den französischen 
Kolonialkrieg in Algerien (1954 – 1962) gemacht 
hatte. Und gekämpft wurde damals nicht nur in 
Algerien sondern auch in Frankreich selbst.

Todesumstände ungeklärt
Von Januar bis Oktober 1961 brachten algerische 
Terroristen aus Rache für ermordete Landsleute 
wahllos 22 französische Polizisten um. Die 
Morde machte die ohnehin scharfe Pariser Polizei 
noch schießwütiger. Nach Dienstschluss jagten 
Exekutionskommandos Algerier, angefeuert durch 
den Polizeipräfekten Maurice Papon, der erst 
1997 wegen Beihilfe zur Judendeportation im 
Zweiten Weltkrieg zu zehn Jahren Gefängnis ver-
urteilt wurde. 1961 gab er die Parole aus: »Jeden 
Schlag mit zehn Schlägen vergelten.«

Das musste man den Gesetzeshütern nicht 
zweimal sagen. Von August bis Oktober 1961 
wurden 114 Leichen von Algeriern in die 
Pariser Gerichtsmedizin eingeliefert, deren Todes-

Dass die Pariser Polizei 1961 wahllos Algerier ermordete, ließ die 
französische Öffentlichkeit kalt. Nur Jacques Derogy recherchierte 
– und erfand für Frankreich den investigativen Journalismus.

VON DIETER WILD

Auf dieser Seite berichten 
Jour na listik-Fachleute über 

Umbrüche und Stern stun  den, 
die den Jour nalis mus nach haltig 
verändert und zum Berufs bild 
des Jour nalisten beigetragen 
haben. 

Jacques Derogy

S. 108-109 Highlight.indd   108S. 108-109 Highlight.indd   108 28.03.2006   11:58:10 Uhr28.03.2006   11:58:10 Uhr
Prozessfarbe CyanProzessfarbe Cyan Prozessfarbe MagentaProzessfarbe Magenta Prozessfarbe GelbProzessfarbe Gelb Prozessfarbe SchwarzProzessfarbe Schwarz



109

HIGHLIGHT

���Q��2 / 2006

  zehn vergelten
umstände ungeklärt blieben. In diesem aufgeheiz-
ten Klima organisierten die Algerier in Paris am 
17. Oktober trotz Verbots große, aber friedliche 
Demonstrationen, unter anderem an der Oper, 
im Quartier Latin und auf dem Boulevard Bonne 
Nouvelle. Die Polizei schlug freudig zu.

Die hehre Leitartikelpraxis verachtend, ging 
Derogy vor Ort, unter anderem an die Seine-
Brücke bei der Metrostation Saint-Michel, wo 
enthemmte Polizisten zahlreiche Algerier, teils 
noch lebend, teils schon erschossen, in die Seine 
geworfen hatten. Allein auf dem Bürgersteig des 
Boulevard Bonne Nouvelle zählte er zwölf Tote. 

Die Gesamtzahl der Opfer schwankt je nach 
Schätzung zwischen 35 und 200. Derogy zitier-
te einen Mitarbeiter des gaullistischen Premiers 
Michel Debré , der meinte, man werde wohl bald 
»eine Statistik für die durch Kugeln Ertrunkenen« 
führen müssen. Der Regisseur Jacques Panijel 
sprach einen Seine-Angler, den die Leichen von 
»Kameltreibern« in seinem Fluss langweilten: »Die 
schwimmen hier regelmäßig vorbei, hinunter nach 
Rouen.«

Von 25.000 Demonstranten waren schließ-
lich 17.000 festgenommen und in Sportstadien 
»geparkt«, viele wurden misshandelt und gequält, 
beschuldigte Polizisten gedeckt oder amnestiert. 
Die französische Öffentlichkeit regte das alles 
nicht sonderlich auf, schließlich hatten die unifor-
mierten Täter die Hauptstadt gegen den nordafri-
kanischen Feind »gehalten«.

Nach geübtem Muster
Ebenso glimpflich kam die Polizei vier Monate 
später nach einem ähnlichen Exzess davon: Am 
8. Februar 1962 hatten Gewerkschaften und 
die Kommunistische Partei an der Bastille zu 
einer großen Demonstration gegen die rechte 
Terrortruppe OAS (Organisation de l’Armée secrè-
te) aufgerufen. Rund 60.000 Menschen kamen 
und skandierten »OAS Assassin« (OAS Mörder). 
Die Polizei knüppelte nach geübtem Muster. In 
der Metro-Station Charonne drängten wütende 
Ordnungshüter neun Algerier mit Schlagstöcken 

in eine Ecke und schossen – neun Tote. Mutig 
enthüllte Derogy im Express die Hintergründe, 
vor allem die innige Beziehung zwischen OAS und 
Polizei, und er nannte Namen. Ein Polizist ver-
klagte ihn wegen Verleumdung. Im Gerichtssaal 
wurde ein Beamter der Polizeipräfektur mit den 
Worten zitiert: »So lange es nicht vier Charonnes 
gibt, kriegen wir keinen Frieden.«

1963 deckte Derogy auf, dass der Staat in 
einem großen Immobilienskandal statt der eigenen 
Beamten den Architekten Fernand Pouillon ver-
folgt hatte. Der war untergetaucht, Derogy fand 
ihn in der Schweiz und half durch ein Interview 
mit Pouillon, ihn zu entlasten.

Investigativer Schein
Ende 1966 veröffentlichte der Express in sechs 
Ausgaben eine große Enquete mit zahlreichen 
Zeugenaussagen über die Entführung und 
Ermordung des marokkanischen Exilpolitikers 
Ben Barka in Frankreich – ein bis heute letztlich 
nicht aufgeklärtes Verbrechen, das indes nur dank 
Kollaboration zwischen dem marokkanischen 
Geheimdienst und der französischen Polizei ver-
übt worden sein konnte.

Zu dieser Zeit hatte Jacques Derogy längst ein 
ganzes Team von Rechercheuren zur Verfügung 
– der investigative Journalismus war in Frankreich 
angekommen. 

1979 enthüllte der Canard, dass Staatspräsident 
Giscard d’Estaing von dem blutigen zentralafri-
kanischen Diktator und selbst ernannten Kaiser 
Bokassa Diamanten angenommen hatte. Achtzehn 
Monate vor der Präsidentschaftswahl von 1981 
half der Skandal, dass Giscard die Wahl gegen 
Mitterrand verlor.

Aber erst seit den 80er Jahren sehen mehr als nur 
eine handvoll französischer Kollegen im investiga-
tiven Journalismus ihre Berufung. Schließlich kom-
pensierten etliche von ihnen die Verspätung durch 
ein Übersoll an schlecht belegten Enthüllungen. 
Wie zuvor die gepflegte Leitartikelkultur blüht 
in Frankreich jetzt neben der echten Recherche  
allzu häufig der investigative Schein. �Q

Dr. Dieter Wild, 
ehemaliger stell-
vertretender 
Chefredakteur 
des Spiegel, ist 
Beitratsmitglied   
von Message.
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TOM KNIEPER´S CARTOON CORNER
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Der schwedische Karikaturist Riber Hansson zeichnet für die Samstagszeitung Sydsvenskan. Er kooperiert mit 
Cagle Cartoons und hat einen eigenen Webauftritt unter www.riber.net.

Riber Hansson war der erste Zeichner, der das Thema »Karikaturenstreit« durch die Darstellung zweier Minarette 
umsetzte. Andere Zeichner folgten nach – etwa Jürgen Tomicek, dessen Variante die Verbandszeitschrift Journalist 
aufs Cover hob (3/06). 

Links pocht der säkularisierte Journalist auf die Meinungsfreiheit, rechts verweist der Muezzin auf die Religionsfrei-
heit. Durch den vom Pressevertreter gezeigten Stinkefinger verweist Hanssons Original auf die bewusste Provokation 
der muslimischen Minderheit in Dänemark und wirft eine Frage auf, die in den späteren Zeichnungen verloren 
gegangen ist: ob die Meinungs- und Pressefreiheit nicht doch ihre Schranken in ethischen Prinzipien findet. 

Dr. Thomas Knieper ist Kommunikationswissenschaftler an der Universität München.
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